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Wir kommen zur Gruppe fünf Gesundheitswesen 
und körperliche Ertüchtigung. Berichterstatter ist 
Herr Abgeordneter Alois Klobasa. Ich erteile ihm 
das Wort . 

Berichterstatter Abg. Klobasa: Hohes Haus! Poli­
tik ist Wille zur Veränderung, Gesundheitspolitik 
daher auch heute notwendig, denn die Ordnung in 
der Gesellschaft, die Adaptierung an diese verän­
derte Umwelt müssen durch Maßnahmen einer um­
fassenden Vorsorge und Hygiene ermöglicht wer­
ben. Wieviel hat sich in unserem Land in den letz­
ten Jahrzehnten verändert . Das Petroleumlicht wich 
dem elektrischen Licht, die Staubstraße wurde zur 
breiten Schnellstraße, wo früher in den Städten un­
sere Jugend dem „Fetzenlaberl" nachstürmte, s tehen 
heute schön geordnet Hundert von Pkw,s. Der Bett­
ler ist Gott sei Dank vor der Wohnungstür ganz sel­
ten geworden. Aus der „Gstättn" ist ein schöner 
Park geworden. Und galt es zur Zeit der Jahrhun­
dertwende noch als soziale Diffamierung, wenn eine 
Frau zur Entbindung ein Spital aufsuchte, so ist letz­
teres heute zur Selbstverständlichkeit geworden. 
Heute, sehr geehrte Damen und Herren, ist jedes 
Spitalsbett zu einer Mangelware geworden. 

Da im Jahre rund zwei Millionen Verpflegstage 
in den steirischen Spitälern registriert werden, er­
gibt eine einfache Rechnung, daß jeder Steirer im 
Jahre zwei Tage in einem Krankenhaus verbringt 
(Abg. S c h e e r : „Das tut er nicht!"). Ein Regiment 
WirÄTzteh ,^he~ÄTmee von Pflegepersonen sind in 
. den Dienst gestellt, t rotzdem sind -aber noch immer 
zu wenig. Manche Krankheiten haben früher ganze 
Landstriche oder Stadtviertel dezimiert, sie haben 
heute ihren Schrecken verloren. Es ist daher nicht 
verwunderlich, daß auf Grund der aufgezeigten Tat­
sachen auch das Kapitel Gesundheitswesen entspre­
chend hoch dotiert ist. Die Gesamtausgaben wur­
den für das J ah r 1966 mit 547,078.500 S errechnet, 
denen nur Einnahmen von 315,243.700 S gegenüber­
stehen. Den ungeheuren technischen und rotieren­
den Kräften der Gegenwart wird ebenso ein un­
geheurer Tribut an Menschen, die Unfälle erleiden, 
gegenüberstellt. Die Zahl der Erstehilfeleistungen, 
der lebensrettenden, die Zahl der wiederherstellen­
den, sanierenden Operationen und ein wahrer Strom 
von Blut, das wir für Transfusionen brauchen, be­
weisen dies. Allein das Landeskrankenhaus Graz 
wird im kommenden Jahr über V4 Milliarde S brau­
chen. Die Sonderkrankenhäuser und Heilstätten mit 
den Heil- und Pflegeanstalten werden dem Land 
Steiermark 100 Millionen Schilling abverlangen. 

-Nicht unerwähnt sollen die Leistungen für die 
körperliche Ertüchtigung, die allgemeine Jugend­
förderung und die Förderung der Jugendherbergen 
bleiben. 

Alles in allem, ein Voranschlag, der des Landes 
Steiermark würdig ist und der dem zuständigen Re­
ferenten jenes Rüstzeug in die Hand gibt, um auch 
im kommenden J ahr den anfallenden Aufgaben mit 
Gelassenheit und Zuversicht entgegentreten zu kön­
nen. Meine Damen und Herren! Der Finanz-Aus­
schuß hat sich auch mit den Ansätzen der Gruppe 
fünf eingehend befaßt, und ich darf Sie bitten, ihnen 
die Zustimmung zu geben. 

iode. — 14., 15. und 16vDezember 1965. 

Präsident Dr. Kaan: Zu Wort gemeldet hat sich 
der Herr Abgeordnete Dr. Josef Pittermann. Ich er­
teile es ihm. 

Abg. Dr. Pittermann: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Wenn man nach zwölf Jahren wieder 
einmal die Ehre hat, zum Kapitel fünf zu sprechen, 
dann ist es wohl selbstverständlich, daß man sich 
zuerst das Protokoll dieses Jahres vornimmt, um 
Vergleiche zu ziehen. Das Ergebnis dieses Verglei­
ches ist, daß damals vor 12 J ah ren die Probleme im 
Wesentlichen nicht andere waren, als wir sie heute 
haben, j a daß sich manche noch verschärfen. Dann, 
Hohes Haus, scheint die Frage berechtigt, ob wir in 
der Lage waren, den Problemen dieses Kapitels ent­
sprechend den Erfordernissen unserer Zeit mitzu­
kommen. Ich will nur ein paar dieser Probleme auf­
zeigen, damit speziell die jüngeren Damen und Her­
ren dieses Hauses erkennen, daß es dieselben Pro­
bleme waren: Mangel an Unterkunftsraum für die 
Schwestern, für das Personal, die Diskussionen um 
den Bau des Landeskrankenhauses Wagna, das 
Distriktsärztegesetz, Neubau und Verbesserungen 
der bestehenden Krankenhäuser, der Bettenmangel, 
Nachtdienstzulage der Spitalsärzte, der Röntgenzug, 
die Einführung der 55-Stunden-Woche, das Hebam­
menproblem und nicht zuletzt der Abgang bzw. der 
Zuschuß des Landes. 

Und Sie werden sich erinnern, meine sehr geehr-
J^JKol legen , d a i y i a m A l s j ^ e J ^ i e m 
partei durch ihre Sprecher, es ist Kollege Stöffler, 
dann ich, hinter mir wieder Kollege: Stöffler, cTen 
damaligen Abgang, der sich so um die zehn Mil­
lionen bewegt, darauf zurückführte, daß die Ver­
waltung unserer Krankenhäuser nicht wirtschaftlich 
genug nach ökonomischen Grundsätzen geführt wur­
den. Darum ging es. Wir haben uns immer dazu be­
kannt, daß die Zuschüsse des Landes zu diesem Ka­
pitel berechtigt sind, aber nur unter der Vorausset­
zung, daß die Verwaltung ökonomisch geführt wird. 
Diese unsere Haltung — auch das muß ich heute 
wieder aus der Erinnerung hervorrufen — hat uns 
in großen Lettern in der „Neuen Zeit" den Vorwurf 
eingebracht „die ÖVP will an den Kranken sparen." 
Die Dialektik haben Sie damals schon in reichem 
Maße betrieben. (Abg. B r a n d l : „Da war was 
dran!" — Abg. Vinzenz L a c k n e r : „Das habt ihr 
dann aber gelernt!" — Landesrat W e g a r t : „Wenn 
man es immer wieder liest, muß man es ja lernen!") 
Ich, meine Damen und Herren, möchte heute aner­
kennen, daß sich auf diesem Gebiet, unter Ihrem 
Vorgänger, Herr Landesrat Sebastian, und auch 
unter Ihrer Führung, die Dinge zum Guten gewendet 
haben, daß wir aber heute ungeachtet dessen mit 
Sorge den steigenden Zuschuß des Landes feststel­
len müssen. Um nur ein paar Zahlen %d nennen, be­
trug er 

1950 12,4 Millionen Schilling, 
1955 31,6 Millionen Schilling, 
1960 69,5 Millionen Schilling, 
1965 146,2 Millionen Schilling, 

und 1966 werden es 182,1 Millionen Schilling sein, das 
sind also nahezu 300 %>, um die sich in zehn Jahren 
der Abgang gesteigert hat, (Landesrat S e b a s t i a n : 
„Herr Kollege Dr. Pittermann, Sie haben das Präli-
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minare genommen, nehmen Sie den Rechnungsab­
schluß, dann schaut das ganz anders aus!") In der 
Folgerung und in der Nutzanwendung wird sich 
aber dadurch nicht viel ändern.- (Landesrat S e b a ­
s t i a n : Oh ja, denn unter diesem Gesichtspunkt 
sind es dann nur mehr 101 Millionen!") Aber in 
wei teren zehn Jahren kann sich bei Fortsetzung die­
ser Steigerung, gleichgültig, ob dies so oder so heißt 
— jedenfalls haben wir dieser Tatsache ins Auge zu 
sehen — eine Sachlage ergeben, bei der wir gewisse 
Folgerungen zu ziehen haben. Sie sehen also Hohes 
Haus, daß uns doch immerhin die Sorge bewegen 
muß ,daß bei diesem steigenden Zuschuß des Landes 
i rgendwo und i rgendwann und irgendwas im Ge-
samtbudget zu kurz kommen muß, vor allem die 
Vorsorge für den Gesunden und all das, was sich 
um den Gesunden herum bewegt. Das, glaube ich, 
sollte man doch auch mit einer gewissen Sorge be­
trachten und dem begegnen. 

Wir sind stolz darauf, daß wir auch heuer wieder 
Neubauten von Krankenanstal ten verzeichnen kön­
nen, aber wir müssen auch vermerken, daß z. B. der 
Kostenaufwand für die Kinderklinik sich bereits auf 
110 Millionen Schilling stellt, nachdem er seinerzeit 
mit 67 Millionen, bzw. 84 Millionen präliminiert 
war. 

Auch die 1. Chirurgie des Landeskrankenhauses 
wird 150 Millionen Schilling erfordern. Wir nehmen 
dankbar zur Kenntnis, daß damit auch ein Institut 
geschaffen wird, das eines der modernsten in Euro­
pa sein wird. 

Aber im Zusammenhang mit der schon damals 
vor 12 Jahren festgestellten Tatsache des Betten­
mangels, den wir ja auch heute noch verzeichnen 
und feststellen müssen, ist es interessant, daß der 
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger bezweifelt, daß es in Österreich über­
haupt e ine Bettennot gibt. Ich entnehme das aus 
einer Publikation, worin er mitteilt, daß auf 10.000 
Einwohner in Österreich 62 Betten in öffentlichen 
Krankenhäusern kommen, in Westdeutschland 61, 
in Schweden 56 und in der Schweiz und in Belgien 
je 47. Die Ursachen des Bettenmangels müssen also 
hier tiefer liegen. Ich glaube, mit Ihnen gleichen 
Sinnes zu sein, wenn ich feststelle, daß das in der 
Umstellung überhaupt auf dem Gebiet des Gesund­
heitswesens zu suchen ist, nämlich mit dem Wegfall 
des früher üblichen Hausarztes, der Obsorge für den 
Kranken in der eigenen Familie und dergleichen 
mehr. Heute sind die Krankenanstalten doch immer 
überfüllt, weil die Hausgemeinschaft zum Großteil 
leider in der modernen Industriegesellschaft keine 
Zeit und — auch das müssen wir feststellen — kein 
Interesse hat, ein älteres krankes Familienmitglied 
zu pflegen, sondern man steckt sie einfach ins Kran­
kenhaus. Und so ist es eben dazu gekommen. Das 
wird z. B. deutlich sichtbar in der Zunahme der Ver-
pflegstage. Im Jahre 1964 wurden insgesamt 3,8 
Millionen Verpflegstage in den Landeskrankenhäu­
sern in Anspruch genommen. (Landesrat S e b a ­
s t i a n : „Schon wieder eine falsche Ziffer. Da haben 
Sie nämlich die Fürsorgeheime auch schon mitge­
rechnet!") 

Innerhalb eines Zeitraumes von sechs Jahren hat 
sich insgesamt die Zahl der Verpflegstage in unse­

ren Krankenanstalten um immerhin 34 % erhöht. 
Sie werden mir doch recht geben, daß der Betrieb 
der Krankenhäuser dadurch immer aufwendiger 
wird, weil das Personal vermehrt werden muß. Es 
ist ja selbstverständlich, daß die alten Leute in das 
Krankenhaus müssen, denn welcher Arzt würde es 
übers Herz bringen, e inen alten Patienten einfach 
auf die Straße zu setzen. Wir leben heute in einer 
Massengesellschaft, in der der Krankenschein re­
giert, in einer Zeit, in der wir feststellen können, 
daß die Wartezimmer der Ärzte überfüllt sind und 
letzten Endes ist auch das derzeitige Honorierungs-
system der Kassenärzte nicht ein derartiges, daß 
man den Ärzten regelmäßige Hausbesuche bei den 
einzelnen Pflegefällen zumuten kann. 

Am flachen Lande sehen wir außerdem ein stän­
diges Abnehmen der Ärztezahl. Zum Teil sind sie 
auch schon überaltert. Derzeit sind in Österreich 150 
Kassenärztestellen unbesetzt. Und der Trend der 
jungen Mediziner, das wissen Sie genau so wie ich, 
geht heute natürlicherweise zum Facharzt. Noch im 
Jahre 1955 standen 4783 praktische Ärzte 2196 Fach­
ärzten gegenüber. Heute ist das Verhältnis fast 1 : 1 . 
In der Steiermark haben wir aber noch immer die 
zweitgrößte Ärztedichte — ich möchte fast sagen 
von Europa. Es entfallen nämlich auf IV2 Millionen 
Menschen 2000 Ärzte, d. s. ungefähr 568 Einwohner 
auf einen Arzt. Wir hatten Mitte dieses Jahres in 
Steiermark 976 praktische Ärzte, 506 Fachärzte, 
223 Zahnärzte, 119 s tanden in ihrer Turnusausbil­
dung. Allerdings, meine Damen und Herren, sind 
diese Ärzte regional ungleichmäßig verteilt. Wäh­
rend sich in Graz mit V4 Millionen Einwohner nicht 
nur die Fachärzte, sondern auch die praktischen 
Ärzte kumulieren, melden sich für die verkehrs­
technisch schlecht zugänglichen Orte immer weniger. 
Ich bin der Meinung, daß eine Reorganisation des 
Krankenkassenwesens im Interesse unserer Gesund­
heit und auch des Gesundheitswesens an und für 
sich doch mit der Zeit notwendig sein wird. 

Meine Damen und Herren, auch ein wichtiges 
Problem — es wurde auch vor 12 Jahren schon be­
handelt — ist der Schwesternmangel in den Kran­
kenanstalten. Zwar ist das nicht nur eine steirische 
Erscheinung. In Wien z. B. mußten in den Gemeinde­
spitälern schon 193 Betten gesperrrt werden, weil 
sie nicht mehr betreut werden konnten. Und was 
helfen uns auf der anderen Seite die modernsten 
neuen Krankenhäuser, wenn wir nicht imstande sind, 
sie personell zu besetzen?! In Deutschland z. B. wur­
den neugebaute Krankenhäuser gar nicht in Betrieb 
genommen, weil das Personal fehlte. Jeder siebente 
—sei es ein Arzt oder Angestellter — in den Kran­
kenhäusern ist ohnehin schon ein Ausländer. Wir 
sind glücklicherweise in der Steiermark noch nicht 
so weit, aber jedenfalls fehlt es beim Pflegeperso­
nal und es muß auch hier der Gedanke einer Ratio­
nalisierung Platz greifen. Es gibt Möglichkeiten da­
zu, wir brauchen uns nur an anderen Ländern ein 
Beispiel zu nehmen. So müßte es doch möglich sein, 
daß z. B. hier eine Enquete von Fachleuten statt­
findet, um das Problem zu erörtern (Abg. S c h e e r : 
„Tierärzte!") Ein Weg wäre der Bau von Alters­
krankenhäusern. Dann könnte man sich auch z. B. 
mit dem in den USA gebräuchlichen System der 
Mayo-Klinik befassen. Hier werden die Neuan-
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kömmlinge in eine zentrale Aufnahmeabteilung ein­
gewiesen, wo die Diagnosestellung erfolgt, um die 
Patienten dann in die entsprechenden Kliniken ein­
zuweisen, nachdem in diesen ersten Aufnahmeab­
teilungen die ersten Untersuchungen vorgenommen 
wurden. Wir müssen doch heute bedenken, daß mit 
der Spezialisierung — und sie schreitet ja immer 
mehr und mehr fort — und mit der Herstellung 
feinster medizinischer Apparate doch letzten Endes 
auch die Menschen, die diese Apparate bedienen, 
mehr und mehr spezialisiert werden müssen und ob 
wir da nicht einen Raubbau betreiben, daß wir zwar 
in jeder Klinik die modernsten Apparate anschaffen, 
hinter denen aber die entsprechenden Spezialisten 
fehlen. Es müßte doch möglich sein, auch im Lan­
deskrankenhaus z. B., um nur eine Anregung zu 
geben, — und ich glaube, daß Sie, Herr Landesrat 
Sebastian, in Ihrer Jugend diesen Dingen aufge­
schlossen sein werden, weil Sie noch Ihr halbes Le­
ben vor sich haben (Landesrat S e b a s t i a n : „100 
Jahre werde ich bestimmt nicht werden, außerdem 
ärgern Sie mich da zuviel!" — Landesrat W e g a r t: 
„Bitte, mehr Vertrauen zur Medizin!") Es müßte 
doch möglich sein, in unserem Landeskrankenhaus 
z. B. ein Zentrallabor aufzustellen, was jedenfalls 
billiger und rationeller wäre. Ich weiß schon, welche 
Schwierigkeiten da bestehen. (Landesrat S e b a ­
s t i a n : „Die Idee ist so alt, wie ihre historischen 
Reminszenzen!") Ich habe ja erwähnt, daß es immer 

dieselben-JProbleme-sind- und_daß_wir_hier nicht-
weitergekommen sind. Und wenn meine Ausfüh­
rungen dazu beigetragen haben, "Sie daran "zu er­
innern und Sie eventuell die Nutzanwendung dar­
aus ziehen, sehr geehrter Herr Landesrat, wäre ja 
der Zweck meiner Ausführungen erfüllt. Ich glaube, 
daß es an der Zeit ist, daß wir uns diesen Dingen 
zuwenden sollen. 

Hohes Haus, bevor ich aber hier dem zuständigen 
Referenten und auch den Ärzten und dem Pflege­
personal und den Schwestern, kurzum allen, die da­
mit zu tun haben, den Dank ausspreche, möchte ich 
noch zu einem Kapitel kurz Stellung nehmen, das 
sich mit der Jugendförderung befaßt. Wir haben 
schon davon gehört, daß unser Landesjugendrefe-
rat in der Steiermark das größte aller Bundesländer 
ist und daß wir dadurch in der Lage sind, Vorarbei­
ten für Aktionen in anderen Gebieten Österreichs 
durchzuführen. Ich will sozusagen im Telegrammstil 
die Jugendförderung, wie sie bei uns in der Steier­
mark durchgeführt wird, dem Hohen Hause vor Äu­
gen führen. An erster Stelle steht hier die kulturelle 
Jugendarbeit, die sich darin erschöpft, daß ein um­
fangreiches Lehrprogramm für diese Zielsetzung zur 
Verfügung steht, Lehrgänge für Heimstunden, Frei­
zeitgestaltung, Kurse für alpines Jugendwandern, 
Bergsteigen, die Betreuung unserer Schilehrwarte 
ist auch ein Teil der auf den Jugendsport ausgerich­
teten Arbeit. Allein im 2. Halbjahr hat es über 30 
Wochenendlehrgänge gegeben, eine Massenbeteili­
gung wie nie zuvor war hier zu verzeichnen. Zum 
Dritten hat das Jugendreferat Lehrgänge für Volks­
tanzleiter und Heimatpflege durchgeführt und auch 
damit für diese Brauchtumspflege wertvolle Arbeit 
geleistet, über 100 Volkstanzkurse in der Steier­
mark sind zu verzeichnen und zeugen selbstver­
ständlich von der Arbeit auf diesem Gebiet. Ich 

möchte hervorheben, daß unsere, steirische Jugend 
beim österreichischen Jugendsingen hervorragend 
abgeschnitten hat. Wir haben im Jahre 1965 nicht 
weniger als 360 Jugendchöre, die sich 28 Bezirks­
veranstaltungen stellten und die auch nach Klagen­
furt gesandt worden sind und dort mit sieben steiri-
schen Chören sehr gut abgeschnitten haben. Das 
Jugendreferat befaßt sich auch mit der Betreuung 
des Laienspielwesens, das in St. Lambrecht mit 326 
Laienspielern aus acht Spielgruppen vor die Öffent­
lichkeit getreten ist. Die Filmerziehung an den 
Schulen ist weiter ausgebaut worden. Es ist dan­
kend zu erwähnen, daß sich 475 Schulen mit rund 
5000 Schülern an dieser Arbeit des Jugendreferates 
beteiligen. Ganz besonders aber möchte ich zum 
Schluß hervorheben die Arbeit unseres Jugendre­
ferates für die Landwirtschaft, die steirische Ernte­
hilfe, die als ein Versuch zum besseren Verständnis 
zwischen Stadt und Land sicherlich das Ihre dazu 
beigetragen hat. Alles in allem, ein sehr schönes, 
abgerundetes Bild für die Tätigkeit, die hier für die 
gesunde Jugend von unserem Referat getätigt wur­
de, und das, Hohes Haus, will ich zum Schluß zum 
Anlaß nehmen, festzustellen, daß das Ziel einer Ge­
sundheitspolitik nicht nur die Verminderung unseres 
Zuschusses für die Kranken, sondern eine Vermeh­
rung der Förderung unserer Jugend sein soll. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Präsident:- Ich_erteile -der_Erau_Äbcj^_Jamnegg-
das Wort. 

Abg. Jamnegg: Hohes Haus! Ich darf den Her­
ren und Damen des Hohen Hauses in Erinnerung 
bringen, daß ich zusammen mit Kollegen meiner 
Fraktion am 19. Oktober d. J. dem Hohen Landtag 
einen Antrag vorgelegt habe, in dem wir den Um­
bau der großen Krankensäle in den Krankenanstal­
ten in kleinere Einheiten vorschlagen. Es ist dies 
ein Antrag, der also auf eine Modernisierung der 
bestehenden Krankenhäuser zunächst in dieser Rich­
tung abzielt. Ich möchte dazu nur kurz folgendes 
sagen. Neubauten von Krankenanstalten — und 
das ist unbestritten — sind da und dort sicher 
notwendig. Wir wissen alle, daß hier noch ver­
schiedene Wünsche angemeldet sind. Ich möchte mir 
nun nicht anmaßen, zu beurteilen, wie weit darüber 
hinaus die Erfüllung noch weiterer Wünsche von 
verschiedenen Gesichtspunkten her gerechtfertigt 
ist, oder nicht. Zumal, wenn man bedenkt — und 
das wurde ja von meinen Vorrednern schon aufge­
zeigt — welche enormen Summen schon bisher 
jährlich für die Krankenanstalten insgesamt vom 
Lande aufgewendet werden. Die Steiermark dürfte 
hier ja wohl führend sein. Was nun die weiteren 
Neubauten von Krankenanstalten anlangt, so hat 
mein Vorredher Dr. Pittermann ja schon in die­
sem Zusammenhang aufgezeigt, daß zum Bei­
spiel in Deutschland neuerbaute Kliniken nicht er­
öffnet werden konnten, weil nicht genügend Kran­
kenpflegepersonal zur Verfügung stand. Der Schwe­
sternmangel in Österreich ist ja bekannt und es 
wurde hier in diesem Hohen Haus schon verschie­
dentlich darauf hingewiesen, und ich glaube, diese 
Situation gehört daher auch hier bei uns in die Über­
legungen im Hinblick auf Neubauten miteinbezogen. 
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Ich glaube daher, und das ist nun einmal meine per­
sönliche Auffassung, auch wenn Sie vielleicht den 
Widerspruch des Hern Landesrates Sebastian he­
rausfordert, (Landesrat S e b a s t i a n : „Bei einer 
so charmanten Frau werde ich doch nicht wider­
sprechen, ich werde Ihnen dann sagen, was wir ge­
tan haben!") daß die bestehenden und zum Teil 
wirklich hoffnungslos veralteten Krankenanstalten 
modernisiert werden müssen und daß hier doch 
auf längere Sicht ein entsprechender Plan notwendig 
sein wird. (Landesrat S e b a s t i a n : „Sie, passen 
Sie auf, die ÖVP ist ja gegen die Planwirtschaft.") 
In diesem Zusammenhang kann man aber das Wort 
Plan gebrauchen, wenn wir auch sonst in dieser Hin­
sicht grundsätzlich verschiedene Auffassungen haben. 
Ich bin der Meinung, daß man zunächst einmal bei 
der Modernisierung damit beginnen sollte, diese 
r iesigen Krankensäle, die wir heute noch immer in 
unseren Krankenhäusern, vor allem in der 3. Klasse 
haben, umzubauen. Meine Damen und Herren, der 
Aufenthalt in diesen Massensälen ist für jeden 
kranken Menschen deprimiernd und im Zeitalter des 
Fortschrittes kaum mehr zumutbar. Es ist dort vor 
allem die für den Patienten, insbesondere für den 
schwerkranken Patienten, erforderliche Ruhe allein 
schon durch den täglichen Besucherstrom in keiner 
Weise gewährleistet. Wir wissen, daß unsere Ärzte 
sich bemühen, die Behandlungsmethoden jeweils 
den neuesten Erkenntnissen auf dem Gebiet der 
Forschung und der Wissenschaft anzupassen. Nam­
hafte unter ihnen, das möchte ich auch betonen, ha­
ben selbst international anerkannte Pionierarbeit 
im medizinischen und chirurgischen Bereich geleistet 
und tun dies noch. Aber meine Damen und Herren, 
beste Behandlung und Betreuung durch Ärzte und 
Schwestern allein sind nicht ausreichend für den Ge­
sundungsprozeß. Die Unterbringung der Patienten 
auch der 3. Verpflegsklasse in kleineren Räumen mit 
geringerer Bettenanzahl wäre daher nicht nur zeit­
gemäßer, sie würde auch in psychischer und physi­
scher Hinsicht eine günstigere Auswirkung auf die 
Patienten haben. Wer jemals von Ihnen einen Kran­
kenbesuch in einem solchen Massensaal, in dem 
heute e twa 30 Betten untergebracht sind, gemacht 
hat, wird mit mir übereinstimmen, wenn ich sage, 
daß der k ranke Mensch in diesen Massensälen 
zwangsläufig zur Nummer absinkt und als indivi­
duelle Person nicht existent ist. Wenn wir heute 
ernsthaft versuchen — und das ist im Laufe der ver­
schiedenen Debatten vielfach aufgeklungen — den 
Menschen in den Mittelpunkt zu stellen in dieser 
Zeit der Versachlichung, dann muß das auch für den 
Kranken gelten. Und ich bitte daher die Hohe Lan­
desregierung und den Hohen Landtag, künftig doch 
auch das Augenmerk zu wenden auf die notwendige 
Modernisierung der Krankenhäuser und hier vor 
allem auf den Umbau der Krankensäle. 

Zum Schluß meine Damen und Herren, möchte ich 
noch der Hoffnung Ausdruck verleihen, daß dieses 
Anliegen nicht 12 Jahre bis zu seiner Verwirkli­
chung dauern möge. (Beifall.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg. 
Scheer.Tch erteile es ihm. (Landesrat S e b a s t i a n : 
„Aber bitte nicht ein so .neues' Thema, denn das 
war ganz neu!") 

Abg. Scheer: Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Die Gruppe fünf beinhaltet zwei wesentliche 
Gruppen eng beisammen, nämlich Gesundheitswe­
sen und körperliche Ertüchtigung, wobei man sogar 
die körperliche Ertüchtigung voranstellen müßte, 
weil sie eine Prophylaxe bedeutet, um unsere Spi­
täler dadurch zu entlasten. Es ist kein Zufall, daß 
die Völker, vor allem die größeren Völker und 
Staaten der körperlichen Ertüchtigung mehr Raum 
geben als wir in Österreich. Wir sehen es auch bei 
den olympischen Spielen, wie Österreich weit ab­
sinkt hinter dem sonstigen Niveau, das wir im Kon­
zert, der Völker abgeben. Wir haben auch in der 
Steiermark gerade auf dem Gebiet der körperlichen 
Ertüchtigung noch einiges zu tun. Die Sportstätten, 
die wir haben, sind weitestgehend ausbaubedürftig, 
Ich denke da insbesondere an die Landeshauptstadt 
Graz, die nicht einmal über ein Hallenbad verfügt, so 
daß wir uns in dieser Hinsicht an so kleinen Städten 
wie z. B. Kapfenberg oder Judenburg ein Beispiel 
nehmen können, wie man ein solches Hallenbad zu-
standebringt. Ich glaube, daß es ein Anliegen von 
uns allen sein sollte, hier der Stadt Graz unter die 
Arme zu greifen. Ich erinnere daran, daß wir vor 
zwei Jahren eine Resolution beschlossen haben, daß 
wir der Stadt Graz eine Sonderdotierung gewähren 
sollten, damit sich diese Stadt besser rühren kann. 
Aber es ist bei der Resolution geblieben. Diese zehn 
Millionen hät ten aber sehr wohl als eine Initialzün­
dung für ein Hallenbad dienen können. 

Die körperliche Ertüchtigung, möchte ich sagen, 
muß eine gewisse Vorrangstellung einnehmen, wenn 
wir zum Gesundheitswesen selbst kommen. Das Ge­
sundheitswesen in der Steiermark ist nicht in den 
schlechtesten Händen, und wir dürfen sagen, es 
hieße Eulen nach Athen tragen, wenn es hier nicht 
alljährlich bei diesem Kapitel auch ein edles Bemü­
hen um unsere Krankenanstalten gäbe, die ja, das 
möchte ich wohl besonders deutlich sagen, kein Defi­
zitbetrieb sind, sondern es kann sich wirklich nur um 
Zuschüsse zu der Betreibung unserer Krankenhäuser 
handeln. (Landesrat P e l t z m a n n : „Ich brauche 
für meine Landesbahnen auch nur Zuschüsse!") Die 
kameralistische Buchhaltung kann von einem Defi­
zit bei unseren Krankenanstalten deshalb nicht re­
den, weil die Ausbauten, Umbauten und dgl. auch in 
diesen Ziffern drinnen sind und dadurch ein falsches 
Bild gegeben wird. 

Also, meine Damen und Herren, ich möchte nur 
sagen, etwas anderes ist viel besorgniserregender, 
der Herr Kollege Dr. Pittermann hat es ja angeführt, 
daß wir bald soweit sind, daß wir wohl Kranken­
anstalten bauen, aber die entsprechenden Ärzte und 
das Pflegepersonal dazu nicht in dem Umfang be­
kommen, als es notwendig wäre. Dieser heimtücki­
sche Umstand entsteht auch daraus, wie wir schon 
in einem anderen Kapitel gehört haben, daß wir an 
entsprechenden Unterkunftsmöglichkeiten und dgl. 
Mangel haben. Es geht soweit, daß wir auf diesem 
Gebiet auch einen gewissen österreichischen Aus­
verkauf haben, da nämlich Krankenschwestern und 
Ärzte oft nicht im Lande selbst bleiben, sondern au­
ßer Landes gehen und im Ausland dem Beruf nach­
gehen, den sie hier in Österreich erlernt haben. Wir 
haben ihnen das geistige Rüstzeug für den.Beruf 
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mitgegeben, und der Beruf selber wird im Ausland 
ausgeübt. Ein besonderes Problem, das den Kran­
kenanstalten zukommt, ist die Frage, wohin mit den 
alten Menschen, die an Alterskrankheiten leiden, 
und, vor allem auch ein Umstand, der interessanter­
weise in der modernen Zeit immer stärker zutage 
tritt: Wenn die Kinder — die älteren Kinder — auf 
Urlaub fahren, geben sie dann ihre Eltern, weil sie 
sonst nicht in Betreuung sind, während der Som­
merzeit einfach ins Krankenhaus und wir haben im 
Sommer einen Uberbelag dadurch zu verzeichnen, 
daß alte Menschen mit Gewalt 14 Tage oder drei 
Wochen in die Krankenhäuser geschickt werden, 
weil die lieben Kinder einfach auf Urlaub fahren 
und während, der Zeit ihre Eltern ohne Betreuung 
sind. Wie wir das meistern, ist auch eine andere 
Frage und eine zweite Frage. 

Aber ich möchte nun zu einem Kapitel kommen, 
von dem wir glaubten, daß es jetzt irgend einer Re­
form unterzogen werden würde, nämlich zum Gebiet 
der Krankenkassen. Meine Damen und Herren, wir 
sind jetzt bei der Konstituierung oder bei der Ein­
richtung der Bauernkrankenkasse. Ich habe mir jetzt 
erst kürzlich zusammengeholt, wieviel Kassen wir 
überhaupt in Österreich haben: die Gebietskranken­
kasse, die verschiedensten Betriebskrankenkassen, 
die Bergarbeiterversicherung, die Kasse der Gemein­
debediensteten, die Bundeskrankenkasse, die Land-
und Forstwirtschaftlichen Krankenkassen, die Mei-

^texkrcmkenkaiLse,Jiie_^ 
so und soviele private Krankenkassen ebenfalls noch. 
Diese ganzen Kassen haben natürlich, auch einen höf­
wendigen Verwaltungsapparat mit Verwaltungs­
räumlichkeiten usw. usf., haben aber auch alle in­
teressanterweise ganz verschiedene Leistungen, na­
türlich auch, weil sie ganz verschiedene Beiträge er­
halten. Und nun kommt zu diesen noch dazu die 
Bauernkrankenkasse, die mit ihren 20 % Selbst­
behalt noch eine besondere Gruppe darstellt. Es 
wäre wirklich hoch an der Zeit, wenn sich unser 
Staat daran machte, diese ganzen Krankenkassen 
irgendwie unter einen Hut zu bringen, damit diese 
Verschiedenartigkeit der Kassen, die ja wiederum 
auf einem anderen Gebiet, wenn man es sich über­
legt, bei der Ausstellung der Rezepturen, der Ab­
rechnung der Ärzte bei den verschiedenen Kassen 
usw. einen unerhörten Verwaltungsaufwand erfor­
dert, der auf dem Rücken der Ärzte und der ver­
schiedenen Kassen selbst sich abspielt, wie ich glau­
be, einer echten Verwaltungsreform zugeführt werden 
muß. Ich möchte mich nicht allzusehr auslassen 
über dieses Problem, weil es an und für sich 
nicht in den direkten Bereich der Landesverwaltung 
gehört, aber es muß irgendwann einmal, und zwar 
sehr bald, etwas geschehen. Wir haben annehmen 
dürfen, daß das bei der Einführung der Bauernkran­
kenkasse gemacht wird, aber wir haben uns ge­
täuscht. Es wird ein neuer Verwaltungsapparat auf­
gezogen, es konstituieren sich in den einzelnen Län­
dern die Landesdirektionen, die ganzen Bezirksor­
ganisationen, die ganzen Kontrollfunktionen, die 
wieder notwendig sind, usw. usw.. Also, meine Da­
men und Herren, wir wursteln auf diesem Gebiet in 
einer Weise weiter, wie wir es eigentlich nicht ver­
treten können, und das in einer Zeit, wo jede ein­

zelne Arbeitskraft so sehr gesucht wird. Das möchte 
ich zum Kapitel der Kassen gesagt haben. 

Daß es in unseren Krankenhäusern im großen 
und ganzen ordentlich zugeht, hat selbst der Gene-
ralredner der österreichischen Volkspärtei zugeben 
müssen, und ich kann mich dem nur anschließen. 
Der Übung im Hohen Hause hier, daß die Regie­
rungsmitglieder am Ende von den Abgeordneten be­
sonders gelobt werden, kann ich mich gerne an­
schließen und ich kann sagen, daß es den Herrn 
Landesrat Sebastian sicher auch nicht überrascht hat, 
daß er von Dr. Pittermannn gelobt wurde, weil er 
ja sdiließlich von Dr. Pittermann gelobt zu werden 
gewohnt ist. (Landesrat S e b a s t i a n : „Also ich 
muß sagen, ich bin ganz konsterniert!") 

Präsident: Der Herr Abg. Leitner ist zu Wort ge­
meldet. (Landesrat S e b a s t i a n : „Also der Leit­
ner lobt mich nicht, das weiß ich schon im voraus!") 

Abg. Leitner: Doch, Herr Landesrat Sebastian. Ich 
möchte am Beginn meiner Ausführungen feststellen, 
daß die 182 Millionen Schilling, die das Land dem 
Gesundheitswesen direkt zur Verfügung stellt, eine 
sehr große Leistung sind. Ich möchte auch feststellen, 
daß der Bau der neuen Kinderklinik eine große Sache 
für die Steiermark ist. Ich hoffe nur, daß sie wirklich 
im Jahre 1967 eröffnet wird. Ich kann mich erinnern, 
das sollte schon 1964 sein, wenn ich richtig gehört 
habe (Landesrat S e b a s t i a n : „Bitte, ich habe Sie 

Glicht-richtig "verstanden!") 1964 sollte die Kinder­
klinik schon -eröffnet werden (Lrandesrat S e b a -
s t i a n : „Aber Verehrtester, im Jahre 1960 haben 
wir mit der Planung angefangen!") Es wurde eine 
4-jährige Bauzeit genannt, 60 und 4 ist 64. (Landesrat 
S e b a s t i a n : „Nein, nein, 1967 wird es soweit 
sein!). Ob es ganz sicher der Fall ist, ist eine andere 
Frage. Aber es ist sicherlich eine sehr wichtige An­
gelegenheit für die Steiermark, für die Gesundheit 
vor allem der Kinder. Ich möchte auch darauf hin­
weisen, daß der Bau der I. Chirurgie, die nach Be­
richten ganz modernst ausgebaut wird, ebenfalls 
meine Anerkennung hat. Das Land Steiermark, das 
wurde ebenfalls hier schon angeführt, trägt dadurch 
sehr große Lasten. Steiermark gehört zu jenen Bun­
desländern, die im wesentlichen die Krankenhäuser 
verwalten und führen und dadurch gezwungen sind, 
zusätzliche Mittel aufzubringen. Allerdings war es in 
den letzten Jahren bereits so und hat die Landesregie­
rung eine solche Praxis eingeschlagen, daß sie jedes 
Jahr den Krankenkassen immer neue Verpflegs-
kostensätze vorgeschrieben hat, d. h. natürlich hö­
here, und so versucht hat, einen Großteil der Mehr­
aufwendungen, die jährlich aufgetreten sind, den 
Krankenkassen, d. h. den Arbeitern und Angestell­
ten aufzuhalsen. (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Das stimmt ja nicht; 17 Millionen kriegen wir 
nächstes Jahr und 45 geben wir mehr aus!") Aber 
ich habe gesagt, Herr Landeshauptmann, daß die 
Landesregierung das bereits seit etlichen Jahren 
macht, und diese Praxis hat dazu geführt, daß die 
Krankenkassen in große Schwierigkeiten gekommen 
sind bzw. in so einer Situation sind, daß weitere Bela­
stungen nicht tragbar sind. Daß das nicht meine Mei­
nung allein ist, Herr Abgeordneter, ist dadurch bewie­
sen, daß auch ein ÖVP-Mandatar diese Ansicht ver-
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tritt. (Abg. N i g l : „Ist ja ganz anders!") Daß diese 
Praxis auf die Dauer nicht t ragbar ist, zeigt sehr an­
schaulich die Denkschrift des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger. In die­
ser wird eindeutig festgestellt, daß der Gebarungs­
abgang der Krankenhäuser auf dem Umweg einer 
einseitigen, nur die Krankenversicherten belasten­
den Erhöhung nur durch weitere Beitragserhöhungen 
durchgesetzt werden könnte. Die für die Aufrecht­
erhaltung des Spitalswesens erforderlichen Mittel 
sollen auf Grund der Vorschläge des Hauptverban­
des der Sozialversicherungsträger zu Vs vom Bund, 
zu 3/8 von den Ländern und zu 2/s vom Sprengel, in 
dem das Krankenhaus liegt, getragen werden. Diese 
Regelung hat bereits vor dem Jahre 1938 in Öster­
reich gegolten und hat gesichert, daß der Bund aus 
Steuermitteln der Allgemeinheit einen entsprechen­
den Beitrag für das Gesundheitswesen aufbrachte. 

Nun hat sich dieser Meinung auch der geschäfts­
führende ÖVP-Stadtrat von Wien, Dr. Glück, ange­
schlossen und eine Regelung nach dem Muster der 
1. Republik gefordert. Eine solche Regelung würde 
es ermöglichen, daß das Land Steiermark zwar nicht 
viele Millionen einspart, aber dafür andere, sehr 
wichtige Aufgaben auf dem Gebiet des Gesundheits­
wesens rascher als bisher oder als es bei der jetzi­
gen Regelung möglich ist, in Angriff nehmen könnte 
wie zum Beispiel den rascheren Ausbau des neuen 
Krankenhauses Brück, den rascheren Aufbau des 
Bettenhauses in Leoben und den rascheren Aufbau 
einer modernen Kinderklinik in Leoben. Das sind 
nur einige der wichtigsten Aufgaben, vor denen das 
Land steht. 

Man kann die neuen Erkenntnisse auf wissen­
schaftlichem und technischem Gebiet im Gesund­
heitswesen nur dann überall anwenden, wenn auch 
der Bund entsprechend dazu beiträgt durch größere 
Leistungen, um das Gesundheitswesen, soweit not­
wendig, zu modernisieren. Heute haben wir den Zu­
stand, daß fast alle Aufgaben der Bund auf die 
Länder und auf die Krankenkassen bzw. auf die Ge­
meinden abgewälzt hat. Wir Kommunisten werden 
nicht müde, auf die Notwendigkeit einer systema­
tischen, 'vorbeugenden Gesundenuntersuchung hin­
zuweisen, um so u. a. einer so heimtückischen 
Krankheit, wie es der Krebs ist, Herr zu werden. 
Dazu ist es notwendig, diese Krankheit vor allem 
schon im Frühstadium zu erkennen, um damit in 
den meisten Fällen eine Heilung zu ermöglichen. 
Die Steiermärkische Gebietskrankenkasse hat, wie 
Ihnen, meine Damen und Herren vielleicht bekannt 
ist, bereits erste Schritte in diesem Sinne gemacht 
und eine Gesundenuntersuchung für Erwachsene in 
Graz eingerichtet. In anderen Bundesländern hat 
man hier schon weit größere Schritte gemacht. Wie 
segensreich sich eine vorbeugende Behandlung aus­
wirkt, das zeigt vor allem der Erfolg der breiten 
Polio-Impfung, die bekanntlich dazu führte, daß in­
Steiermark in den letzen Jahren es keine Krank­
heitsfälle mehr gibt. Dies hat zwar verhältnismäßig 
viel gekostet, aber wenn man bedenkt, was dadurch 
an Unheil und Unglück verhindert werden konnte, 
dann wird jeder der Anwesenden sagen, es war 
eine richtige Investition. 

An Krebs allerdings stirbt bei uns in Österreich 
noch fast jeder Fünfte. Diese heimtückische Krank­

heit kann, wie die Ärzte und Fachleute sagen, er­
folgreich nur durch die Früherkennung — und das 
ist nur durch die Gesundenuntersuchung zu ermög­
lichen — bekämpft werden. In diesem Zusammen­
hang — das möchte ich ebenfalls feststellen, — 
freut es mich, daß auch Herr Landeshauptmann 
Krainer in seiner Stellungnahme zum Budget 1965 
in der Zeitung wie auch im Rundfunk auf die Not­
wendigkeit von vorbeugenden Maßnahmen im Ge­
sundheitswesen hinweist und dafür eintritt, daß 
diese nicht nur bei der Bekämpfung der Kinderläh­
mung angewendet wird, sondern auch bei anderen 
Krankheiten, vor allem bei der Bekämpfung des 
Krebses. 

Dazu brauchen wir in Steiermark nicht nur neue 
Labors. Sie wurden und werden ja zum Teil einge­
richtet durch die private Krebsgesellschaft. Man 
braucht dazu vor allem eine breite Gesundenunter­
suchung und vor allem die Mittel, um diese zu ge­
währleisten. Allerdings stimmen die Worte des 
Herrn Landeshauptmannes Krainer über die Not­
wendigkeit der vorbeugenden Gesundenuntersu­
chung zur Bekämpfung des Krebses und anderer 
wichtiger Krankheiten mit der Praxis der Landes­
regierung nicht, überein. Während z. B. in den bis­
herigen Jahresvoranschlägen wenigstens einige 
10.000 Schilling für zytologische Untersuchungen 
vorgesehen waren, ist dies im Budget 1966 nicht der 
Fall. (Landesrat S e b a s t i a n : „Da haben Sie aber 
schlecht gelesen, Herr Kollege!") Ich habe Sie ja ge­
fragt, aber Sie konnten mir keine Aufklärung geben. 
(Landesrat S e b a s t i a n : „Die gebe ich erst morgen, 
habe ich gesagt!") Bitte. Aber ich hätte auch das 
Recht, daß ich eine solche Aufklärung schon vorher 
bekomme. Denn ich habe diese Gruppe im Voran­
schlag durchgesehen und konnte diese 50.000 S, die 
voriges Jahr z. B. eingesetzt waren, nicht finden. 
(Landesrat S e b a s t i a n : „Die gehen bei den vie­
len Posten unter!") Ich bin allerdings der Meinung, 
Herr Landesrat, wenn sich die Landesregierung wirk­
lich dazu bequemt, die Gesundenuntersuchung auf 
die entsprechend notwendige Höhe zu bringen, dann 
ist natürlich ein Betrag von 50.000 Schilling — da 
haben Sie recht — eine ganz lächerliche Angelegen­
heit. Aber es zeigt von mir aus wenigstens den gu­
ten Willen. Und wenn man davon spricht, die Ge­
sunduntersuchung zu fördern und dann den letzten 
Betrag dafür noch streicht, dann schaut das nicht gut 
aus. 

Wenn die Landesregierung wirklich darnach 
strebt, mehr gegen den Krebs zu unternehmen, dann 
ist es notwendig, wirklich Gesundenuntersuchungen 
zu ermöglichen und dafür weit höhere Mittel als 
bisher einzusetzen. (Abg. E g g e r : „Wird ja schon 
— zum Teil wenigstens — gemacht. Siehe ein sei­
nerzeitiger Antrag von mir!") Es kommt mir gar 
nicht darauf an, wer hier der erste war, sondern daß 
eben entsprechende Mittel eingesetzt werden. (Lan­
desrat S e b a s t i a n : „Herr Abg. Leitner, jetzt 
kommen Sie mit der Frau Abg. Egger in Vater­
schaftsstreit, so wie ich. Aber bei mir liegt eine Be­
weisführung da, bei Ihnen weiß ich das nicht!") 

Ich würde den Herrn Referenten ersuchen, wenn 
er diesem Hause hier mitteilen würde, wie sich die 
Landesregierung die Frage des Kampfes gegen den 
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Krebs vorstellt und welche Maßnahmen das Land 
bzw. die Landesregierung unternimmt, um diese Ge-
sundenuntersu'chung in Steiermark wirklich um 
einen entscheidenden Schritt vorwärts zu bringen. 

Ein anderes Problem ist das Kinderkrankenhaus 
in Leoben. Das Kinderkrankenhaus in Graz wird 
aller Voraussicht nach allen modernen Anforderun­
gen entsprechend ausgerüstet werden und die Kin­
der, die auf der einen Seite das Pech haben, krank 
zu werden und ins Krankenhaus zu müssen, haben 
auf der anderen Seite das Glück, in ein modern 
ausgestattetes Krankenhaus zu kommen, wo sie die 
Pflege bekommen, die sie brauchen. In einer so 
glücklichen Lage sind die Kinder aus der Obersteier­
mark nicht, wenn sie in das Krankenhaus nach Le­
oben kommen. Dort gibt es meiner Ansicht nach 
noch immer himmelschreiende Zustände und Män­
gel, auf die ich bereits im Vorjahr in einer Anfrage 
an den Herrn Landesrat Sebastian hingewiesen 
habe. Allerdings wird das immer wieder mit Geld­
mangel begründet. Im Kinderkrankenhaus Leoben 
müssen heute noch immer schwerkranke Kinder, 
wenn sie röntgenisiert werden müssen, auch im 
Winter über den Hof getragen werden, und der zu­
ständige Primararzt kritisiert das ganz besonders. 
Nach seinem Vorschlag wäre es möglich, diese Zu­
stände abzuschaffen, wenn ein kleines modernes 
Röntgengerät angeschafft würde. Ich habe das schon 
im Vorjahr hier im Hause mitgeteilt. 

In vielen Krankenzimmern der Kinderabteilung 
liegen statt"zwei",_äreT~üiid v i eFKindem sechs, zehn 
bis 15 und-16 Kinder, so daß ein Bett die -Hälfte-der-
Türe verstellt und andere Betten direkt neben den 
Fenstern stehen. Die Belüftung wird dadurch zu 
einem Problem, weil gerade bei den Kleinkindern 
jede kleinste Verkühlung, Schnupfen usw. leicht 
über t ragen wird und dadurch nicht nur ein, zwei 
oder drei, sondern zehn und noch mehr Kinder an­
gesteckt werden können. Der Primarius dieser Ab­
teilung und dieses Kinderkrankenhauses wünscht 
moderne Belüftungsanlagen in diesen Zimmern, vor 
allem deswegen, weil so viele Kinder in diesen 
Zimmern sind. Trotzdem ist bisher nichts in dieser 
Hinsicht geschehen und ich habe nachgesehen, was 
die Landesregierung heuer tut, um diese Mängel ab­
zustellen. Voriges Jahr hat es geheißen, es sei 
nichts eingereicht worden, also könne man nichts 
machen. Ich habe gerade gehört, daß viel weniger, 
als im Budget vorgesehen war, verbraucht wurde, 
da hät te man diese Mängel beseitigen können. Eben­
so gibt es eine Reihe wirklich entscheidender Män­
gel, die abgestellt werden müssen, und wenn die 
Frau Abg. Egger auf diese großen Säle hinweist 
(Abg. E g g e r : „Das habe ich gar nicht getan!"), 
dann glaube ich, daß vor allem gesichert werden 
muß, daß für Klein- und Kleinstkinder eine entspre­
chende Unterkunft, eine entsprechende Behandlung 
gesichert wird. Ich muß sagen, daß der Ansatz von 
50.000 Schilling für die Ausstat tung des Kinderkran­
kenhauses Leoben für 1965 als sehr kärglich zu be­
zeichnen ist. Meiner Meinung nach sollen meine An­
regungen nicht erst für 1967 gelten. Ich habe meine 
Anregungen übrigens schon im Frühjahr gemacht. 
Ich kann mich nicht genau erinnern, es kann auch 
möglich sein, daß es im Vorjahr war, und ich möchte 
auch deswegen Vorschläge machen, damit diese For­

derungen schon anfangs des nächsten Jahers erfüllt 
werden. Ich kann mich erinnern, daß jedes Viertel­
jahr dem Landtag überplanmäßige Ausgaben zur 
Beschlußfassung vorgelegt werden. Immer wieder 
findet die Ländesregierung bzw. der Finanzreferent 
außerordentliche Mittel, Mehreingänge, um solche 
Anträge zu stellen, bzw. daß die Landesregierung 
solche Beschlüsse fassen kann. Wir haben gehört, 
daß diese 18,2 Millionen Schilling Abgang prälimi-
niert sind. Das Budget ist ja nicht überzogen, es 
müßte möglich sein, zusätzliche Mittel für das Kin­
derkrankenhaus Leoben bereitzustellen. Aber ich 
würde auch nicht zurückscheuen, einen solchen 
Vorschlag zu machen, z. B. den Ankauf von fünf 
neuen Mercedes Dienstwagen für die Landesregie­
rungsmitglieder auf ein Jahr zurückzustellen, dann 
würden ca. 550.000 Schilling dadurch frei werden. 
Ich glaube, keinem der Herren würde eine Perle aus 
der Krone fallen, wenn sie ein Jahr später (Abg. 
P ö 1 z 1 : „Einen Moskwitsch kaufen würde!" — Lan­
desrat G r u b e r : „Da können wir ihn heuer auch 
schon kaufen!") Ich habe das Gefühl, daß es nach 
Meinung der Landesregierung notwendig ist (Lan­
desrat W e g a r t : „Jetzt haben Sie eine so gute 
Rede gehalten. Das was Sie jetzt gesagt haben, 
paßt nicht dazu!") das neueste Modell dieser Type 
zu haben. Das ist meiner Ansicht nach nicht not­
wendig. Zum Schluß möchte ich sagen, wo ein Wil le 
ist, da ist auch ein Weg, und es ist notwendig, den 
Kindern, die auf Grund der Krankheit gezwungen 
sind, in das^Krähkenhaus; nach Leoben zu gehen, 
einigermaßen erträgliche Verhältnisse zu sich ern. 

Präsident: Zum Wor t gemeldet ist Frau Abg. 
Egger; Ich erteile es ihr. 

Abg. Egger: Wegen des Mangels an Pflegeperso­
nal, von dem heute und auch sonst mehrfach ge­
sprochen wurde, haben wir einen Resolutionsantrag 
eingebracht, daß die Pflegearbeit in den Kranken­
anstalten rationalisiert werden möge. Ich begrüße 
das, weil ich hoffe, daß meine jetzigen Darlegungen 
als Empfehlungen aufgefaßt werden im Dienste einer 
Sache, die letzten Endes unseren leidenden Mitmen­
schen zugute kommt. Es soll nicht eine unerwünsch­
te Einmischung in ein anderes Ressort sein. Mit den 
neuen Behandlungsmethoden unserer Kranken in 
den Spitälern und durch die Verringerung der Ar­
beitszeit hat sich auch vieles in der Pflegearbeit 
verändert, und so muß man sich fragen, ob diesen 
Veränderungen durch eine entsprechende Neuorga­
nisation in der Arbeit in den Krankenanstal ten 
schon ausreichend Rechnung getragen wurde. Das 
wäre die einzige Möglichkeit, unser Pflegepersonal 
rationeller einzusetzen, um dem Mangel zu begeg­
nen und auch Kosten dort einzusparen, wo es mög­
lich ist, ohne daß die Krankenversorgung i rgendwie 
verschlechtert wird. Im Gegenteil, sie könnte damit 
manchmal sogar verbessert werden. Sicher ist es 
sehr schwierig, dort, wo es sich um die Betreuung 
von lebendigen Wesen handelt, zu rationalisieren. 
Man kann nicht Arbeitsteilung und ähnliches plan­
mäßig wie in einem Betrieb machen, wo es sich um 
Ware handelt. Aber dennoch läßt sich manches neu 
ordnen, so daß man wirklich zu besseren Resultaten 
kommen könnte. 



Ö. Sitzung des Steierm. Landtages, Vi. Periode. — i4., 15. und 16'. Dezember i965. 231 

Um zu rationalisieren wäre es notwendig, daß 
zuerst die Pflichtenkreise des Personals, und zwar 
der verschiedenen Gruppen des Personals, wirklich 
klar abgegrenzt werden. Daran fehlt es vor allem 
bei den Krankenschwestern. Es gibt verschiedene 
Berufe, vor allem Betreuungsberufe, bei denen die 
Arbeit n ie sehr klar abzugrenzen ist. Ein typischer 
Fall ist die Hausfrau, die die Gesunden betreut, und 
ähnlich die Krankenschwester, die auch alle Arbeit 
zu machen hat, soweit sie nicht von anderen ge­
macht wird, die ihren Arbeitsbereich abgegrenzt ha­
ben. So hat die Krankenschwester oft Arbeiten zu 
leisten, für die sie nicht soviel Ausbildung haben 
müßte, also Arbeit, für die auch einfacher gebildetes 
Pflegepersonal genügen würde. Manchmal wird sie 
aber auch veranlaßt, spezielle Arbeiten zu machen, 
für die sie nicht die notwendigen Voraussetzungen 
mitbringt. Wir wissen, daß das geschieht und daß 
es da zu sehr tragischen Konflikten kommen kann. 
Darum wäre es besonders wichtig, einmal positiv 
zu sagen, „das ist Schwesternarbeit, dafür haben 
wir jene Menschen, die für diese Arbeit drei Jahre 
lang ausgebildet worden sind". Es müßten aber auch 
die verschiedenen anderen Arbeiten tatsächlich klar 
abgegrenzt werden. So z. B. was die medizinisch­
technische Assistentin zu tun hat, was zur Arbeit 
von Stationsgehilfinnen, von Wärter innen usw. ge­
hört. Das wäre der Anfang von solchen Ordnungs­
bestrebungen und gäbe die Grundlage zur Feststel­
lung für den Personalbedarf in den einzelnen Ab­
teilungen. 

Man könnte aber zu den jetzt vorhandenen Wär­
terinnen usw. auch Personal speziell für die Haus­
arbeit aufnehmen, das die Reinigungs -und Pflege­
arbeiten im Haus e twas rationeller durchführen 
könnte. Man könnte eine Hausbeamtin haben für 
manches Administrative, das jetzt die Kranken­
schwestern machen müssen, wozu man aber nicht, 
unbedingt drei Jahre Krankenschwesternausbildung 
brauchen würde. Manches sollten überdies die Haus­
diener übernehmen, weil die Schwestern auch kör­
perlich sehr oft überanstrengt werden. Heute errei­
chen rein aus Gründen der Gesundheit nur ganz 
wenige Schwestern das Pensionsalter. Die meisten 
gehen wegen schwerer Gesundheitsschäden schon 
früher in Pension. Daher ist es wichtig, daß man 
auch in dieser Weise für die Schwestern sorgt. 
Wenn die Schwestern einen besseren Gesundheits­
zustand haben, werden sie die ihnen übertragene 
Arbeit auch leichter und letzten Endes auch besser 
leisten können. 

Man könnte den Schwestern auch manches andere 
abnehmen, wie z. B. die Aufsicht über das Inventar 
oder über die Privatkleidung der Patienten, die 
ganze Wäschegebarung, die auch nicht unbedingt 
eine Schwesternarbeit sein muß. Da ließe sich eini­
ges ordnen, von Ofenheizen und ähnlichen Tätig­
keiten, die auch gelegentlich vorkommen, ganz ab­
gesehen. Sicher, man kann die Schwestern nicht 
unter einen Glassturz stellen, es ist manchmal not­
wendig, zuzugreifen, das wissen wir Frauen ganz 
besonders, aber man sollte sie doch für jene geho­
bene Tätigkeit verwenden, für die sie ausgebildet 
wurden. Das zum Problem der Schwestern selbst. 

Wir konnten aber weiter rationalisieren durch 
bessere bauliche Planung. Das ist ein Wunsch, der 

immer wieder geäußert wird und den nur derjenige 
ganz versteht, der selber ähnliche Arbeit wie Schwe­
sternarbeit geleistet hat. Wenn z. B. in solchen 
großen Häusern die Gänge übermäßig lang sind, 
wenn keine Abstellräume vorhanden oder die Ab­
stellräume ungünstig zu den übrigen Räumen an­
geordnet sind, kostet das viel Arbeitskraft. Darum 
wäre es besonders wichtig, daß bei Bauten, Umbau­
ten, Zubauten usw. auch Schwestern befragt werden. 
Damit vielleicht wäre es möglich, daß man die eine 
ödere andere Schwester, die verantwortlich tätig ist 
oder sich besonders dafür eignet, für solche Fragen 
schult und sie auch gelegentlich andere Spitäler be­
sichtigen läßt, so daß sie gefragt werden kann, wenn 
solche Fragen auftreten. Es geht aber auch um die 
Ausstattung. Was leiden heute z. B. die Schwestern 
unter den har ten Böden! Diese Steinböden tragen 
viel Schuld an dem schlechten Gesundheitszustand 
der Schwestern. Man hat heute moderne Böden, die 
wirklich auch den Anforderungen gewachsen sind, 
ohne daß sie die Härte von Steinböden haben. Not­
wendig wäre auch die Anschaffung bestimmter ar-
beitserleichternder Geräte. Man hat z. B. noch im­
mer zu wenig kleine Transportwagen für Geräte 
usw. Das ist eine an sich sehr einfache Sache, die 
nur einmal durchgeführt werden müßte. Allerdings 
müßte man diese Dinge so konstruieren, daß sie 
auch durch die Türen jener Räume gehen, für die 
sie gebraucht werden. Denn auch solche Dinge kom­
men vor. 

Weiters könnte man durch zentrale Reinigungs­
möglichkeiten rationalisieren. Es ist früher schon 
gesprochen worden, daß es ein Zentral-Labor geben 
sollte. Es müßten aber ebenso zentrale Reinigungs­
möglichkeiten für Instrumente geschaffen werden, 
denn diese Arbeit geschieht auch noch nicht in der 
Weise, die wirklich sinnvoll und arbeitssparend 
wäre. Auch daß die Reinigung der Betten einzeln 
von den Schwestern gemacht wird, ist nicht rationell. 
Man könnte die gründliche Reinigung in einer Zen­
tralstelle machen, wo auch entsprechende Geräte 
vorhanden sind, so daß sie besser und ohne schwere, 
körperliche Belastung vor sich gehen kann. 

Alle diese Maßnahmen, die, wie gesagt, hier nur 
beispielsweise angeführt sind, erheben keinen An­
spruch auf Vollständigkeit und ebenso wenig er­
hebe ich Anspruch darauf, daß das, was ich ange­
führt habe, unbedingt das Richtige sein muß. Es 
wird sich sicher in dem einen Spital eine Maßnahme 
besser eignen als in einem anderen, dort eine an­
dere wieder besser. Jedenfalls sollte man aber die 
Menschen, die diese Arbeit direkt leisten, bei all 
diesen Maßnahmen fragen. So, wie ich früher sagte, 
daß eine Oberschwester z. B. für die baulichen Fra­
gen und für die Ausstattung zuständig sein könnte, 
so sollte man auch in den einzelnen Spitälern die 
leitenden Schwestern heranziehen, weil man dann 
nicht nur erschöpfende Auskunft über die dortigen 
Arbeitsbedingungen bekommen würde, sondern weil 
man dadurch auch die Verantwortungsfreude dieser 
Schwestern heben würde. Jeder moderne Betriebs­
führer weiß, daß, wenn er seine Mitarbeiter beson­
ders in gehobenen Stellungen zu solch verantwort­
licher Mitarbeit heranzieht, dadurch die Qualität 
der Arbeit oft eine viel bessere wird und man so 
viel wertvolle Arbeit gewinnen kann. Ich würde 
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wünschen, daß diese Anregungen mithelfen, daß 
ein Problem der ganzen zivilisierten westlichen 
Welt , der»Schwesternmangel, hier in der Steier­
mark gar nicht erst so kraß auftritt, wenn wir uns 
rechtzeitig Gedanken darüber machen. 

Auch hier könnte es sein, daß Vorbeugen besser 
ist als Heilen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr Abg. 
Groß. Ich erteile es ihm. 

Abg. Groß: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ich möchte in der Gruppe fünf nicht zum Ge­
sundheitswesen, sondern zum Jugendherbergswe­
sen und zur Jugendförderung sprechen. Vergangene 
Woche wurde in Mariazell eine der modernsten Ju­
gendherbergen Österreichs eröffnet. Damit wird nicht 
nur die Möglichkeit des Besuches dieses bekannten 
Wallfahrtsortes durch junge Menschen erhöht, son­
dern darüber h inaus auch einer der schönsten Teile 
unserer Heimat dem Jugendwandern erschlossen. 
Mit dieser Herberge, die in ihrer modernen, zeit­
gemäßen Ausstattung keinen internationalen Ver­
gleich zu scheuen braucht, besitzt nun die Steier­
mark 24 Jugendherbergen. Eigentlich sind es 25, 
denn eine Herberge wurde von einem steirischen 
Verband in Kaprun errichtet, sozusagen als Muster-
Exportartikel unserer Heimat. 

Im ordentlichen Voranschlag sind für die Förderung 
des—Jugendherbergswesens für -das—Jahr—1966 
1,300.000 Schilling vorgesehen. Das bedeutet gegen­
über dem Vorjähr eine Erhöhung um rund 300.ÖÖÖ 
Schilling. Die bisherige Arbeit der im Jugendher­
bergsring zusammengeschlossenen Verbände — Ju­
gendherbergsverband und Jugendherbergswerk — 
gibt uns die sichere Gewähr, daß auch diese Mittel, 
so wie bisher, sehr rationell und zweckentsprechend 
zum Wohle der Jugend verwendet werden. In den 
letzten drei Jahren hat das Jugendwandern nicht 
zuletzt durch den s tarken Ausbau und die Neuein­
richtung von Herbergen in der Steiermark erfreu­
licherweise eine wesentliche Steigerung erfahren. 
Waren es im Jahre 1962 noch 90.000 Übernachtun­
gen in den Jugendherbergen, so stieg diese Zahl im 
Jahre 1963 auf 131.165. Im Jahre 1964 konnte neu­
erlich eine Steigerung der Übernachtungen erreicht 
werden und zwar auf 135.316. Insgesamt waren also 
in den genannten drei Jahren über 356.000 Über­
nachtungen, wovon 234. 000 auf die Herbergen des 
Jugendherbergsverbandes und 122.000 auf die des 
Jugendherbergswerkes entfielen. Rund 40 % der Be­
nutzer unserer Herbergen waren Ausländer, und ich 
möchte hier ohne Übertreibung sagen, daß prak* 
tisch dabei alle Kontinente ver treten waren. In die­
sem Zusammenhang möchte ich auch auf die Be­
deutung des Jugendwanderns für unseren Fremden­
verkehr hinweisen. Die finanziellen Möglichkeiten 
des jungen Menschen sind sicherlich heute noch ge­
ring. Aber die Praxis beweist uns immer wieder, 
daß eigentlich die meisten von ihnen gerne wieder 
in unser Land kommen, wenn sie älter geworden 
sind und hier richtig ihren Urlaub verbringen. Ent­
scheidend für dieses Wiederkommen ist aber neben 
der Schönheit unserer Heimat die gute Unterbrin­
gung und die ist nur in modernen und schönen Her­
bergen möglich. Zu den ständigen Benutzern unse­

rer Herbergen zählt aber vor allem die steirische 
Jugend und ich glaube, daß in der Begegnung mit 
der Natur und den Menschen nicht nur das persön­
liche Erleben eine Rolle spielt, sondern daß hier 
junge Menschen aufgeschlossen werden für das Zu­
sammenleben in einer Gemeinschaft im großen und 
im kleinen Sinne. Und es sind meist j ene Menschen, 
die eine Demokratie braucht, wenn sie aus dem In­
nersten heraus Bestand haben soll. Pestalozzi hat 
einmal gesagt: „Wer die Heimat nicht versteht, die 
er sieht, wie will der die Fremde verstehen, die er 
nicht sieht?" Erkennen auch wir, daß die Jugend­
herbergen Stätten für das Verstehen unserer Hei­
mat und darüber hinaus für das Verstehen der 
Menschen untereinander sind. Sicherlich haben wir 
auf dem Gebiet des Jugendherbergswesens noch 
viel zu tun. Es geht nicht nur darum, das Netz der 
Jugendherbergen, das unser Land durchzieht, zu 
verstärken, sondern man wird auch beträchtliche 
finanzielle Mittel für die Modernisierung jener Her­
bergen aufwenden müssen, die man schon zu einem 
weit früheren Zeitpunkt errichtet hat und die den 
heutigen Erfordernissen nicht mehr gerecht werden. 
Dazu kommt noch die Ausgestaltung jener Herber­
gen, die ursprünglich überhaupt nicht für diesen 
Zweck gebaut wurden. Meine Bitte an das Land 
richtet sich daher nicht nur nach weiterer Förderung, 
sondern — ich darf unbescheiden sein — nach ver­
stärkter finanzieller Förderung des Jugendherbergs-

_ .Wesens r 

Ich darf auch mit Genugtuung feststellen, daß im 
außerordentlichen Voranschlag zum ersten Mal ein 
Betrag, es ist das eine Million Schilling, für den 
Bau einer Jugendherberge in Graz vorgesehen ist. 
Nachdem auch die Stadtgemeinde Graz den gleichen 
Betrag im nächsten Jahr zur Verfügung stellt, ist zu 
erwarten, daß wir nach jahrelangen Bemühungen 
beginnen können, auch in unserer Landeshauptstadt, 
deren Herbergen heute sowohl im Umfang als auch 
in der Ausgestaltung nicht mehr genügen, ein Zen­
trum für das Jugendwandern zu errichten. 

Ich möchte aber auch, und ich komme bald zum 
Schluß, noch einige Worte zur Arbeit der Jugend­
verbände in der Steiermark sagen, die vom Land 
gefördert werden. Wir haben im steirischen Jugend­
beirat, in dem alle demokratischen Jugendverbände 
zusammengeschlossen sind, eine wirkliche Basis für 
unsere Arbeit gefunden, eine Basis, meine Damen 
und Herren, die uns auch dort gemeinsame Be­
schlüsse fassen läßt, wo sich die politischen Parteien 
noch nicht geeinigt haben. Ich e rwähne hier zum 
Beispiel nur die Stellungnahme zu einem modernen 
Berufsausbildungsgesetz sowie die Gewährung eines 
Bildungsurlaubes für Jugendfunktionäre, die vom 
steirischen Jugendbeirat einstimmig beschlossen 
wurde. Es ist erfreulich, daß die gemeinsame Arbeit 
für die Jugend uns immer wieder gemeinsame Wege 
finden läßt. Wenn man heute oft damit argumen­
tiert, daß ja eigentlich nur ein geringer Prozentsatz 
der Jugend in den Jugendorganisationen erfaßt 
wird und daran die Frage angeschlossen wird, ob 
es sich überhaupt auszahlt, in diesem Umfange Ju­
gendarbeit zu fördern, möchte ich sagen, meine Da­
men und Heren, es war eigentlich nie anders in de­
mokratischen Staaten, man hat nie mehr Jugend­
liche erfaßt, und wir halten derzeit bei einem Pro-
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zentsatz von 12 bis 15 % . Aber gerade diese 12 bis 
15 % der jungen Menschen müssen uns eine För­
derung wer t sein, ich zähle sie persönlich zu den 
aktivsten jungen Menschen, die wir in unserem 
Lande haben. Aber, meine Damen und Herren, in 
den Jugendorganisat ionen geht es ja nicht darum, 
den Versuch zu unternehmen, die Gestaltung der 
Freizeit der jungen Menschen positiv zu beeinflus­
sen, sondern wir haben hier die große Verpflichtung, 
die Jugend umfassend auf ihre staatsbürgerliche und 
politische Verantwortung vorzubereiten. In diesem 
Zusammenhang möchte ich die Durchführung der 
Jungbürgerfeiern, für die auch ein Betrag im Vor­
anschlag vorgesehen ist und die den jungen Men­
schen in direkte Beziehung zu dieser Republik brin­
gen, besonders begrüßen. Die Jugend von heute 
ist sicherlich kritischer, sie ist auch sicherlich ab­
wartender, als es Generationen vor ihr waren. Sie 
ist aber nicht annähernd so ideallos, wie es oft in 
der Öffentlichkeit dargestellt wird. Vor einiger Zeit 
hat ein Jugendverband in der Steiermark eine Be­
fragung über die Geisteshaltung der Jugend durch­
geführt und er ist dabei zu bemerkenswerten Er­
gebnissen gekommen. Ich schließe hier alle Fehler 
einer solchen Befragung ein, wie natürlich jede 
Statistik überhaupt als solche anfechtbar ist. Es wur­
den ja rund 800 Judendliche im Alter von 14 bis 18 
Jahren befragt. Auf die Frage z. B., ob es einen Sinn 
habe, Ideale zu besitzen, haben immerhin 727 mit 
„ja" geantwortet , und sie sagten auch sehr deutlich, 
warum sie sich für ein Ja entschieden. Das Haupt­
motiv war wohl, daß sie erklärten, daß ein Leben 
ohne Ideale eigentlich keinen Sinn habe. Bei der 
Frage z. B. nach den Vorbildern antworteten 429, 
die Eltern seien ihre Vorbilder, 131 antworteten, 
der Vorgesetzte im Beruf. Aus dieser Beantwortung, 
meine Damen und Herren, geht sehr stark die be­
sondere Verantwortung vor allem der Eltern und 
der Vorgesetzen bei der Formung der jungen Men­
schen hervor. Sicherlich, und das möchte ich kritisch 
und allgemein gültig sagen, trägt auch das politi­
sche Leben zur Geisteshaltung der jungen Menschen 
einiges bei, und diese Geisteshaltung ist auf diesem 
Gebiet nicht immer so, wie wir es uns eigentlich 
wünschen. Ich glaube, daß hier vor allem bei Wah­
len und der damit verbundenen Propaganda, die 
oft sehr s tark in persönliche Bereiche geht, viel ge­
sündigt wird. Ein solcher negativer Anschauungs­
unterricht in praktischer Demokratie macht viele 
unserer ernsthaften und oft auch erfolgreichen Be­
mühungen, den jungen Menschen für die Gemein­
schaft reif zu machen, zunichte. Ich möchte das ge­
rade jetzt betonen, wo wir uns wieder in einer 
Wahlsi tuation befinden. 

In diesem Hause ist im Rahmen der Budgetdis­
kussion schon soviel Positives über diese Jugend 
und ihre Förderung gesagt worden. Ich kann mir 
daher eine entsprechende Schlußbemerkung erspa­
ren. Ich möchte nur noch sagen: Erkennen wir aber, 
daß der außerschulischen Jugendarbeit bei all dem, 
was wir für unsere Jugend tun, tun sollen und tun 
müssen, e ine besondere Bedeutung zukommt. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Herr Abg. Ileschitz hat das Wort . 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Abgeordneter Dr. Pittermann sowie auch 
Abgeordneter Scheer haben in kritischer Ar t und 
Weise zu den Problemen der Krankenversicherung 
Stellung genommen. 

Wenn ich vielleicht ganz kurz auf die Ausführun­
gen des Herrn Abg. Dr. Pittermann zurückkommen 
darf, so hat er immerhin bekanntgegeben, daß 
die Steiermark gerade auf dem flachen Lande zu 
wenig Ärzte besitzt, daß sich die Ärzteschaft in 
den Städten kumuliert und daß daran das Hono-
rierungssystem wahrscheinlich die Schuld t ragen 
würde. (Abg. P i t t e r m a n n : ,,,Auch' Schuld tra­
gen würde!") Auch Schuld tragen würde. Aber bitte, 
meine Damen und Herren, die Situation ist nun doch 
so, daß über die Frage Honorierung in dieser oder 
jener Form schon seit vielen Jahren Diskussionen, 
Verhandlungen usw. geführt werden, jedoch noch 
niemand das Ei des Kolumbus gefunden hat. Es 
wird wahrscheinlich noch vieler J ahre bedürfen, bis 
man zu einer Regelung kommt, die annähernd bei­
den Teilen, also hier denjenigen, der zu bezahlen 
hat und den anderen, der für seine Leistung die 
Entschädigung erhält, zufriedenstellt. 

Wir haben, darauf möchte ich gerade zurückkom­
men, im vorigen Jahr eine Delegation sowohl von 
Versicherungsvertretern als auch von Ärztekammer-
Vertretern nach Holland entsandt, um das Hono­
rier ungssystem Hollands kennen zu lernen. Ich weiß 
nicht, Herr. Dr. Pittermann, ob sie darüber von 
Herrn Medizinalrat Dr. Mitteregger und den ande­
ren Herren, die da mit waren, unterrichtet wurden. 
In Holland hat man ein Honorierungssystem, von 
dem man dachte, daß es vielleicht auf Österreich 
übertragbar sei und das für die Ärzteschaft mehr 
erbringen würde. Aber man mußte zur Kenntnis 
nehmen, daß immerhin nach dem Motto „Bleibe im 
Lande und nähre dich redlich" unser System doch 
noch das bessere ist. Das nur ganz kurz zu dieser 
Sache. 

Ich möchte aber im Gegensatz zu den vergange­
nen Jahren zu den Problemen der Krankenversiche­
rung wieder Stellung nehmen und zwar von einer 
etwas anderen War te aus gesehen, als bisher. Ich 
komme deshalb dazu, weil die Krankenversiche­
rungsträger alljährlich mit Neubelastungen zu rech­
nen haben und zwar mit Neubelastungen sowohl 
von der Ärzteschaft her bezüglich der Forderungen 
auf Erhöhung der Honorare aber auch vom Lande 
her, denn die einzelnen Bundesländer t reten auch 
an die Kassen heran — berechtigterweise — wegen 
Erhöhung der Verpflegsgebührensätze. Ich möchte 
in dem Zusammenhang einmal darauf hinweisen, 
daß z. B. in den Krankenanstalten des Landes 
Steiermark im vergangenen Jahr 124. 000 Patienten, 
deren Aufenthalt von den Krankenversicherungs­
trägern bezahlt wurde, (Landesrat S e b a s t i a n : 
„Zum Teil!" — Abg. Dr. R a i n e r : „Vielleicht einigt 
Ihr Euch!") Aufnahme gefunden haben. Insgesamt 
wurden über drei Millionen Schilling Verpflegstage 
in Anspruch genommen. Der Landesvoranschlag für 
1965 sieht pro Tag und Patienten Aufwendungen 
von durchschnittlich 179 Schilling vor. Die Pflege-
gebühr der Krankenversicherungsträger beträgt z. 
B. für das Jahr 1965 im Durchschnitt noch 84 
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Schilling und für die Landwirtschaftskrankenkasse 
sogar nur 77 Schilling. Das Land Steiermark leistet 
daher für die Betreuung der k ranken Menschen 
einen beachtlichen Zuschuß. Die immer wieder ge­
forderte Übernahme der vollen Pflegegebührensätze 
durch die Krankenkassen ist — das möchte ich hier 
mit aller Deutlichkeit feststellen — nicht gerecht­
fertigt und auch nicht möglich. So darf nicht überse­
hen werden, daß die österreichischen Krankenver­
sicherungsträger den Angehörigen ihrer Versicher­
ten auch Krankenbehandlung, Anstaltspflege, Mut­
terschaftsleistungen, Sterbegeld und erweiterte 
Heilfürsorge zusichern, ohne dafür Beiträge zu er­
halten. In diesem Zusammenhang möchte ich erin­
nern, daß der Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger in einer Denkschrift sehr 
eingehend auf die Beziehungen zwischen den Kran­
kenkassen und den Krankenanstalten hingewiesen 
haben. Darin wird vermerkt, daß die Anstaltspflege 
für die Versicherten zu den Pflichtleistungen der 
Krankenkassen gehört. So wurde für die öffentlichen 
Krankenanstalten vom Gesetzgeber festgelegt, daß 
die von einem Krankenversicherungsträger einge­
wiesenen Versicherten und ihre Angehörigen in die 
allgemeine Gebührenklasse aufzunehmen sind. Da­
bei darf nicht übersehen werden, daß das Land 
Steiermark verpflichtet ist, die Krankenanstaltspfle­
ge zumindestens für die unbemittelten Personen, die 
einer Anstaltspflege bedürfen, sicherzustellen. Es er­
füllen daher sowohl die Krankenkassen als auch die 
Rechtsträger d e r Krankenanstal ten öffentliche Auf -
gaben. Nach der gegenwärtigen Regelung_irajallga-
meinen Sozialversicherungsgesetz sind die Pflege­
gebührenersätze der Sozialversicherungsträger in 
privatrechtlichen Verträgen zu vereinbaren. Es ist 
begreiflich, daß das Land Steiermark als Rechtsträ­
ger der Landeskrankenanstalten bei den Vertrags­
verhandlungen immer wieder bestrebt ist, einen 
möglichst hohen Pflegegebührenersatz zu erhalten. 
Da manche der irrigen Auffassung sind, der Gesetz­
geber hätte festgelegt, daß die Pflegegebührener­
sätze der Krankenkassen kostendeckend sein müß­
ten, stelle ich fest, daß die Bedachtnahme auf die 
Kostendeckung in § 28 Abs. 1 des Krankenanstal­
tengesetzes bzw. in der entsprechenden Bestimmung 
unseres Landesausführungsgesetzes lediglich für die 
Ermittlung der Voranschläge und Rechnungsab­
schlüsse vorgesehen ist. Da die Krankenkassen ihre 
Einnahmen keineswegs nach eigenem Ermessen er­
höhen können, müssen sie mit dem für sie begrenz­
ten Gebarungsvolumen das Auslangen finden und 
bestrebt sein, alle Ausgaben in diesem Volumen 
unterzubringen. 

Weil ich als Vorstandsmitglied der Steiermär-
kischen Gebietskrankenkasse und in der Versiche­
rungsanstalt des österreichischen Bergbaues als 
Funktionär tätig bin, kann ich Ihnen sagen, daß die 
soziale Krankenversicherung das größte Interesse 
an einer einwandfreien, dem höchsten Stand der 
medizinischen Wissenschaft entsprechenden Führung 
der Krankenanstal ten hat. Es ist uns aber beim be­
sten Willen nicht möglich, die Forderungen der Kran­
kenhauserhal ter nach einer Erhöhung der Pflegege­
bührenersätze im geforderten Ausmaß zu erfüllen. 
Es ist dies keine Unterschätzung des Krankenan­
staltenwesens, die diese Einstellung gebietet. Die 
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Aufrechterhaltung der Leistungsfähigkeit der so­
zialen Krankenversicherung macht diese Einstellung 
notwendig. 

Von 1955 bis 1964, also im letzten Dezennium, sind 
beispielsweise die Beitragseinnahmen der Steierm. 
Gebietskrankenkasse um 11 % gestiegen. Die Auf­
wendungen für die Krankenanstaltspflege jedoch 
um 120 °/o. Daraus ist zu ersehen, daß die Kranken­
versicherungsträger die Ausgaben der Anstaltspfle­
ge in einem s tärkeren Verhältnis erhöht haben als 
es dem Verhältnis der Zunahme an Beitragseinnah­
men entsprechen würde. Die zitierte Denkschrift des 
Hauptverbandes unterbreitet Vorschläge, um die Be­
ziehungen der Krankenkassen zu den Krankenan­
stalten stabiler zu gestalten. Der Hauptverband der 
österreichischen Sozialversieherungsträger ist sich 
bewußt, daß die von ihm angestrebte Lösung den 
Interessen der Volksgesundheit zu entsprechen hat 
und den Krankenanstalten die Möglichkeit ge­
ben muß, ihren Betrieb auf einer gesicherten, finan­
ziellen Basis zu führen, um die notwendigen Ausge­
staltungen vorzunehmen. Die Lösung darf aber auch 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenkas­
sen nicht übersteigen. Unter anderem wird vorge­
schlagen, die durchschnittliche Verweildauer durch 
organisatorische Maßnähmen und durch vor- und 
nachstationäre ambulante Behandlung zu verkürzen. 
Weiters wird ein auf die örtlichen Verhältnisse be­
dachtnehmender Krankenhausplan gefordert —also 
wieder ein Plan —, der natürlich nur in einer größe-
ren~Z,eitspänner^efwirklichr 'wef 
lüh lbare Kostensenkung könnte-auch durch die Er­
richtung von verkehrsorientierten Schwerpunkten 
und Satell i tenkrankenhäusern erzielt werden. Für 
viele altersbedingte Pflegefälle wäre eine Unter­
bringung in einem Krankenhaus nicht nur zweck­
mäßiger, sondern auch erfolgversprechender. Abge­
sehen von der Entlastung der Krankenanstal ten für 
akute Erkrankungen, wäre die erzielte Kostenein­
sparung, die beim Bau einer solchen Anstalt bereits 
beginnt und sich in niedrigen Betriebskosten fort­
setzt, von nicht zu übersehender Bedeutung. 

Nun noch ein Wort zu den vielfach zitierten Kran­
kenanstalten. Nach dem 1. Wel tkr ieg ordnete das 
Krankenanstaltengesetz aus dem Jahre 1920 an, daß 
der Errichtungsaufwand zur Gänze von der öffent­
lichen Hand zu t ragen ist. Nach § 49 dieses Gesetzes 
war der Betriebsabgang zu 2/s vom Beitragsbezirk 
der Krankenanstalt , zu s/s vom Land und zu 3/s, also 
37,5 % vom Bund zu tragen. Heute beträgt der Bun­
deszuschuß nur 18,75 %. Abgesehen- davon, daß in 
der 1. Republik der Anteil des Bundes höher war, 
waren die Leistungen der Krankenkassen damals 
viel niedriger als heute. Das Angestelltenversiche­
rungsgesetz verpflichtete die Träger der Kranken­
versicherung, die täglichen Verpflegsgebühren in 
der allgemeinen Gebührenklasse bis zur Höhe von 
4 % der monatlichen Bemessüngsgrundlage des Ver­
sicherten zu bezahlen, und zwar bis zur Dauer von 
6 Wochen. Sofern die Anstaltspflege des Versicher­
ten länger dauerte, war nach Ablauf der 6. Woche 
der Pflegegebührensatz nur in der Höhe des Kran­
kengeldes zu leisten, das dem Erkrankten bei häus­
licher Pflege gebührt hätte. Das aus dem Jahre 1935 
stammende gewerbliche Sozialversicherungsgesetz 
begrenzt die Zahlungspflicht der Krankenkassen für 
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.die AnstaltsRflege bei Arbeitern mit vier Wochen. 
^ /ar der Versicherte Über vier Wochen in Anstalts-
pflßge, so entfiel für die weiteren Tage die Zahlungs-
-gfli-cht cjpr Krankenkasse. Heute besteht Anspruch auf 
eine gesetzliche Mindestleistung — also ohne Vpr-
Yersicherungszei.ten — bis zur Dauer von 26 Wo­
chen, und Versicherte, die innerhalb der letzten 12 
Monate 26. Wichen versichert waren, haben An­
spruch auf eine satzungsmäßige Mehrleistung, also 
auf Anstaitspflege bis zur Dauer ypn 52 Wochen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie se­
hen darin schon den riesigen Unterschied und die 
riesige Mehrbelastung der Krankenkassen, die sie 
heute auf sich zu nehmen haben. Diese Tatsachen 
zeigen aber, daß die Leistungen der Krankenkassen 
gegenüber der Zeit vor 1938 bzw. 1945 wesentlich 
verbessert wurden. Eine völlige Umwälzung aller 
Kosten der Krankenanstalten auf die gesetzlichen 
Kr-ankenversicherungsträger müßte zwangsläufig zu 
einer Erhöhung der Krankenkassenbeiträge führen. 
Dies wi|rd.e einerseits zu einer Verminderung der 
Realeinkommen für die Lohn- und Gehaltsempfän­
ger und andererseits auch zu einer Erhöhung der 
Pignstgeberbeiträge führen. Dies ist aber aus volks­
wirtschaftlichen Gründen ebenso abzulehnen, weil 
d^rqi| eine ungerechtfertigte zusätzliche Belastung 
gines einzelnen Produktionsfaktprs der Arbeit .ein­
träte. 

An guten Krankenanstalten hat die gesamte Be­
völkerung Österreichs Interesse, denn jeder einzel­
ne bedarf früher oder später einer Spitalsbehand­
lung. E$?ist daher auch die Pflicht der Allgemeinheit 
und nicht nur der Versicherten der Krankenkassen, 
fliese öffentliche Aufgabe zu finanzieren. Da bei der 
Schaffung des Krankenanstaltengesetzes die Entgelt­
leistung an das Spital als Gebühr bezeichnet wurde, 
Gebühren aber nicht primär kostenorientiert sind, 
besteht keine Verhältnismäßigkeit von Leistung zu 
Gegenleistung. Würden die Krankenkassen tatsäch­
lich kostendeckende Pflegegebührenersätze zu ent­
richten haben, so müßten nahezu 40 % der Beitrags­
einnahmen für die Krankenanstalten aufgewendet 
werden. Die dadurch notwendig werdende Beitrags­
erhöhung würde bedeuten, daß für Arbeiter, ftir die 
derzeit 7,3 */q cles Bruttoverdiensfes bei der derzei-
figerj Höchstbeitragsgrundlage von 3000 Schilling zu 
zahlen sind, bis zu 9,8 °./a an Krankenkassenbeitra-
ggn erfprderlich wären, also eine gewaltige Erhö­
hung, für Angestellte bis zu 7,3 °/p, derzeit 4,8 °/o 
und für versicherte Beamte von derzeit 4,5 % auf 
7 °/o. Es ist klar, daß eine so beträchtliche Beitrags­
latzerhöhung die Realeinkommen der Versicherten 
schmälern würde, so daß ein Ausgleich auf dem Lohn-
und Gehaitssekfor die Folge wäre. Die Einführung der 
Krankenversicherung der Pensionisten, der Kriegs­
hinterbliebenen und änderer Personenkreise, z. B. der 
Kleinrentner, führte zu einer Entlastung der Fürsorge, 
d]e früher für einen großen Teil der nunmehr versi­
cherten Personen die Spitalskosten erbringen mußte. 
Darüber hinaus hat die Pensionsversicherung den 
E-ürsorgeträgern :den weitaus größten Teil ihrer 
Leistungen überhaupt abgenommen. Es ist daher nur 
recht und billig, wenn die öffentliche Hand nun 
ihr.ejseits in dem so wichtigen Bereich des Kranken-
ansta-lten-wes-ejis die Sozialversicherung zum Teil 
entlastet. Der Hauptverband der österreichischen So-

zialyersicherungsträger hat daher vorgeschlagen, 
eme Änderung der Krankenanstaltengesetze durch­
zuführen, und zwar zumindest in der Weise, daß 
wieder 3/? des Betriebsabganges vom Bund, dies 
wären 37,5 %, übernommen werden. In diese Rege­
lung wären auch jene nicht öffentlichen Krankenan­
stalten einzubeziehen, die gemeinnützig geführt 
werden und die hinsichtlich ihrer Einrichtung den 
öffentlichen Krankenanstalten gleichwertig sind. Die 
Kränkenversicherungsträger z. B. in der Schweiz lei­
sten dort nur einen Bruchteil der tatsächlichen Ko­
sten als Pflegegebührenersatz, oft nur bis zu 20 %. 
Zur Neuregelung der finanziellen Beziehungen zwi­
schen Krankenkassen und Krankenanstalten hat der 
Hauptverband der österreichischen Sozialversiche­
rungsträger in seiner Denkschrift vorgeschlagen, daß 
sich die von den Krankenkassen zu zahlenden Pfle­
gegebührenersätze in demselben Verhältnis erhöhen 
sollen wie die durchschnittliche Beitragsgrundlage 
der bei den ASVG-Krankenkassen versicherten Per­
sonen. Auf diese Weise würde entsprechend der fi­
nanziellen Leistungsfähigkeit der Krankenkassen 
eine automatische Erhöhung der Pflegegebührener­
sätze eintreten. Wie diese Vorschläge zeigen, ist die 
soziale Krankenversicherung im Rahmen ihrer fi­
nanziellen Leistungsfähigkeit bereit, zur Erhaltung 
der Volksgesundheit beizutragen. Aber ohne stär­
kere finanzielle Beteiligung der öffentlichen Hand 
ist eine Lösung der aufgezeigten Probleme absolut 
unmöglich. 

Die Krankenhauspflege wird in immer steigendem 
Maße in Anspruch genommen, weil die meisten 
Menschen im Krankenhaus besser untergebracht 
sind als zu Hause und dort mehr Aussicht haben, 
die Krankheit zu überstehen. Mit der zunehmenden 
Berufstätigkeit der Ehefrau schwindet zudem die 
Möglichkeit, Kranke zu Hause zu pflegen. An diese 
städtischen Lebensgewohnheiten paßt sich die Land­
bevölkerung immer mehr und mehr an. Immer häu­
figer wird der Mensch im Krankenhaus geboren. 
75 % aller Mutterschaftsfälle der Steiermärkischen 
Gebietskrankenkasse z. B. ereignen sich in Kranken­
anstalten und 50 % aller alten Menschen sterben in 
Krankenanstalten. Steigende Geburtenzahl und der 
Aufbau der Alterspyramide bekräftigen diese Ten­
denz. 

Die Zahl der Verkehrsunfälle wächst und jeder 
Rettungswagen ist verpflichtet, sofort das nächste 
Krankenhaus aufzusuchen. Die Technisierung der 
Medizin, das Bedürfnis nach immer komplizierteren 
medizinisch-technischen Apparaten nimmt zu. Viele 
Patienten können aus sozialen Rücksichten nicht 
rechtzeitig entlassen werden. Das Milieu, in das sie 
zurückkehren, läßt eine wünschenswerte verlaufende 
Genesung nicht zu. 

Andererseits, meine Damen und Herren, ist das 
frühzeitige Erkennen einer schweren, ja lebensbe­
drohenden Krankheit und die unverzüglich ein-
setzencle ärztliche oder klinische Behandlung der 
sicherste Weg zur Heilung. Die im Frühjahr heuri­
gen Jahres (durchgeführte Hauptversammlung der 
Steiermärkischen Gebietskrankenkasse hat daher 
die Errichtung ypn Gesunden-Untersuchungsstellen 
beschlossen. Vorerst wurde probeweise eine Gesun-
den-Untersuchungsstelle in Graz errichtet, in der die 
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Arbeiter und Angestellten von 7 Grazer Großbe­
trieben untersucht werden. Ich darf verweisen auf 
die Firmen Arland, Modenmüller, Kastner & öhler, 
Konsum, Simmering-Graz-Pauker und Steyr-Daimler-
Puch A. G. 

Die bisherigen Erfahrungen bestätigen die Not­
wendigkeit des Ausbaues dieser Einrichtung. Daher 
wird auch das Ambulatoriumsgebäude der Steierm. 
Gebietskrankenkasse aufgestockt, um den Kreis der 
zu untersuchenden Personen wesentlich erweitern 
zu können. 

• Wir bemühen uns aber auch als Versicherungs­
vertreter die räumlichen Voraussetzungen zu schaf­
fen, um im kommenden Jahr eine Gesundenunter-
suchungsstelje für die Obersteiermark ihrer Bestim­
mung übergeben zu können. 

Mit den für die Versicherten vollkommen kosten­
losen Gesundenuntersuchungen wurde ein Team 
erfahrener Fachärzte u. zw. bestehend aus Interni­
sten, Röntgenfachärzten und Gynäkologen, betraut. 
Die Hinzuziehung eines Hals-Nasen-Ohren-Spezia­
listen ist für die nahe Zukunft vorgesehen. 

Bei der Gesundenuntersuchung durch die Steierm. 
Gebietskrankenkasse handelt es sich um die Ge­
währung einer nach § 156 des ASVG. vorgesehenen 
freiwilligen Leistung. Sie ist keine Einrichtung der 
Krankenbehandlung — das möchte ich ausdrücklich 
betonen — da sie nicht der Behandlung erkrankter^ 
Versichterter, sondern der Untersuchung gesunder 

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und 
Herren,-daß wir jeden Schritt begrüßen sollten, der 
den weiten Bogen der Front gegen die tückischeste 
Krankheit, den Krebs fester schließt. Im Kampf 
gegen dieses Übel ist uns jeder willkommen. 'In 
diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich noch darauf verweisen, daß -auch 
das Landeskrankenhaus durch seine Isotopenbehähd-
lung und die Gesundenuntersuchungsstelle der 
Steierm. Gebietskrankenkasse engsteris auf diesem 
Gebiet gegen all diese Symtome zusammenarbeiten 
und ankämpfen werden. (Beifall.) .::.'..:.' ; ; 

2. Präsident Afritsch: Es sind noch 9 Redner für 
diese Grupe 5 vorgemerkt. Als nächstem erteile ich 
Herrn Abg. Fellinger das Wort. •••'••."- •,.-••••• 

Abg. Fellinger: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Nachdem im Leobner Landeskrankenhaus 
die ständig zunehmende Patientenzahl den Rahmen 
des vorhandenen Bettenraumes längst gesprengt 
hat, erlaube ich mir das Hohe Haus auf diese Zu­
stände aufmerksam zu machen, da dadurch die medi­
zinische Versorgung der Bevölkerung des politi­
schen Bezirkes Leoben in Frage gestellt ist. 

1964 wurden im Landeskrankenhaus 11.380 Pa­
tienten aufgenommen. Der Planbestand bei allen vier 
Abteilungen mit 48 Notbetten ergibt eine Bettenzahl 
von 535. Damit wurde ein Verhältnis erreicht von 

•-575-Patrenteir-atrf-55t"5~Betteir. ~ 

-Menschen dient. 

Soferne iin Rahmen der Gesundenuntersuchung 
Krankheiten festgestellt werden, steht es den Ver­
sicherten frei, nach eigener Wahl alle bestehenden 
Einrichtungen der Krankenbehandlung, somit auch 
frei praktizierende Ärzte und Fachärzte in Anspruch 
zu nehmen, die mit der Steierm. Gebietskranken­
kasse in einem Vertragsverhältnis stehen. Und das 
ist das Gros der steirischen frei praktizierenden 
praktischen Ärzte und Fachärzte. Die Untersuchung 
erstreckt sich nicht nur auf die Früherkennung des 
Krebses, sondern es werden alle Organe untersucht. 
Obwohl infolge, der unzureichenden derzeitigen 
Raumverhältnisse die Tätigkeit nur im beschränkten 
Ausmaß aufgenommen werden konnte, ist der Zu­
strom über jedes Erwarten groß. Die bisherige Zahl 
der Untersuchten läßt zwar eine Beurteilung des 
Gesundheitszustandes der bei der Steierm. Gebiets­
krankenkasse versicherten Arbeitnehmer noch nicht 
zu, es steht aber bereits fest, daß ein großer Pro­
zentsatz, der Untersuchten bisher noch nicht beach­
tete, behandlungsbedürftige Krankheiten aufweist. 
Bei mehr als 70 von je hundert Untersuchten wurden 
Kränkheitssymptöme festgestellt. Wenn auch die 
Mehrzahl der Untersuchten in Berufen tätig sind, die 
überwiegend stehend ausgeübt werden, mußte doch 
festgestellt werden, daß die Zahl der Fußgeschädig­
ten außerordentlich hoch ist. Relativ häufig sind 
auch bei jüngeren Menschen Herzschäden, Herz­
klappenfehler usw. festgestellt worden, die diesen 
zum Teil völlig unbekannt waren. Häufig sind auch 
typische Zeichen einer Überfunktion der Schilddrüse 
nachweisbar so wie auch bei gynäkologischen Unter­
suchungen in mehreren Fällen Karzinome festge­
stellt würden. •'••' - ' ' r. •- '-"-• ' • 

Der-Pati^ntenüberhäng^egenüber den Betlen war 
nur möglich, da man die Patienten auf den Gängen 
au! Pritschen und Untersuchungsbetten legte. Dar­
über hinaus müssen ständig Abweisungen von Auf­
nahmesuchenden und vorzeitige Entlassungen sta­
tionärer Patienten vorgenommen werden. 

Ich muß aber auch feststellen, daß durch Beschlüsse 
der Landesregierung und des Hohen Hauses für die 
Umgestaltung des Leobner .Landeskrankenhauses 
viel getan wurde. Ich erinnere nur an den Neubau 
der Frauenabteilung und an den Ankauf von moder­
nen medizinisch-technischen Einrichtungen, 

Die Anforderungen an das Leobner Krankenhaus 
werden in Zukunft nicht weniger werden, sondern 
immer größer. Ich erlaube mir noch auf einen Um­
stand hinzuweisen; die Kinderabteilung ist beson­
ders schlecht untergebracht. Hier spürt man be­
sonders den Raummangel. Eine Abhilfe müßte in 
dieser Abteilung bald in Angriff genommen werden. 

Das Landeskrankenhaus Leoben mit seinen Ab­
teilungen und Fachärzten sämtlicher übrigen klini­
schen Fächer ist nicht nur für den politischen Bezirk 
mit seinen 85.000 Einwohnern von Bedeutung, son­
dern auch für die Öbersteiermark. Die gute Be­
setzung und die vorhandene Ausstattung lassen-die 
Möglichkeit offen, mit verhältnismäßig geringen 
Mitteln ein Bettenhaus zu schaffen, um damit der 
Betten- und Raumnot Herr zu-wer-den. • . • 

Diesen Wunsch der Ärzte sowie des gesamten 
Personals 'des Landeskrankenhauses Leoben und 
darüber hinaus der Bevölkerung des gesamten-po­
litischen Bezirkes habe ich; mir erlaubt dem Höhen 
Hause vorzutragen, in der Hoffnung, daß die 
Wünsche; ••bald erfüllt werden, r *••"•:---'̂  
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2. Präsident: Das Wort hat Herr Dipl-Ing. DDr. 
G ö t z . 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Auf Grund der Tatsache, 
daß es in den Ländern des Vorderen Orients Volks­
vertretungen gibt, wo die jeweiligen Redner nur solan­
ge reden dürfen, als sie auf einem Bein zu stehen in 
der Lage sind, möchte ich mich idarauf beschränken, 
jenen Resolutionsantrag (Landeshauptmann K r a i -
n e r : Stehen Sie schon auf einem Bein?") — Noch 
nicht Herr Landeshauptmann, aber wenn Sie es 
mir vormachen, mache ich es gerne nach — erneut 
zum Abschnitt 55 einzubringen, den wir auch im 
Finanzausschuß angeregt haben. Es handelt sich 
im wesentlichen darum, bei der Benützung der Lan­
desturnhalle den Sport- und Turnvereinen günsti­
gere Bedingungen einzuräumen. Es ist doch völlig 
klar, daß all diese Vereine außerordentliche An­
strengungen erbringen müssen, um ihren Vereins­
betrieb und damit nicht nur den Vereinsbetrieb, 
sondern auch die körperliche Ertüchtigung und 
Heranbildung der Jugend durchführen zu können 
und daß es daher nur gerechtfertigt ist, auch nach 
Wegen zu suchen, um ihnen bei dieser Arbeit die 
notwendige Unterstützung angedeihen zu lassen. 
Es erscheint daher gerechtfertigt, ihnen auch gerade 
bei der Benützung der Landesturnhalle und der 
dortigen Säle mehr Entgegenkommen zu zeigen als 
das bisher der Fall war und ich darf daher im 
Sinne des § 34 der Geschäftsordnung dieses Hauses 
einen solchen Antrag stellen, der der Unterstützung 
von vier Abgeordneten bedürfen würde. Ich bitte, 
diese Entscheidung auch im Hohen Hause zu fällen. 

2. Präsident: Hohes Haus, ich stelle die Unter­
stützungsfrage. Wer stimmt dafür, daß dieser An­
trag behandelt wird? Die Unterstützungsfrage ist 
negativ ausgefallen. 

Ich erteile der Frau Abgeordneten P s o n d e r 
das Wort. 

Abg. Psonder: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es ist interessant und begrüßenswert, daß 
wir uns noch zur mitternächtlichen Stunde hier in 
diesen vier Wänden mit Problemen beschäftigen, 
die da sind und die unweigerlich an uns heran­
kommen. Es ist kein Zufall, daß gerade heute hier 
so viele über den Schwesternmangel gesprochen 
haben, und ich möchte auch einiges dazu beitragen. 
Für uns ist die Frage der Lösung unaufschiebbar. 
Wir haben alles dazu zu tun, daß wir nicht nur 
Krankenhäuser bauen, weil wir sie bauen müssen, 
weil wir die Betten brauchen und weil wir für die 
Gesundheit unserer Menschen bestmöglich zu sor­
gen haben. Alber wie sieht denn die Öffentlichkeit, 

»wie sehen die Menschen das Problem? Für sie wird 
es erst interessant, wenn sie damit konfrontiert 
werden, das heißt wenn sie oder einer ihrer An­
gehörigen einmal kn Spital sind und den Mangel 
an Schwestern spüren. Aber meist ist es dann so, 
daß die betroffene Familie eventuell daran denkt, 

• doch ein Mädchen diesem Beruf zuzuführen, die 
•ganze Familie aber dagegen ist, weil sofort die 
' Schwere des Berufes bewußt wird, die anläßlich des 
Spitalsaufent'haltes festgestellt wurde. Mit dieser 

Einstellung wird die Misere am Sektor Kranken­
pflege fortgesetzt. Der Schwesternmangel in unseren 
Landesanstalten wäre vielleicht nicht so spürbar, 
wenn genug anderes Personal vorhanden wäre. 
Aber auch hier zum Problem der Wärterinnen und 
der Bedienerinnen: Sie sind ja schwer zu bekom­
men, weil die Unterkunft nicht gegeben sit. Es gibt 
Spitäler, wo es unmöglich ist, in der Nähe eine Pri­
vatunterkunft zu bekommen, und wenn, dann kostet 
manchmal ein kleines Zimmerl 300 bis 400 S. Und 
die Arbeit der Bedienerin, das wissen wir auch, 
ist nicht die beste und auch nicht sehr anziehend. Es 
fehlt, und das wurde auch schon gesagt, eine Dienst­
ordnung. Um die wird schon vier Jahre gerungen. 
Es hat die Gewerkschaft der öffentl. Bediensteten-
Sektion Landesanstalten eine Dienstordnung aus­
gearbeitet Uind der Landesregierung übermittelt. 
Das Land hat sie dem Spitalserhalterverband über­
mittelt. Ein Unterausschuß wird sich am 20. Jänner 
1966 damit befassen. Das Krankenpflegegesetz 1961 
gibt die Möglichkeit, eine Art Hilfsschwester zu 
schaffen, welche der Diplomschwester manche Ar­
beit abneihmen wird, für die sie eine Fachausbildung 
nicht notwendig hat. 

Die Besetzung unserer Landesanstalten bezüglich 
Personal ist ja auch sehr unterschiedlich, daher 
sind auch die Arbeitsbedingungen verschieden. Es 
wäre wünschenswert, diese Verhältnisse gleichzu­
ziehen, d. h. in jeder Anstalt dieselben Arbeitsver­
hältnisse zu schaffen. Ein Grund-Schema für die Be­
setzung unserer Spitäler wäre daher zu genehmigen. 

Die Arbeitsbedingungen sind für das gesamte 
Personal sehr hart. Das gilt vom Verwaltungs­
beamten bis zum Arzt. Das Personal muß viel ar­
beiten und Überstunden werden nicht bezählt. Oft 
lösen Schwestern das Dienstverhältnis, weil sie 
anderswo finanziell bessere Bedingungen vorfinden. 
Es würden sicher mehr Schwestern für diese Arbeit 
zu gewinnen sein, wenn die Arbeitszeit anders 
eingeteilt wäre, vielleicht eine durchlaufende Ar­
beitszeit, so bliebe auch manche verheiratete Schwe­
ster dem Krankenhaus erhalten. In vielen Ländern 
gibt es einen Schichtendienst. Wie weit eine Halb­
tagsarbeitszeit verheiratete Krankenschwestern zu­
rückbringen würde, wäre auch zu überprüfen. Es 
wäre eine Veränderung der derzeitigen Dienst- bzw. 
Arbeitszeiten zu überlegen. 

Werfen wir nun einen Blick auf die finanziellen 
Verhältnisse der Krankenschwester, so ist auch hier 
berichtet worden, daß es verschiedene Zulagen für 
die Schwester gibt. Aber diese Zuagen werden nicht 
in die Pensionsbezüge eingerechnet. Sonn- und 
Feiertagsdienste werden nicht entlohnt. Es müssen 
dafür die Schwestern Freizeit bekommen, welche 
aber eingearbeitet werden imuß und auch das macht 
den Schwesternmangel spürbar. 

Das derzeitige Gehaltsgesetz befriedigt vor allem 
die Runktionsschwestern nicht, das sind die Sta-
tions-, Lehr- und Oberschwestern. Es hat die sozia­
listische Fraktion einen Antrag eingebracht, wonach 
den Diplomschwesteren der Aufstieg in C/IV und 
C/V ermöglicht werden soll. Es wäre dies nur 
selbstverständlich und würde den Schwestern nur 
dieselben Möglichkeiten geben wie jedem anderen 
Landeshediensteten in der C-Laufbahn.. 
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Es wäre wünschenswert, für die Sözialberufe ein 
eigenes Genältssehema zu erstellen, welches dann 
dife Möglichkeiten für feine! gerechte Einstufung 
bieten könnte. 

Die Wohnversörgung ist nicht ausreichend und 
es bedeutet eine Einschränkung der persönlichen 
Freiheit -— das ist nicht böse gemeint — wenn 
Frauen mit mehr als 25 Lebensjahren zu zweit 
Wohnen müssen. Wie dafür gesorgt werden kann, 
äuth für die Unterbringung der Schwesternschüle-
rinneh hat sehr eindrucksvoll mit einem versteck­
ten Appell um "Verständnis für ein« Lösung dieses 
Problems Herr Ländesrat Sebastian — und man hat 
et gespftrt, vom Herzen — gesagt. 

Die Werbung von Schwesternschülerinnen war 
ein Erfolg. i$64 'besuchten 176 Mädchen, 1965 236 
'Mädchen die Allgemeine Krankenpflegeschule in 
'Graz. Leoben beginnt mit 1. Februar 1966 mit einem 
hellen Lehrgang mit ca. 40 Schülerinnen, 

Die Broschüre mit dem Titel „Das Leben ist le­
benswert, wenn mäh arbeiten, verdienen, helfen, 
trösten und heilen kann" und mit dem Aufruf „Die 
Steiermark braucht Krankenschwestern" hat sicher­
lich ihre Wirkung nicht verfehlt. 

Aber eine Rede allein, Hohes Haus, führt nicht 
immer zur Tat. Helfen Sie mit, appellieren wir an 
die weibliche Jugend und an deren Eltern'! 

Hohes Haus! Die ausgewiesene Budget-Summe 
für das Gesundheitswesen beweist uns ja, was Uns 
die Gesundheir^der steirischeTi'BevölkeTung-w-ert-

Kreißzimmer und Unterkünfte für Krankenschwe­
stern. Ich glaube, es fehlt nicht mehr sehr viel und 
das Krankenhaus geht .im Jahre 1966 seiner Voll­
endung entgegen. Wenn wir bedenken — ich habe 
das schon einmal kurz gestreift — wie das Landes­
krankenhaus in Bad Aussee, aber auch das Landes­
krankenhaus in Rottenmann vor 10 Jahren ausge­
sehen haben, so wissen wir, daß wir mit diesen 
beiden Krankenhäusern, so wie sie heute dastehen, 
wirklich zufrieden sein können. Wir wissen, daß 
das Landeskrankenhaus Bad Aussee für 66 Betten 
vorgesehen ist. Eine größere Post ist noch vorge­
sehen für den Austausch der technischen Wäscherei­
einrichtung, für den Ersatz der Fernsprechanlage 
und für den Ausbau eines Röntgenraumes. 

Und nun darf ich noch einiges zum Krankenhaus 
Röttenmänn sagen. Vor ca. 13—14 Monaten erfolgte 
der Spatenstich und die Grundsteinlegung für den 
Erweiterungsbau und schon war am 1. Dezember 
1965 die Gleichenfeier zum Krankenhaus Rotten­
männ. Mit dieser Grundsteinlegung und mit dieser 
Gleichenfeier hat auch die Bevölkerung von Rotten­
mann und des ganzen Paltentales die berechtigte 
Hoffnung, daß der Bettenmangel, der jahrelang be­
stand und der darin gipfelte, daß man die Kranken 
auf den Gängen unterbringen mußte, endlich be­
hoben wird. Auch die Operationsräume und Neben­
räume waren in einem derart desolaten Zustand, 
daß man schon lange nicht mehr von einem zeitge­
mäßen,-modernen—Krankenhaus -sprechen—konnte^-
Das Krankenhaus Rottenimann hat immerhin drei 
Größbetriebe in seinem Einzugsgebiet und so kann 
man jetzt sagen, Gott sei Dank ist durch die Hal­
tung der Steiermärkischen Landesregierung auch 
zu hoffen, daß in naher Zukunft dort alles fertig 
sein wird und sich die Verhältnisse bessern. 

Wir wissen, daß der Steiermärkische Landtag und 
die Steiermärkische Landesregierung alles in ihren 
Kräften stehende tut und die Bevölkerung da oben 
ist davon überzeugt, daß es das Ziel sein wird, 
auch in Rottenmann so wie in Aussee ein den Er­
fordernissen der heutigen Zeit entsprechendes Kran­
kenhaus zu bauen. Ich darf namens der Bevölkerung 
des Ausseerlandes und des Enns- und Paltentales 
der Steiermärkischen Landesregierung und auch 
dem Herrn Landesrat Sebastian herzlich dafür dan­
ken. (Beifall.) 

2. Präsident: Der Herr Abg. R i t z i n g e r hat das 
Wort. 

Abg. Kitzinger: Hohes Haus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Da ich von Haus aus mit Zahlen 
zu tun halbe wnd das berufsbedingt ist, gestatten 
Sie mir, daß ich auch einige Zahlen zur Gruppe 5 
beisteuere. Als ich die Protokolle der letzten Jahre 
von der Gruppe 5 durchgesehen habe, konnte ich 
immer und immer wieder feststellen, daß davon die 
Rede war, daß mindestens 25% unseres Landes-
buägets für das Gesundheitswesen und die körper­
liche ^Ertüchtigung ausgegeben werden. Ich ;habe 
toiich daher der Mühe unterzogen per Saldo die 
echten Zuschüsse, die das Land in den letzten 
19 Jahren für das Gesundheitswesen geleistet hat, 
berauszurechhen.Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen 

ist. Bringen wir vor ..allem, den ethischeh Wert der 
Funktion der Kränkenschwester an unsere Mäd­
chen, an die Eltern heran, sagen wir ihnen, daß 
helfen und pflegen die natürlichste Berufung jeder 
Frau zeit ihres Lebens ist. 

Eine Enquete, die im Sommer 1965 stattgefunden 
hat und von den sozialistischen Frauen einbe­
rufen wurde und an der namhafte Fächexperten 
teilnähmen, -hat sich mit dem Problem „Sozialar-
beit heute und morgen" eingehend befaßt. Sie hat 
folgende Aufförderung an die öffentlichen Körper­
schaften, ja an jeden Österreicher gerichtet: „Nur 
wenn unsere Kenntnis von den Problemen von 
unserer Mitarbeit gekrönt wird, sind Wir in der 
Lage, die Aufgaben im Interesse der hilfsbedürf­
tigen "Mitmenschen zu lösen". (Beifäll.) 

t f Ssldent: Es spricht Herr Abg. H o f b a u e r. 

Abg. Hoibauer: Höher Landtag! Ich würde es als 
ü'tidäHkbär g^gertüber .der 'Steiermärkischen Landes-
regieruiig und gegenüber dem Referenten für die 
Läriiäeskrarike'rihäuser 'betrachten, wenn ich nicht 
ganz kurz zu den Krankenhäusern Bad Aussee und 
RöfteMnahh Stellung 'nennten würde, obwohl ich 
vor einem Jahr schön "zu 'diesen beiden Tihemen 
ifas Wort 'ergriffen 3*äbe. Ich kann jedenfalls mit 
Ff-eude und 'G'eMigMung feststellen, daß sich inrier-
-bälb eines Jahres -.dort Wieder sehr viel :getan bat. 

fe der Zwischenzeit hat die Schlüsselübergäbe im 
Lanäeskräfikeiihatts Bad Aussee stattgefunden. Das 
heißt, es fst wohl noch nicht ganz fertig, es wird 
hoch fest daran gebaut, aber wir können heute mit 
"Ftetföe fefststeiMh, 'daß das :Krahkerih;aus in ®äd 
Aussee einen schönen Operatiönsräum hat, ein 
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diese Zahlen ganz kurz bekanntgebe, da ich glaube, 
daß sie sehr beachtlich sind und von der sozialen 
Gesinnung der Stelermärkischen Landesregierung 
und des Landtages Zeugnis geben. Im J ah re 1956 
bat das Land Steiermark 33 Millionen dazugegeben, 
1957 60 Millionen, 1958 52 Millionen, 1959 72 Mil­
lionen, 1960 88 Millionen, 1961 89 Millionen, 1962 
107 Millionen, 1963 108 Millionen, 1964 128 Millio­
nen,1965 153 Millionen und wenn wir also den Vor­
anschlag 1966 dazunehmen, 182 Millionen. Das be­
deutet, daß die Steiermärkische Landesregierung 
und das Land Steiermark in den letzten J ahren zu­
sammen aus dem ordentlichen Haushalt für das 
Gesundheitswesen 1.072 Millionen Schilling dazu-
geschossen hat. Wenn man hierzu noch die Summe 
aus dem außerordentlichen Haushalt der letzten 
10 Jahre dazugibt, kommt man auf eine sehr, sehr 
beachtliche Zahl, nämlich auf 1.322 Millionen Schil­
ling. Meine Damen und Herren, das ist e twas mehr 
als unser heur iger Landesvoranschlag bzw. der 
l andesvoranschlag 1966, und ich glaube sagen zu 
können, daß das wirklich eine sehr beachtliche 
Leistung ist. (Abg. H e i d i n g e r : „Da hast Du eine 
Milliarde unterschlagen." — Landesrat S e b a ­
s t i a n : „Darf einem Bankbeamten nicht passieren, 
so ein Rechenfehler!") Ich habe gesagt, mehr als die 
Hälfte, Sie müssen mir besser zuhören. Meine Da­
men und Herren, ich wiederhole: Ich habe gesagt 
1.322 Millionen, das ist mehr als die Hälfte des derzeit, 
zur Debatte s tehenden Landesvoranschlages 1966. 
Meine Damen und Herren! Interessant ist auch, 
wenn man den Vergleich zieht zwischen den ein­
zelnen Bundesländern. Ich muß sagen, auch hier 
steigt die Steiermark sehr gut heraus. Es ist näm­
lich interessant, daß die Steiermark von allen Bun­
desländern, wenn man den Voranschlag 1965 zur 
Hand nimmt, die mir zur Verfügung standen, 1966 
ist j a noch nicht aus allen Bundesländern zu erhal­
ten, ich habe daher die Basis 1.965 genommen, auch 
hier kommt man zu sehr interessanten Zahlen u. zw. 
hat dazugeschossen das Land Steiermark 153 Mill., 
Oberösterreich 42 Mill., Naederösterreich 20 Mill., 
Salzburg 24 Mill., Tirol 48 Mill. und Vorarlberg 
13 Mill., Kärnten 58 Mill. und Burgenland 13 Mill. 
Schilling. (Abg. L e i t n e r : „Und Wien?") Wien 
hat 727 Mill. dazugeschossen, allerdings muß ich 
sauen, daß Wien nicht als Grundlage gelten kann, 
weil Wien eine doppelte Steuerhoheit hat , sowohl 
Gemeinde- als auch Landessteuern .einnimmt und 
daher auch berechtigt ist, mehr zu leisten und mehr 
auszugehen und dazu auch die Verpflichtung hat. 
Ein interessantes Ergebnis erzielt man, wenn man 
die einzelnen Ausgaben der Länder aufschlüsselt 
nach de r Bevölkerungszahl. Hier muß ich wieder 
feststellen, daß die Steiermark von allen Bundes­
ländern an der Spitze steht. Es kommt nämlich -1965 
auf der Basis berechnet eine Kopfquote heraus und 
zwar für die Steiermark von 134.60, Kärnten 118.05, 
Tirol 103.70, Vorarlberg 85.6, Salzburg 68.4, Burgen-
lamd 49.4, Obefösterreich 36.9 und Niederösterreich 
14.5. Ich glaube", meine Damen und Herren, daß 
diese Zahlen deutlich machen, daß das Land Steier­
mark nicht nur am Sektor der Kultur, wie wir be­
reits in der diesjährigen Budgetdebatte gehört ha­
ben, sondern auch am sozialen Sektor vor allen a n - J | 

deren Bundesländern führend ist. Ich glaube auch 
sagen zu können, daß in der Steiermark eine Politik 
betrieben wird nach echten sozialen Gesichtspunkten 
— und das unter einer k laren Mehrheit der ÖVP. 

Aber, meine Damen und Herren, ich bin damit 
noch nicht fertig. Wenn ich auf der einen Seite 
sehr stolze Zahlen vom Gesundheitswesen gebracht 
habe, so liegt der Wermutstropfen bei der körper­
lichen Ertüchtigung im heurigen Landesvoranschlag 
1966. Hier stört mich ganz besonders j ene Förde^ 
rungspost, die den steirischen Schiverband trifft. Es 
ist also hier eine Kürzung vorgenommen worden 
von 7000 'S und als ich den Herrn Landesfinanz-
referenten gefragt habe im Finanz-Ausschuß, warum 
diese Kürzung gemacht wurde, hat er mir geant­
wortet, daß das deshalb wäre, weil eine größere 
Veranstaltung weggefallen ist und daher von seiner 
Seite aus und von der Seite des Finanzreferates 
aus eine höhere Dotierung nicht erforderlich er­
schiene. Ich muß sagen, daß ich mit dieser Antwort 
nicht zufrieden bin, ich finde sie bedauerlich. 
Schauen Sie, meine Damen und Herren, der Sehi­
sport und überhaupt der Wintersport hat sich bei 
uns in Österreich, in der Steiermark mehr pder 
weniger zu einem echten Breitensport entwickelt. 
Aus dieser Situation heraus ist es vor allem so, 
daß der Steirische Schiverband immer mehr und 
mehr neue Vereine zu betreuen hat, eine immer 
breitere Basis von jungen Nachwuchsläufern zu be ­
treuen hat, die die Aufgabe haben, den Namen 
Steiermark in die Wel t hinauszutragen. Ich finde 
es daher bedauerlich, daß h i e r . diese Kürzung 
vorgenommen wurde, das meines Erachtens um­
so mehr, als im kommenden Sommer 1966 in 
Chile die alpinen Weltmeisterschaften stattfinden. 
Sollten wir das Glück haben, daß steirische Renn­
läufer und -läuferinnen an dieser Weltmeisterschaft 
te i lnehmen! können, wird es sicher notwendig sein, 
daß auch der Steirische Schiverband hier ein kleines 
Scherflein beiträgt. (Erster Landeshauptmannstell­
vertreter DDr. S c h a c h n e r - B l a z i z e k : „Herr 
Kollege, wenn eine einmalige Veranstaltung einen 
Sonderbetrag erhält, wollen Sie dann, daß dieser 
Sonderbetrag in jedem Jahr weiter gegeben wird, 
auch wenn diese Veranstal tung nur einmal statt­
findet?") Sie haben zu wenig Gefühl für den Schiver­
band (Landeshauptmannstellvertreter DDr. S c i i a -
c h n e r - B l a z i z e k : „Das ist wirklich nicht wahr. 
Wenn wir einmal wo ein Krankenhaus bauen, 
müssen wir dann jedes Jahr wieder denselben Be­
trag in den Landesvoranschlag aufnehmen?") Ich 
hoffe, Herr Landeshauptmannstellvertreter, daß Sie 
nächsteis Jahr großzügiger sind. Ich erlaube mir, das 
festzustellen, und ich finde es bedauerlich. 

Ich muß außerdem noch folgendes sagen: Es ist 
mir bekannt, daß der Steirische Schiverbajid noch 
die Rechnung des steirischen Rennläufers Diegruber, 
der heuer be i einem Rennen in Chile teilgenommen 
hat, noch offen hat. Ich glaube, daß der Steirische 
Schiverband wirklich sehr große Aufgaben zu er­
füllen hat und das es zweckmäßig wäre, diesen höhe r 
zu dotieren. Meine Damen und Herren, aber nicht 
nur der alpine Schisport hat an Breitenwirkung ge­
wonnen, sondern vor allem auch der nordische 
Schisport. Zu einer echten Hochburg, zu einem 
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nordischen Zentrum ist die Stadt Murau avanciert. 
Sie haben sicher in der Presse gelesen, daß sich die 
Stadt Murau und der Wintersportverein Murau 
um die nordischen Weltmeisterschaften für 1970 
bewerben. Sie werden nun fragen, welche Chancen 
hat nun hier der Wintersportverein Murau und die 
Stadt Murau bzw. überhaupt die Steiermark? Wenn 
ich hier ganz kurz dazu ausführen darf, daß die 
technischen Voraussetzungen, welche beinhalten 
eine Mittelschanze, eine Groß-Schanze und eine 
50 km Langlaufraute, gegeben sind. Darüber hinaus 
kann der Wintersportverein Murau auf eine Tradi­
tion zurückblicken. Er wurde im Jahre 1894 gegrün­
det, zu einer Zeit, als man in Tirol das Wort „Ski­
fahren" noch gar nicht kannte. Er hat bereits im 
Jahre 1903 Sprungveranstaltungen durchgeführt 
und hatte schon im Jahre 1935 norwegische Trai­
ner und Springer in Murau. Darüber hinaus hat 
Murau in den letzten Jahren eine Reihe von inter­
nationalen Veranstaltungen durchgeführt und damit 
sozusagen die Feuerprobe bestanden. 

Für uns aus Murau und damit auch für die Steier­
mark wäre diese nordische Weltmeisterschaft eine 
echte und schöne Sache und würde den Schlußpunkt 
auf ein langes nordisches Bemühen setzen. Es be­
werben sich darum folgende Länder: Schweden, die 
Tschechslowakei, Deutschland, und nun auch Öster­
reich mit der Stadt Murau und ihrem Wintersportve­
rein. Das Handicup, das wir dabei haben, liegt darin, 
Haß r i f tprrp. irh girh a n rh nm rlip alpinpn^WeTEmeiT" 
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den nordischen Weltmeisterschaften rangieren. Sollte 
es aber so sein, daß Kitzbühel nicht berücksichtigt 
wird, dann hätte also Murau eine echte Chance. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, sollte Murau 
diese nordische Weltmeisterschaft 1970 zugespro­
chen werden, so ist das nicht nur eine Angelegen­
heit des Bezirkes Murau oder des Wintersport­
vereines, sondern ein echtes nationales Anliegen 
der Steiermark. Und ich rufe Sie daher alle auf, 
die Steiermärfcische Landesregierung, den Steier-
märkischen Landtag, den Bezirk Murau und die 
Stadt Murau sowie den Winteisportverein Murau, 
diese Sache ausgiebig zu fördern. (Beifall.) 

Präsident Dr. Kaan: Herr Abg. Prof. Dr. M o s e r 
hat das Wort. 

Abg. Dr. Moser: Zum Abschnitt „Jugendförde^ 
rung" hat Herr Abg. Groß hier im Haus gesprochen. 
Ich bin in der angenehmen Lage, seine Ausführun­
gen unterstreichen zu können, und mich über das 
Lob und die Anerkennung wirklich zu freuen, denn 
in diesem Abschnitt ist der gesamte Wirkungsbe­
reich des Landes Jugendreferates enthalten. Er wird 
es mir gewiß nicht übelnehmen, wenn ich der Ord­
nung halber noch ergänze, daß der Abschnitt 56 „Ju­
gendförderung" im Gegensatz zu anderen Abschnit­
ten der Gruppe 5 in die Kompetenz des Herrn Lan­
deshauptmannstellvertreters Prof. Dr. Koren fällt. 

Wenn im kommenden Jahr unsere Jugendverbän­
de wieder gefördert werden können, dann steht die 
Steiermark, gemessen an ihrer Einwohnerzahl mit 
1 Million Schilling wieder an der Spitze aller Bun­
desländer. Und, meine Damen und Herren, ich glau­

be, unsere Jugendverbände verdienen das auch. T>ie 
freiwillige Arbeit der Jugendführer, der Jugehd-
funktionäre und Mitarbeiter kann gar nicht hoch ge­
nug für die innere Kraft und Lebendigkeit der De­
mokratie eingeschätzt werden. Sicher gibt es manch 
Trennendes und es soll auch nicht verwischt werden, 
aber bedeutender und größer sind heute die ge­
meinsamen Anliegen, die gemeinsame Verantwor­
tung für dieses Land, die Gemeinsamkeit in den 
aufopfernden Bemühungen der Jugend, aber auch 
eine Gemeinsamkeit in den Enttäuschungen und 
Rückschlägen, die bei der Jugendarbeit unvermeid­
lich sind und die immer wieder ein unverzagtes Be­
ginnen erfordern. Man soll die Jugendverbände 
auch nicht nach der Zahl ihrer Mitglieder messen, 
das wurde auch schon von Herrn Abg. Groß festge­
stellt. Schon die alte Jugendbewegung um die Jahr­
hundertwende-hatte ihre großen Erfolge im Ver­
trauen auf die Strahlungskraft gut geführter Min­
derheiten errungen. Wir sind sehr froh darüber, daß 
wir in Steiermark Formen der Zusammenarbeit ent­
wickeln konnten, die zum Teil auch vom übrigen 
Österreich übernommen wurden. Ich glaube, wir 
können in Steiermark auch auf diese Tatsache ein 
wenig stolz sein. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir haben 
allen Grund, für die vorbildliche Arbeit zum Wohle 
unserer Heimat und unseres Vaterlandes den Ju­
gendverbänden hier den besonderen Dank des Hau-

—s£s_auszusprechen._ (BeifalL) _̂___ 
Heir Abg. Groß hat auch von den erfreulichen Tat-

sachê ^ gesprochen, daß" es gelungen ist, die Förde­
rung der Jugendherbergen um 300.000 Schilling auf 
1,3 Millionen Schilling zu erhöhen. Man weiß heute 
um den unversiegbaren Kraftquell der Natur und 
unserer herrlichen Bergwelt für die körperliche und 
geistige Gesundheit. Es ist erfreulich, daß nun end­
lich auch mit dem Bau der Jugendherberge in Graz 
begonnen wird, für die ja schon vor einiger Zeit ein 
Wettbewerb durchgeführt werden konnte. Ich muß 
allerdings hier eine Berichtigung geben: Es ist zwar 
eine Million im a. o. Voranschlag vorgesehen, aber 
sie ist vorerst nur mit einer halben Million bedeckt. 

Aber, meine Damen und Herren, alle Bemühungen 
und finanziellen Aufwendungen für die Jugend sind 
in Frage gestellt, wenn es uns nicht gelingt, die 
schädlichen Einflüsse zurückzudrängen. Die Eltern-
und Erzieherschaft befindet sich derzeit in einem 
Abwehrkampf gegen eine Schmutz- und Schundwel­
le, wie sie in dieser Intensität noch nicht erlebt wur­
de. Der Bundesjugendring hat im Namen der öster­
reichischen Jugendverbände vor einigen Tagen zu 
energischen Abwehrmaßnahmen gegen Druckerzeug­
nisse und Filme aufgerufen, welche die gesunde gei­
stige und sittliche Entwicklung der österreichischen 
Jugend gefährden. Im selben Sinne wendet sich der 
Dachverband aller österreichischen Elternverbände 
mit dem dringenden Appell an die zuständigen Stel­
len, der Sexual- und Brutalitätswelle Einhalt zu ge­
bieten. Der österreichische Presserat hat vor einigen 
Wochen verlangt, daß die Bündesministerien für Ju­
stiz und Inneres durch energigsche Maßnahmen vor 
allem gegen einige mit Namen genannte Illustrierte 
einschreiten. Viele Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens haben Erklärungen in ähnlichem Sinne ab­
gegeben. So forderte der Wiener Polizeipräsident, 
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man möge endlich auch die ausländischen Presse­
erzeugnisse in Pflicht-Exemplaren vorlegen lassen, 
damit frühzeitig festgestellt werden kann, ob die 
Bestimmungen des Schmutz- und Schundgesetzes 
verletzt wurden. 

Gestatten Sie mir noch einige Minuten, um auf 
zwei sehr bedenkliche Entwicklungen hinzuweisen, 
die im Zusammenhang mit dieser Welle stehen. 
Früher hat man in teuren Nachtlokalen sogenannte 
Stripteaseprogramme geboten, um übersättigten äl­
teren Herren leichter das Geld aus der dicken Brief­
tasche ziehen zu können. Diese Nachtlokale waren 
zumeist auch die Zentren der Prostitution. Heute 
hält, man es für notwendig, die Tore dieser Nacht­
lokale zu öffnen und auch dem kleinen Mann um 
wenig Geld im Kino dasselbe zu bieten, noch dazu 
in Großaufnahme. Von Wien aus kommen. Strip­
teasefilme ordinärster Art in die Bundesländer und 
sollen die Kassen einiger Spezialkinos füllen. Lei­
der haben wir auch in Graz ein solches Kino. Unter 
den 85 Filmen, mit denen dieses Kino heuer pro­
grammiert wurde, befinden sich 2/s, deren Inhalt und 
Aufmachung laut übereinstimmender Beurteilung 
der verschiedensten Filmkritiken den Verdacht der 
Pornographie hervorrufen müssen. Ich muß es mir 
aus Zeitmangel versagen, Ihnen die Titel dieser 
Filme vorzulesen, die würden sicher zur Belebung 
der Stimmung heute abends beitragen. Aber man 
fragt sich, wie dies mit den Bestimmungen des Kino­
gesetzes in Einklang gebracht werden kann, wonach 
der Kinobesitzer zur Durchführung der kulturellen 
Aufgaben des Kinos die Eignung besitzen muß. 
Welche Wirkung, meine Damen und Herren, muß 
der regelmäßige Besuch dieses Kinos in den Köpfen 
der 17 — 25jährigen haben. Wenn schon die Groß­
stadt Wien nicht auf solche Filme verzichten zu kön­
nen glaubt, dann sollte man hier Föderalist sein — 
das sind wir ja so gerne — und sagen, wir in der 
Steierrhark haben dies eigentlich nicht notwendig 
(Abg. H e i d i n g e r : „Erhöhung der Lustbarkeits­
steuer!" — Landeshauptmann K r a i n e r : „Entzug 
der Konzession!") Und noch ein Zweites, e twas Ern­
stes. Wenn man aufmerksam durch die nächtlichen 
Straßen Wiens geht, dann muß man leider feststel­
len, daß sich das, was sich ursprünglich, auf die Ne­
bengassen der Kärntner Straße konzentriert hat, 
nun über den gesamten inneren Bezirk ausdehnt 
(Landesrat S e b a s t i a n : „Einen guten Ruf hat die 
Kärntner Straße immer schon gehabt!") und daß 
manche Bezirke unter dem Terror der Zuhälterban­
den leiden. Sie brauchen ja nur die genüßlich aufge­
zogenen Berichte in der Wiener Boulevardpresse 
lesen. Einer Aussendung des Leiters der Wiener 
Kriminalpolizei entnehme ich, daß neben der be­
hördlich kontrollierten Prostitution im Jahre 1964 
in Wien nicht weniger als 1581 Frauen wegen Ge-
heimnrosti tution bestraft werden mußten. Nachdem 
sie dieses Gewerbe geheim ausüben, muß die wirk­
liche Anzahl ia wesentlich größer sein. Es ist sehr 
bedenklich, daß wohl im Zusammenhang damit die 
Geschlechtskrankheiten einen unerwarteten Anstieg, 
nehmen und in erschreckender Zahl vor allem auch 
bei den 16- bis 20jährigen festzustellen sind. Meine 
Damen und Herren, es ist nicht Zeit und Platz hier, 
die Ursachen zu untersuchen. Aber eines ist k lar: 
Wenn wir das Glück der heranwachsenden Jugend 

nicht zerstören lassen wollen, dann muß dem Sexual­
mißbrauch energisch Einhalt geboten werden. 

Es liegt zu diesem Zweck dem Hohen Landtag 
eine Resolution vor, von der ich hoffe, daß sie ein­
stimmig angenommen werden kann. Ich darf sie hier 
zur Verlesung bringen: „über Österreich ergießt 
sich eine Schmutzflut in Filmen und Presseerzeug­
nissen, die ihren Ursprung großteils im Ausland hat. 
Die wiederholte Anpreisung von Brutalität und 
Sexualmißbrauch ist eine unheilvolle Bedrohung für 
unsere Jugend und steht in nachweisbarem Zusam­
menhang mit dem Anwachsen der Gewalt- und Sitt­
lichkeitsdelikte. Die Steiermärkische Landesregie­
rung wird daher aufgefordert, bei den zuständigen 
Stellen für die konsequente Anwendung aller ge­
setzlichen Bestimmungen für die Eindämmung der 
Sex- und Brutalitätswelle zu sorgen, sowie die zahl­
reichen Bemühungen um positive Gegenwirkungen 
verstärkt zu unterstützen. Die zuständigen Zentral­
stellen in Wien sind dringend zu ersuchen, Maßnah­
men zur Beschränkung der Einfuhr von Schmutz-
und Schunderzeugnissen zu ergreifen und im Sinne 
der Entschließung des österreichischen Presserates 
auf die Einrichtung einer wirksamen Selbstkontrolle 
bei Film und Illustrierten zu drängen." (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Der Herr Abg. Schlager ist am Wort. 

Abg. Schlager: Hohes Haus, sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich möchte zu einigen Problemen der 
Gruppe 5 Stellung nehmen und gleich zu Beginn sa­
gen, daß ich den Pessimismus meines Kollegen Rit-
zinger in der Dotierung des steirischen Schisportes 
nicht teile. Soviel mir bekannt ist, wird doch der 
Landesvoranschlag einstimmig von der Landesre­
gierung verabschiedet (Abg. N i g 1 : „Gestern haben 
wir gehört, das macht nur der Finanzreferent!") und 
nachdem immer die Mehrheitsverhältnisse so s tark 
herausgestrichen werden, hät te ja doch der Herr 
Kollege Ritzinger diese Adresse an seine eigenen 
Fraktionskollegen in der Regierung richten müssen, 
denn dann wäre er der Wahrhei t wesentlich näher 
gekommen. (Abg. H e i d i n g e r : „Na, habt ihr die 
Mehrheit oder nicht?" — Von der ÖVP: „Ja, die 
haben wir!" — Glockenzeichen des Präsidenten). 
Aber dessen ungeachtet möchte ich sagen, daß ich 
überzeugt bin, daß Murau von der Landesregierung 
und von unserem Landesfinanzreferenten die ent­
sprechende Unterstützung bekommt, wenn ihr die 
Durchführung der nordischen Weltmeisterschaft über­
tragen wird. Wir werden gemeinsam dafür kämpfen 
und ich glaube schon, daß wir einen entsprechenden 
Erfolg haben werden. 

Eigentlich wollte ich meine Wor te mit einem Dank 
beginnen, meine Damen und Herren. Auf der Stolz­
alpe werden sehr viele Umbauarbeiten vorgenom­
men und ein neues Personalwohnhaus wird gebaut. 
Man sieht, daß man vom Referat aus doch größtes 
Verständnis für die Sorgen der Stolzalpe hat, und 
dafür möchte ich danken. Damit verbinde ich gleich­
zeitig den Wunsch auf Sanierung der Straße von 
Murau auf die Stolzalpe. (Landeshauptmann K r a i ­
n e r : „Du weißt genau, daß das drinrien ist, hur 
nicht demagogisch werden!") Hier hat es doch ein 
Gutes gehabt, daß auf der einen Seite der Herr Lan-
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deshauptmahri oben efls Patient auf der Stolzalpe 
war und damit die. Bestrebungen unseres Re'ferenten 
für Krankenanstalten, daß diese Straße saniert wird, 
unterstützt hat. (Landeshauptmann Kr a i n e r : „Das 
hat damit gar nichts zu tun!") Eine Million seitens 
des Krankenhausreferenteri, zwei Millionen seitens 
des Straßenbaureferenten, ich wünschte mir eine 
solche Zusammenarbeit immer, weil ich überzeugt 
bin, daß dabei sehr viel Gutes herauskommt. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
anderes Problem anschneiden. Ich habe im Vorjahr 
bei der Budgetdebatte über die Tätigkeit des Berg­
rettungsdienstes berichtet und dabei auch nachge­
wiesen, daß eine höhere Dotierung des Bergrettungs­
dienstes notwendig sei. Ich freue mich, daß im Lan-
deSvoransehläg für das Jahr 1966 dieser Betrag um 
50.000 Schilling aufgestockt wurde und ich bin der 
Meinung, wir sollen schon auf Grund der Förderung 
einen Leistungsbericht des Bergrettungsdienstes zur 
Kenntnis nehmen; Der'steirische Bergrettungsdienst 
verfügt über 50 Ortsstellen, 305 Meldestellen, 1125 
Rettüngsmänner und 13 Läwinenhunde. Der Berg­
rettungsdienst der Steiermark hat in der Zeit von 
1945 bis 1964 6777 Verletze geborgen und 325 To-
tenbergungert durchgeführt. Die Tätigkeit im Jahre 
1964 erstreckte sich auf 519 Bergungen von Verletz­
ten im Winter und sechs Totenbergungen im Winter, 
93 Bergungen, von Verletzen im Sommer und 25 To­
tenbergungen im Sommer. Ich glaube, meine sehr 
verehrten Damen und Herren^ daß dies ganz beacht-
Iicheeindrrt&svolleZahlen sindrStellen Siesich^vor, 
wie diese Männer unter Einsatz ihres, eigenen Lebens 
hinausziehen, um änderen Menschen, die in Bergnot 
geraten sind, zu helfen. Der steirische Bergrettungs­
dienst steht unter acht Landesgruppen an zweiter 
Stelle und zwar hinter Tirol. In Tirol selbst konzen­
triert sich die Touristik auf einige bekannte Gipfel 
in nicht sehr großer Anzahl und zwar meistens auf 
bestimmte Anstiegsrouten. In der Steiermark ist das 
wesentlich anders. Und zwar deshalb, weil hier auch 
Wanderungen. auf sehr entlegene Gipfel; auch auf 
nicht markierten Wegen durchgeführt werden. Dies 
führt auch zu einer großen Anzahl von Suchaktio­
nen, die der steirische Bergrettungsdienst jährlich 
durchzuführen hat. Erinnern Sie sich, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß allein bei der 
Suchaktion im Hochschwabgebiet nach den Jugend­
lichen ; ".. damals 80 bis 100 BeTgrettungsmän-

ner drei Tage unmittelbar nach der Abgängigkeits-
meldung und an den anschließenden drei Wochen­
enden je zwei Tage unterwegs waren. Desgleichen 
hat der Bergrettungsdienst (Abg. Dipl.-Ing. S c h a l -
ler: „Sägen Sie einmal Berg-Rettungsdienst!" — 
Von der SPÖ; „Das werden Sie doch nicht bestim­
men!";) größere Suchaktionen, wenn Sie sich erin­
nern können, im Zirbitzkogel durchgeführt. Von 
Ihnen, Herr Ingenieur, hätte ich mir etwas Vernünf­
tigeres als Zwischenruf erwartet. (Abg. Dr. R a i n e r : 
Unvernünftig war er ja nicht der Zwischenruf!") Ich 
wollte also nur sagen, daß der Bergrettungsdienst 
ebenfalls tagelang im Zirbitzkogelgebiet unterwegs 
war, um Vermißte zu suchen, desgleichen am Grim-
rning, um zwei Tote zu bergen. 

Aber 'allem aus der Leistung des Bergrettungs­
dienstes heraus muß man deiner Tätigkeit größte 
Anerkennung zollen und -müßte man seinen Bestre-
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bungen, meine Damen und Herren"; viel größeres "~ 
Verständnis entgegenbringen. Man sollte doch das 
Verständnis aufbringen, berechtigte Wünsche des 
Bergrettungsdienstes zu erfüllen. Ich Will Sie flicht 
zu lange aufhalten, aber der Bergrettungsdienst be­
nötigt dringend 30 bis 40 Akjas,- 40 Funkgeräte, 
1000 Kopflampen, SO Perlanseile, 500 Steinschlag-
helme, 200 Lawinensonden; 20 Stahlseilwinden und 
50 Stahlseile. Der Aufwand für diese Anschaffungen 
würde rund Va Million Schilling betragen: Der Berg* 
rettungsdienst will aber auch den Einsatz von La- T 
winensuch-Hunden stärker organisieren, Es soll da- F" 
her an bestimmten Stützpunkten ein Bergrettungs- r 
mann mit einem Hund ausgestattet werden, um im i 
Ernstfall mit einem Führer eingesetzt werden zu 7 
können. Sollte das Ergebnis — und das steht auch -
im Leistungsbericht des Bergrettungsdienstes— der = 

in Erprobung befindliehen Förstersonde positiv ver* r 
laufen, so ist der Bergrettungsdienst genötigt,, zu- | 
sätzlich eine Anzahl dieser Sonden anzuschafienj 
wobei sich der Einsatz von Sondiermannschaften 
und Hunden schon deshalb nicht erübrigen wird, t 
weil ja nicht jeder Verunglückte und nicht jeder F 
Ski-Fahrer einen Magnet bei sich tragen wird. 

Abschließend darf ich aber sagen, daß der steiri* 
sehe Bergrettungsdienst bisher durch den Idealismus 
seiner Mitglieder als einziger Bergrettungsdienst in : 

Österreich sämtliche Bergungen kostenfrei durchge» = 
führt hat'. Die Bergrettungsdienstmänner sind alle 
der Meinung, daß die Rettung von Menschen aus 
Leibes- oder Lebensnot Tiicht davonabhängig ge* _ 
macht werden...-darf, ob: ein Mensch die Kosten tra* [ 
gen kann oder nicht. Und wenn ich Sie erinnern | 
darf, ist das in vielen anderen Ländern nicht der 
Fall. Man könnte da vor allen Dingen die Schweiz 
als Beispiel heranziehen. " 

Für diese Auffassung, daß man bergen soll, ohne 
nach den Kosten zu fragen, soll man den Bergret-
tungsmähnern, so glaube ich, den allerherzlichst-en 
Dank aussprechen und soll vor allen Dingen seiae 
Wünsche im Budget des nächsten Jahres erfüllen 
(Allgemeiner Beifall-.) ; 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Landesrat : 

Bammer, Er ist nicht anwesend, ich streiche ihn aus 
der Rednerliste. 

Ich unterbreche die Sitzung bis morgen um 
8.30 Uhr. 

Unterbrechung der -Sitzung-: 23,50 Uhr. Fortset­
zung der Sitzung 8.30 Uhr, 

1. Präsident: Ich nehme die 'gestern unterbrochene 
Sitzung wieder auf. Zum Schlußwort nat sich Herr 
La-ndesrat Sebastian gemeldet. Ich erteile -es ihm, 

Landesrat Sebastian: -Hohes Haus, sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte -allen Damen mad 
Herren, für <das, was Sie im Rahmen der -Diskussion ; 
zur Gruppe 5 gesagt haben, her-zücbst ^danken, dan­
ken für die mannigfachen Anregungen, danken iür 
die so sachlich und objektiv geführte Kritik lind 
danken auch letztlich für die anerkennenden Worte, 
die ausgesprochen wurden. Ich bin nicht so vermes­
sen, um anzunehmen, daß all das, was" 'geschehen 
ist, fehlerfrei/fehlerlos geschehen ist, und .ich bin 
nicht so vermessen, zu glauben, daß dort, -wo Eat-
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Scheidungen fallen, nicht auch Fehlentscheidungen 
getroffen weden. Jedenfalls glaube ich die Versi­
cherung abgeben zu können, daß alle Dinge, die ge­
macht werden, durchberäten werden mit den Herren 
des Landfesbaüamtes, mit der Administrativabtei­
lung, mit den Ärzteft, Schwestern, ja, es wurde 
manchmal behauptet, daß ich so weit ginge, mit den 
Beamten Abstimmungen vorzunehmen. Aber ich 
glaube, man kann ein Problem nicht oft genug über-
denkeh und besprechen, Und es wird sich immer 
wieder zeigen, daß das eine oder andere anders 
oder besser gemacht hätte werden können. Aber 
auch durch die Tatsache, der technischen Entwick­
lung zeigt es sich, daß man vielleicht ein oder zwei 
Jahre zuwarten oder die Dinge anders lösen hätte 
sollen. Ich werde mir erlauben, auf das, was im Rah­
men der Diskussion gesagt wurde, noch zurückzu­
kommen, ich möchte aber vorher auch einiges übet 
die Leistungsfähigkeit unserer Anstalten sagen. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, wieviele 
Menschen im Laufe des Jahres bei uns in den An­
stalten Aufnahme finden. Es sind in den Krankenan­
stalten Und Sonderstatiönen der Heilanstalten im 
Jahre 1964 etwas über 123.000 Personen gewesen 
und in den Heilstätten etwas über 3000, so daß ins­
gesamt fast 12?.0G0 Menschen in unseren Anstalten 
Aufnahm« gefunden haben, das heißt also, daß 10% 
der steirischen Bevölkerung im Jahre 1964 in unse­
ren Anstalten gelegen sind. 

Aber noch anschaulicher wird das, wenn man dar­
auf hinweisen kann, daß in diesem Jahre 1964, das 
gestern auch mehrfach schon erwähnt wurde, 3,1 
Millionen Verpflegstage angefallen sind, das heißt 
also, daß jeder Steirer drei Tage hindurch in unse­
ren Krankenanstalten verpflegt worden ist. Daraus 
schon, meine Damen und Herren, zeigt sich der Ar-
beitsumiang, die Leistungsfähigkeit, die Aufnahme­
fähigkeit Unserer Anstalten und wir sehen aus den 
Ziffern des Jahres 1965, daß eine weitere Steigerung 
auf 3,3 Millionen Verpflegstage zu erwarten ist. Es 
fehlt jetzt die Zeit, darauf hinzuweisen, welch man­
nigfache 'Schwierigkeiten natürlich eine solche Stei­
gerung mit sich bringt, weil der Raum, die Arbeits­
fläche, die Maschinen, die zur Verfügung stehen, 
und die Menschen ja kaum mehr in diesem Maße da 
sind. Ich möchte noch auf etwas hinweisen: Es ist 
interessant, festzustellen, daß nach einem internatio­
nalen Schlüssel für städtische und industrielle Ge­
biete «in BettenscMüssel von 8 bis 10 auf 1000 Ein­
wohner errechnet ist und für das ländliche Gebiet 6 
bis 8 Betten auf 1000 Einwohner, In Steiermark ha­
ben wir für MD00 Einwohner rund 9,3 Betten zur 
Vesfüg-ung, d, h. -daß wir im österreichischen Durch­
schnitt an der zweiten Stelle nach Wien liegen, und 
das heißt, daß wir auch nach den internationalen 
Mafistäben gut mit Krankenbetten versorgt sind, 
und trotzdem ist der Schrei nach mehr Krankenbet­
ten laicht verstummt, trotzdem gibt es immer wieder 
die Schwierigkeiten, daß Menschen abgewiesen wer­
den tßiüssen, und ich muß sagen, dann beginnt man 
manchmal zu zweifeln, ob unser Lied „Znachts han i 
a -Roas gmacht ins steirisehe Land" noch Gültigkeit 
hat, wenän wir trotz der Tatsache, daß wir fast den 
internationalen Maßstab beim Bettenschlüssel er­
reichen, einen Mangel an Betten haben. 

Damit komme ich zu dem Problem, das immer 
wieder besprochen wird, die Vorsorge für chronisch 
Kranke. Der Rechnungshof kommt bei seiner Un* 
tersuchung, betreffend das Landeskrankenhaus Glraz 
zur Auffassung, daß fast ein Sechstel der im Kran' 
kenhaus Graz belegten 3052 Betten mit Lahger-
krankten oder mit chronisch Erkrankten belegt seien 
und daß hiefür eine Lösung gefunden werden "muß, 
d. h. also 500 Betten im Landeskrankenhaus Graz. 
Wenn ich diesen Schlüssel auf den Bettenstand aller 
Krankenanstalten umlege, komme ich auf 1500. Nun 
muß ich natürlich abziehen, weil die Auswirkungen 
des Aufenthaltes von chronisch Kranken und Lang-
zeitkranken verschieden zu bewerten sind, weiters 
muß man die eingliedrigen chirurgischen Kranken* 
häüsef abziehen, man muß Fachabteilungen abzie­
hen. Die meisten dieser Patienten befinden sich auf 
der internen, auf der chirurgischen Abteilung und 
auf der Nervenabteilung und auch auf der uro* 
logischen Abteilung, wobei die urologische Abtei­
lung in zunehmendem Maße eine Rolle spielt, weil 
hier das überhandnehmen der urologischen Krank­
heiten im unmittelbaren Zusammenhang mit der hö­
heren Lebenserwartung steht. 

Meine Damen und Herren, ich darf nur darauf 
verweisen, daß ich hier in diesem Hause schon ein­
mal Gelegenheit gehabt habe, auf all die Faktoten 
hinzuweisen, die dazu führen, daß der Drang und 
die Sucht nach dem Krankenhaus gegeben ist, sei 
es die Motorisierung, die Mechanisierung, die Sport­
unfälle, das höhere Lebensalter, die Spezialisierung 
und Verfachlichung der Medizin, eine Reihe von 
Faktoren also, die dazu führen, daß trotz der Tät­
sache, daß wir an sich genug Betten zur Verfügung 
hätten, ein Bettenmangel herrscht, wobei natürlich 
regional und strukturell die Dinge nicht mit dem 
Schlüssel übereinstimmen. Es fehlen also, meine 
Damen und Herren, bei Anwendung und Berücksich­
tigung all dieser Faktoren für die Steiermark 1ÖÖÖ 
bis 1200 Betten für die chronisch Kranken. Und das 
ist das wirkliche Problem, weil es sich bei allen Be­
ratungen zeigt, daß die Grenzen dessen, wo solche 
Normen gezogen werden, verchwinden. Es ist schon 
gestern bei der Gruppe vier darauf hingewiesen 
worden, wie sehr sich die Lebensformen, -normen 
und Lebensgewohnheiten geändert haben, und das 
kommt natürlich auch hier zum Ausdruck. Es tfibt 
kein Leben in der Familie mehr, im Familienver­
band, wo eine Generation die andere ablöst im glei­
chen Milieu, im gleichen Wohnraum. Es gibt nicht 
mehr, wie das der Herr Abgeordnete Dr. Pitter­
mann schon gesagt hat, den Hausarzt schlechthin, 
weil er gär nicht mehr das Vermögen besäße bei der 
Verfachlichung und Spezialisierung der Medizin alle 
Diagnosen zu stellen und daher der Zug zum Kran­
kenhaus gegeben ist. Es ist letztlich die Tatsache 
der kleinen Wohnung, die es gar nicht ermöglicht, 
daß die Generationen gemeinsam wohnen, es ist die 
Tatsache der Berufstätigkeit beider Familienteile und 
es ist auch so, daß sich die Menschen leider gerne 
abkapseln, was auch schon gesagt wurde. Das führt 
also zu dem Problem, daß alte Menschen gezwungen 
sind, mit einer Krankheit, die an sich gar flieht das 
Einweisen in ein Krankenhaus erforderlich machen 
würde, ein Krankenhaus aufzusuchen, 
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Um hier nur auf einen Fall hinzuweisen: Eine alte 
Dame von 70 Jahren mit einem Schenkeihalsbruch, 
könnte, nachdem der operative Eingriff vorgenom­
men worden ist, ohne weiteres in häusliche Pflege 
gegeben werden und zu Hause sechs Wochen lie­
gen. Wenn diese Frau aber allein ist und niemand 
hat, der für sie sorgt, muß sie natürlich im Kranken­
haus "bleiben und erhöht damit unsere Belagziffer. 
Und eine Reihe solcher Fälle sind es, die immer 
wieder dazu angetan sind, daß, so wie es gestern 
hier im Hohen Haus der Fall war, aber auch von 
Vereinen und Institutionen, die Forderung nach 
Alterskrankenhäusern erhoben wird. Und, sehr ver­
ehrte Damen und Herren, ich nehme nunmehr zum 
dritten Mal hier die Gelegenheit wahr und würde 
Sie alle bitten, mich darin zu unterstützen, daß die­
ser Ausdruck nicht Gebrauchsartikel für das wird, 
was wir alle wohl wollen, und wozu diese Bezeich­
nung nicht paßt. Wir können nicht ein Krankenhaus 
schon von vornherein stigmatisieren und sagen „das 
ist ein Alterskrankenhaus", weil damit der alte 
Mensch, wenn er eingeliefert wird, das Gefühl be­
kommen muß, „aha, ich werde schon abgeschrieben, 
ich komme in kein voll ausgestattetes Kranken­
haus mehr, ich komme in ein Alterskrankenhaus". 
Ja, bei einer Enquete von deutschen Fachleuten un­
längst erst wurde sogar gesagt, daß das Prä-Krema­
torien werden, wenn man die Dinge von dieser Sei­
te sehen würde. Wir hätten auch gar keine gesetz­
liche Deckung dafür, meine Damen und Herren, son-
dern^es~hetßt~in~rmseremr~Cjesetz,~dgß es~sich~unT 

be immer noch, meine Damen und Herren, daß im 
Zusammenwirken der Gesundheitsbehörden, der Für-
sorgebehorden, die einzige wirkliche Lösun'gsmög^ 
lichkeit doch darin gelegen sein wird, daß man Pfle­
geheime in der Nähe von gut ausgestatteten Kran­
kenhäusern errichtet, wo jener Personenkreis, der 
zwar pflegebedürftig, aber nicht spitalsbedürftig ist, 
von ausgebildeten Sozialpersonen gepflegt wird und 
erst bei einer akuten Erkrankung in das gut ausge­
stattete Krankenhaus gebracht wird. Hier schließt 
sich der Kreis. Ich komme wieder auf den früher 
aufgezeigten Fall des Schenkelhalsbruches zurück, 
wo man also diese Frau nach der operativen Be­
handlung in das Pflegeheim geben kann, von wo 
sie' dann nach Ablauf von sechs Wochen wieder in 
ihr häusliches Milieu zurückkehren kann. So viel, 
meine Damen und Herren, unter Bedachtnahme auf 
die beschränkte Zeit zu dieser Frage. 

Ich habe versucht, bei jeder Budget-Debatte eine 
bestimmte Sparte aus dem Referat herauszunehmen 
und Ihnen darlegen, damit Sie einen Einblick be­
kommen, was mit dem Geld geschieht und worüber 
hier Beschluß gefaßt wird. Ich habe also schon auf 
die ärztlichen Leistungen hingewiesen, ich habe auf 
die wirtschaftlichen Leistungen unserer Kranken­
häuser hingewiesen und ich möchte nun heuer eini-' 
ges über den dritten Faktor in unseren Krankenan­
stalten, über die Verwaltung, sagen. Wie leider 
überall im modernen Leben ist der Schreibtisch, ist 

-_dej_ Bürokrat, _ist-die Verwaltung-nicht- wegzuden-

7&roniscOCranke handeln„muß,_ weil-ja .sonsiL die 
Verrechnungsbasis mit dem Sozialversicherungsträ­
ger nicht gegeben wäre. Aber es ist auch unreali­
stisch und unwahr, weil ein solches Alterskranken-
haüs ja alle therapeutischen und diagnostischen Ap­
parate zur Verfügung haben müßte wie jedes ändere 
Krankenhaus und es wäre also diese Bezeichnung 
vollkommen absurd. 

Das Problem hat nicht nur für uns Gültigkeit, son­
dern es tritt, in fast allen zivilisierten Staaten der 
Welt auf. Wir haben heuer, weil wir an die Lösung 
des Problems herangehen müssen und weil es in 
einem unmittelbaren Zusammenhang damit steht, 
was soll und was muß noch gebaut werden, uns 
deutsche Einrichtungen angesehen, weil dort die Ge­
setzgebung, die Grundlage also des Verrechnungs-
wesens( mit dem unseren annähernd gleich ist. Auch 
dort ist diese Frage heftigst diskutiert worden und 
es werden Lösungsversuche unternommen und es 
gibt dort das Krankenhaus für den akut Kranken, 
es gibt das Krankenhaus für den chronisch Kranken. 
Es ist in Deutschland schon so, daß das Patientengut 
dort.ähnlich ist dem unserer Siechenanstalten und 
der letzte Lösungsversuch ist also das Krankenhaus 
der Langzeitkränken, das unmittelbar an ein beste­
hendes Krankenhaus für akut Kranke angeschlossen 
wird und das sich nicht dadurch unterscheidet, daß 
da nur alte Menschen drinnen .sind, das können 
auch ganz junge sein, sondern dort kommt Patien-
te'ngüf hinein, von dem durch die Diagnostik a priori 
anzunehmen ist, daß der betreffende Mensch länger 
in einem -Krankenhaus verweilen wird. Dort gibt 
es dann'JBeschäftigsungstherapeuten und Unterhal-
tungsmöglichkeiten; Das ist der einzige Unterschied, 
der dort bei diesem Problem gezogen wird. Ich glau-

ken und in zunehmendem Maß machen es Gesetz­
geber und Statistik und andere Dinge erforderlich, 
daß viel geschrieben wird. Es ist eine gut fuktipnie-, 
rende Verwaltung ja überhaupt erst die Grundlage 
dafür, daß der ganze Krankenhausbetrieb einen ent­
sprechenden Ablauf nimmt und was für den Kran­
kenhausrechtsträger noch von größerer Bedeutung 
ist, das ist, daß mit einer gut und straff geführten 
Verwaltung es im höchstmöglichen Ausmaß erreicht 
werden muß, die Verpflegskösten, die Ambülanzge-
bühren, die besonderen Gebühren usw. hereinzu­
bringen, denn hier kann es sich im Einzelfall gleich, 
um einige hunderttausend Schilling handeln. 

Ich habe schon Gelegenheit genommen, darauf 
hinzuweisen, welch hervorragende Leistungen am 
ärztlichen Sektor in unseren Krankenanstalten er­
bracht werden und habe das mit Zahlen untermau­
ert. Und ich darf noch einmal feststellen, bei allen 
berechtigten Klagen über das eine oder andere 
Krankenhaus, daß die technischen und medizinischen 
Voraussetzungen in a l l e n Anstalten, wenn ; sie 
auch sonst in ihrer Ausstattung noch manches zu 
wünschen übrig lassen, sehr gut sind, daß der An­
schluß an die moderne Medizin gefunden würde und 

- daß, ganz gleich, Wo ein Landesbürger in ein Kran­
kenhaus eingewiesen wird, ihm alle modernen Ein­
richtungen zur Verfügung stehen und ich glaube 
auch sagen zu können, daß überall im Lande her­
vorragend ausgebildete Ärzte und Primarii arbeiten, 
so daß es nicht mehr dieses Gefälle gibt zwischen 
einem Provinz-Landeskrankenhaüs öder dem* Lan­
deskrankenhaus in Graz. Erst jetzt wurde in einem 
Ferhsehbericht gezeigt, wie weit nicht nur die tech­
nische Arbeit sondern auch'die Forschung der Gra­
zer Klinik über den Rahmen des Landes und über 
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die Grenzen unseres Vaterlandes hinaus Anerken­
nung gefunden haben. 

Ich habe über die Wirtschaft hier schon berichtet 
und sage nochmals, daß das Krankenhaus Graz, das 
zu den größten Krankenhäusern Europas gehört, 
keine Ausweitung der Bettenanzahl mehr verträgt. 
Bedenken Sie, daß nach Fertigstellung der bei­
den Kliniken zehn Tonnen Wäsche pro Tag zu wa­
schen sein werden. Und nach Feiertagen werden es 
12 und 13 Tonnen sein. Wenn Sie denken, daß das 
in einem Rahmen vor sich gehen muß in einem 
Krankenhaus, das ursprünglich für 1700 Patienten 
gebaut wurde Dasselbe gilt für die Küche; wir 
sprengen überall schon den Wirtschaftsrahmen, den 
Ablauf und ich muß hier auch darum bitten, es wird 
soviel interveniert, soviel gebeten, jeder versucht, 
für sich irgend eine Lösung zu finden, das ist 
menschlich begreiflich, aber ich muß Sie um ihre 
Unterstützung bitten, es kann im Krankenhaus Graz 
keine Belagsvermehrung mehr geben, weil das Kran­
kenhaus Graz schon unwirtschaftlich ist, weil es un­
übersichtlich ist. Man kann es sich natürlich nicht 
wegdenken, und wir müssen unseren Vorfahren 
dankbar sein, daß sie soweit vorausplanend soviel 
Geld investiert und so großzügig gebaut haben, daß 
es überhaupt möglich war, unter Heranziehung aller 
Nebenräume, die seinerzeit für Patientenaufenthalt 
usw. gebaut wurden, heute Platz für die Ambulanz-
und Behandlungsräume für die moderne Medizin zu 
finden. Nun ist also von mir beabsichtigt, auf dem 
Sektor der Verwaltung-einiges zu tun. Bei der Ver­
waltung, sei es nun im Büro oder sei es im Kran­
kenhaus, überall hat es einmalige technische Neue­
rungen und Fortschritte gegeben, während in der 
Bürokratie es so gewesen ist, daß durch ein Jahr­
hundert fast nichts geschehen ist, die Erfindung der 
Schreibmaschine und des Tintenkulis waren die 
größten revolutionären Ereignisse, ansonsten wer­
den die Akten noch gebündelt, gepackt und von den 
Mäusen zerfressen wie seit eh und je. Wenn Sie 
bei uns im Krankenhaus schauen, werden Sie fest­
stellen, daß die Millionen Verpflegstage in der Re­
gel von einem Beamten an einem Stehpult einge­
tragen werden. Ich bin der Hohen Regierung sehr 
dankbar, wir haben schon im September mit dem 
deutschen Krankenhausinstitut Fühlung aufgenom­
men, die haben reiche Erfahrung, weil sie Kranken­
häuser draußen in hohem Maße eingerichtet haben, 
daß eine Studiengesellschaft zu uns kommt, um nur 
den Sektor der Verwaltung ganz objektiv zu be­
trachten und in Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
des Landeskrankenhauses Graz und mit der Lan­
desbuchhaltung uns Vorschläge zu erarbeiten, für 
einen rationelleren Einsatz unseres Verwaltungsper­
sonals, eine rationellere Abrechnung und darüber 
hinaus auch um die Grundlage zu schaffen für eine 
Kooperation mit dem Rechenzentrum. Wir glauben, 
wenn wir die Verwaltung des Krankenhauses Graz 
auf moderne Verrechnungsmöglichkeiten umgestellt 
haben, daß das die Grundlage sein kann zum zwei­
ten Schritt für das Krankenhaus Leoben und letzt­
lich für alle anderen Krankenanstalten, so daß eine 
einheitliche Gebarung und Verrechnung Platz grei­
fen.. Ich glaube, daß wir, wenn sich das schon nicht 
personalökonomisch in Zahlen ausdrücken lassen 
wird, davon überzeugt sein können, daß es möglich 

sein wird, in viel exakterer Weise die Abrechnunr 

gen vorzunehmen und in einem höheren Prozente 
satz jene Gelder hereinzubringen, die dem Land zu­
kommen. 

Und nun, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich noch einiges zur aufgeworfenen Diskussion 
sagen. Der Herr Abgeordnete Dr. Pittermann hat in 
dankenswerter Weise darauf hingewiesen, daß die 
Probleme vor einem Jahrzehnt und mehr ähnlich 
gelagert waren. Er hat aber auch dazugefügt, daß es 
besser geworden ist, und er hat letztlich von der 
Verwaltung gesprochen. Ich hoffe, daß ich mit dem, 
was ich jetzt über diese Untersuchungen gesagt 
habe, Ihre Anregung in dieser Hinsicht befriedigt 
habe. Zur Frage der Honorierung — ich bin hier 
nicht Anwalt der Krankenkassen. Ich weiß nur, daß 
in der ganzen Welt Systeme schon untersucht wur­
den, es gibt kein System, das allseits befriedigt, das 
liegt in der menschlichen Unzulänglichkeit, die über­
all zum Ausdruck kommt. Ich möchte im Zusammen­
hang mit den Krankenkassen nur folgendes sagen: 
Man soll nicht übersehen, daß das einstens Selbst­
hilfeeinrichtungen der arbeitenden Menschen gewe­
sen sind und daß man heute den gesamten Gesund­
heitsdienst ihnen aufgehalst hat, das ist das Kern­
problem, das können sie nicht verkraften. Ich kann 
es hier nicht beantworten, aber Herr Abg. Dr. Pitter­
mann, Sie können gerne Einsicht nehmen in die Stel­
lungnahme des Zentral direktors. Wenn ich vor der 
Tatsache stehe, ein neues Krankenhaus zu bauen, 
und die Herren von der Landesregierung werden 
mir das bestätigen, und das zusammenzuziehen, 
dann kann ich das tun, wenn ich aber ein Pavillon­
system mit 21 Abteilungen habe, davon elf klinische 
Abteilungen, wo jeder Klinikvorstand natürlich sagt, 
ich muß mein Laboratorium haben, muß forschen, wenn 
ich dann noch ein Zentrallabor mache, dann habe ich ein 
Zentrallabor und 21 andere Labors, weil auch die üb­
rigen Herren sagen, ja das und das muß bei mir auch 
sein, und dann werde ich die Harnuntersuchungen 
und diese Dinge im Zentrallabor machen. An dieser 
Tatsache "scheitert das. (Abg. Dr. P i t t e r m a n n -
„Aber wir werden in absehbarer Zeit noch zu die­
sem System kommen müssen, es wird vielleicht 10 
Jahre dauern, aber wir kommen dazu!") Ja, wenn 
wir ein neues Krankenhaus bauen. Aber das Pavil­
lonsystem schließt leider die Möglichkeit aus. Viel­
leicht können wir es beim Unfallkrankenhaus, das 
nach den Plänen des Krankenhauses Graz gebaut 
wird, daß man sagt, ich. reiße zwei Pavillons weg 
und stelle dort ein neues Haus hin. Aber soweit sind 
wir noch nicht. Dasselbe gilt für die Aufnahmesta­
tion. Ich will Sie hier nicht aufhalten, aber sie ist 
durchstudiert nach allen Richtungen hin, sie läßt 
sich nicht einrichten, und denken Sie doch, welche 
Kapazitäten in unseren Anstalten tätig sind, und 
welcher Raum der eigenen Entscheidung, wer wohin ; 
kommt, gefordert wird. Gerade sie werden Ver­
ständnis dafür haben, wie schwierig die Dinge da 
sind. Die Frage der Kinderabteilung in Leoben, über 
die Herr Abg. Leitner und Herr. Abg. Fellinger ge­
sprochen haben, werde ich heute noch besonders 
behandeln. Ich darf nur, sehr geehrte Frau Abgeord-. 
nete Egger, sagen, ich bin Ihnen für jede Anregung 
außerordenlich dankbar. Ich habe auf den Sanitäts­
hilfsdienst ja schon hingewiesen, daß es schwierig 
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war, daß wir mehr als zwei Jahre um Verständnis 
gerungen haben, und hier gäbe es ja eine Arbeits-
abgrenzüng für Arzt, Schwester- Und Sanitätshilfs­
dienst so, wie Sie sagten. Die Bediensteten des Sa-
niiitshilfsdienstes -können Betten machen, den Pa­
tienten pflegen, das Essen bringen, die Leibschüssel 
hinaustragen und all diese Dinge. Sie sind kein Er­
satz für die Schwestern, aber ;sie sind die Unter­
stützung, um die Schwester rationeller einsetzen zu 
können. Mehr als zwei Jahre Haben wir darum ge­
rungen, jetzt laufen die Kurse, ich hoffe, daß es 
möglich sein wird, hier Abhilfe zu schaffen. 

Die Frage der Öfenheizung: Frau Abgeordnete, 
wir haben nur mehr in Mariazell, in Hartberg in der 
Isolierabteilung und in der Infektionsabteilung in 
Messendorf Öfen. Ich sage zu diesem Kapitel: Ich 
glaube, es gibt niemand in diesem Hohen Hause, 
dem nicht bewußt ist, welche psychische' und physi­
sche Belastung die Krankenschwester durchmachen 
muß und daß natürlich alles getan werden muß, um 
ihre Arbeitsbedingungen -zu erleichtern, weil das ja 
auch Unmittelbar damit zusammenhängt, daß wir 
dann Leute bekommen. 

Die Frage der zentralen Bettenstation: Das ist nur 
möglich bei einem großen Krankenhaus, denn die 
Einrichtung allein würde 1 Vi Millionen Schilling ko­
sten und würde bei einem kleinen Krankenhaus 
vollkommen unmöglich sein. Es zeigt sich, wie das 
bei alten technischen Dingen ist, daß auch das nicht 
so vollkommenfist ufitTctäB""die! händisch~eT^eihiqüng 
des J3ettes,_damit es~zu- keiner- IniektionJcom-mtr im= 
mer wiederum die bessere ist Zum gesamten Fra­
genkomplex Arbeitsteilung auf den Stationen —• 
Mitwirkung der Schwester, das ist eine Frage des 
Betriebsklimas, des Verständnisses der Herren Pri­
marii, wie weit sie bereit sind, in einer verstand-
nisvolten Aussprache mit ihren Mitarbeitern die 
Dinge zu ordnen und zu koordinieren. 

Die Frau Abg. Jamnegg, das darf ich nicht über­
sehen, hat zu dem Antrag der ÖVP hinsichtlich der 
Teilung von Kränkensälen gesprochen. Sie meint, 
da® diese Teiluntjen nunmehr endlich in Angriff ge-
nctfnmen werden mögen. Sie bekommen bei Behand­
lung Ihres Antrages noch genaue •Unterlagen. Hier 
möchte ich aber nur einiges als Stellungnahme zu 
Ihrem Antrag sagen: Erstens einmal, sehr geehrte 
F*aa Abgeordnete und werte Damen und Herren, ist 
es Unwichtig, da!ß mehr als die Hälfte der 3.-Klasse-
Patienten in großen Krankensälen liegen. Alles was 
na'dh IMS gebaut wurde schließt das aus. Bei all 
diesen Bauten sind die Zimmer 'für höchstens sechs 
bis acht Patienten gedacht, geplant und gebaut wor­
den. Aber bitte, übersehen Sie nicht, daß natürlich 
das Teilen von Krämkiensälen einen Verlust von 
Betten, mach denen immer gerufen wird, mit sich 
bringt. Dal es 'statische Schwierigkeiten gibt, d. h. 
dal -es nicht überall möglich ist, eine Wand einzu­
ziehen. ?>aß es nicht 'überall möglich ist, zu trennen, 
weil dann Iceine Belichtung des Korridors mehr da 
ist, oder weil dadurch Durehgehzimmer entstehen 
und niemand in einem Durchgefeimmer liegen will 
oder Weil » a n dann mit dem Krankenbett nicht 
mebr -operieren und herausfahren kann. Das sind 
also Dinge, die uns hindern, überall diese Trenn­
wände vorzusehen. Sie sind immer mit Verlust von 

Betten verbunden und es hängt auch mit dem Sani-
tär-Strang zusammen, weil man ja wenigstens eine 
Waschvorrichtung vorsehen muß. Ich möchte gar 
nicht davon reden, daß neben diesen technischen 
Schwierigkeiten natürlich auch personal-ökonomi­
sche Schwierigkeiten dazukommen. Es ist klar, wenn 
ich Schwesternmangel habe, daß ein großer Raum 
leichter von einer Schwester übersehen werden 
kann, als mehrere kleine. Aber damit Sie sehen, 
daß Ihr Antrag — na, sagen wir nicht gerade nt-u 
ist: Im Jahre 1956 haben wir mit der Unterteilung 
von Krankensälen begonnen. Wir haben bis jetzt 
in der ersten, zweiten und dritten Chirurgie, in der 
ersten, zweiten, dritten und vierten Medizinischen 
Abteilung, in der Augenklinik, in der Dermatologie, 
in der Frauenklinik, in den Landeskrankerihäusem 
Aussee, Feldbach, Hartberg, Judenburg, Knittelfeld, 
Radkersburg, Rottenmann und in der Landes-Heil-
und Pflegeanstalt für Geisteskranke solche Trenn­
wände eingezogen. Und Ywar seit dem Jäher 1956. 
(Abg. J a m n e g g : „Also kann man sie durchfüh­
ren, Herr Landesrat?") 

In Arbeit befinden sich solche Umgestaltungen im 
Landeskrankenhaus Graz, Eisenerz, Leoben und in 
planlicher Vorbereitung sind die Lungenabteilung 
in Graz, die Nervenklinik und die Infektionsabtei­
lung. 

Sie sehen also, daß, wenn genügend Mittel zur 
Verfügung gestellt werden und die Möglichkeiten 

-gegeben sind r diese- auch wahrgenommen-werden, 
nrnrdäs~beste, was moglichTTlt,daraus; zu machen. _ 

Ich möchte es mir ersparen, jetzt auf all die Baü^ 
vorhaben hinzuweisen, die ihren Niederschlag im 
a. o. Voranschlag linden, die schon erwähnt wur­
den, ich muß nur, weil über das Krankenhaus Leo­
ben und die Kinderabteilung so viel gesprochen wur­
de, etwas dazu sagen. 

Herr Abg. Leitner, ich bin selbst Leobner und Sie 
können mir glauben, wenn es möglich wäre, würde 
ich sehr gerne möglichst viel Geld nach Leoben ge­
ben. Ich sitze hier als Regierungsmitglied und muß 
daher die Notwendigkeiten für alle Krankenanstal­
ten im Auge haben. {Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Sie sitzen in der Regierung für die ganze Steier­
mark!") Das habe ich eben gesagt, Herr Landes­
hauptmann. (Abg. L e i t n e r : „Der Herr Landes­
hauptmann läßt jede Straße in seinem Bezirk schön 
ausbauen, z. B. in Deutschlandsberg!"1) Es ist nicht 
meine Sache, den Herrn Landeshauptmann zu ver­
treten. Es bemüht sich jeder, die Dinge dort zu ver­
treten, wo sie notwendig sind. Und ich bestreite ja 
nicht die Vordringlichkeit des Ausbaues der Mnder-
abteilung in Leoben, aber so, wie ich zur Verwal­
tung in Graz Stellung genommen habe, so sage ich 
Ihnen auch für Leoben, auch bier hat die Landesre­
gierung so beschlossen, weil alle Faktoren, die hier 
oder in Leoben wirken, subjektiv sind und gerade 
unter ledachtmahme darauf, daß dieser Bettenschlüs­
sel, wie ich ihn eingangs erwähnt habe, den inter­
nationalen Normen entspricht, werden wir von einer 
Studiengesellschaft, die sich mit der Projektierung 
und Planung von Krankenanstalteh befaßt, — sie 
wird im Jänner anfangen — unter Einbeziehung 
aller Faktoren die Grundlagen erarbeiten lasseh. 
Was kann, soll und muß im Krankenhaus Leoben 
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geschehen, auch wieder unter Bedachtnahme darauf, 
Herr Abgeordneter, daß ja das Krankenhaus Leoben 
nicht nur ein Schwerpunkt-Krankenhaus ist und das 
zweitgrößte in unserem Lande mit einem enormen 
Einzugsgebiet für bestimmte Fachabteilungen, aber 
auch, was ja viel schwerer wiegt, exponiert liegt, 
eingekeilt zwischen Berg, Straße und Eisenbahn, 
noch dazu mit einem Bahnschranken, der uns das 
Anreisen dort oft auch noch sehr erschwert. Ich ver­
kenne nicht, daß gerade das Problem der Kinder­
abteilung das brennende Problem beim Kranken­
haus Leoben schlechthin ist, aber wenn diese Grund­
lagen erarbeitet sind, wird man erst sehen, wie und 
was getan werden kann. Aber ich muß Sie alle, 
meine Damen und Herren, bitten, übersehen Sie 
nicht den enormen Einsatz an Mitteln, der ohnedies 
im Lande Steiermark erfolgt und daß man nicht alles 
zur gleichen Zeit bauen kann. Denn mindestens so 
neuralgisch ist auch die Unfallstation und der Kran­
kenhausbau in Brück wie in einer Reihe anderer 
Gegenden in unserem Lande. Sie sehen ja im Bud­
get, daß gerade für Brück und Hartberg auch Vor­
sorge getroffen ist für einen Grundankauf, damit 
eine Möglichkeit vorhanden ist, dort neue Anstalten 
zu bauen. 

Aber es ist gestern schon ausgesprochen worden, 
meine Damen und Herren, verkennen wir doch, nicht, 
daß es nichts nützt, wenn wir neue Anstalten bauen, 
wenn, wir nicht die Menschen zur Verfügung haben, 
die darin arbeiten. Ich möchte nicht noch einmal auf 
das Problem der Werbung zurückkommen, auf die 
soziale Besserstellung der: Schwester, für die wir 
eine Änderung der Dienstzweigeverordnung gefor­
dert haben, sondern ein Kernproblem, meine Damen 
und Herren, ist die Wohnversorgung unseres Perso­
nals. Es ist einfach entsetzlich und ich kann, glaube 
ich, sagen, niemand von den Damen und Herren in 
diesem Hohen Hause kann sich wirklich vorstellen, 
.wie schlecht manchesmal unser Personal noch unter­
gebracht ist. Ich habe jetzt eine ganz genaue Erhe­
bung anstellen lassen und habe festgestellt, daß von 
über 5000 Beschäftigten in unseren Anstalten nur 
-1-758 in den Anstalten oder durch landeseigene Woh­
nungen wohnversorgt werden können, wobei, wie 
•gesagt, zu berücksichtigen ist, wie manche Bedien­
steten untergebracht sind. Wir haben uns schon in 
den letzten Jahren bemüht, auch hier einiges zu 
tan. Es gibt einige Anstalten, wo es überhaupt kei­
men Wohnxaumbedarf gibt, aber ich wäre schon 
(glücklich, wenn es mir möglich wäre, bei jenen An­
stalten, um beispielsweise Radkersburg oder Feld-
bach zu nennen, Personalunterkünfte zu bauen, um 
das Personal aus den -Räumen des Krankenhauses 
'herauszubekommen, weil damit schon wiederum der 
-Raum für Behandlungszimmer für Patienten usw. 
freigemacht weiden könnte. 

In "Graz allein, meine 'Damen und Herren, fehlen 
uns 480 'Bin- bis Dreibettzimmer, 110 Einbettzimmer 
und dl Mehrraum-Wohnungen. Eine fühlbare -Er­
leichterung wird das Wohnhaus bringen, das wir in 
cder Billrotthstraße bauen mit 72 Wohneinheiten, wo 
teilweise vier, teilweise zwei Schwestern oder Be­
dienstete untergebracht werden können. Und wie 
Sie .aus dem Voranschlag ersehen, auch auf der 
Stolzalpe wind ein zweites Wohnhaus .gebaut, wird 
das Solarium ausgebaut. Durch die zweimalige In­

dikationsbereich-Erweiterung der Stolzalpe brauchen 
wir dort viel mehr Pflegepersonal und daher diese 
Wohnraumknappheit. Wir bauen in Judenburg, 
Brück, Knittelfeld Personalwohnräume aus, indem 
wir Dachgeschoße ausbauen und glauben, daß damit 
auch eine fühlbare Erleichterung Platz greifen wird. 
Meine Damen und Herren, übersehen Sie nicht, daß 
wir nicht nur diese Bettstellen oder Einzelzimmer 
und Zweibettzimmer, sondern daß wir eine Reihe 
von Wohnungen brauchen werden, wo auch Fami­
lien wohnen können. Nur dann wird es uns möglich 
sein, die Krankenschwester auch nach der Verehe­
lichung im Krankenhaus zu behalten. Das ist ein 
Problem, meine Damen und Herren, bei dem ich Sie 
um Ihre Unterstützung bitte, denn damit fällt und 
steht unsere Betreuung der kranken Menschen. 

Und nun, ehe ich den Dank all denen ausspreche, 
meine Damen und Herren, die in unseren Kranken­
anstalten tätig sind, lassen Sie mich doch einem 
speziellen Personenkreis meinen Dank sagen, der es 
durch seine Opferbereitschaft und durch seine Opfer-
willigkeit erst ermöglicht, daß im Zusammenwirken 
mit dem hohen fachlichen Können unserer Ärzte und 
Professoren in den Kliniken und im Zusammenwir­
ken mit der Ausnützung jener Instrumente und Ap­
parate, die uns die moderne Medizin gibt, die wis­
senschaftlichen Erkenntnisse eingesetzt und dadurch 
Eingriffe in den menschlichen Organismus vorge­
nommen wenden können, von denen man vor 10 
oder 20 Jahren glaÄrte, daß sie gar nie möglich sein 
werden, nämlich die Blutspender. Wenn ich Ihnen 
nur zwei Zahlen nenne: Im Jahre 1958 waren es 
8629 und im Jahre 1964 waren es bereits 30.276 Blut­
spender. Ich habe schon einmal darauf hingewiesen, 
daß unsere ganze modernste Einrichtung der Herz-
Lungen-Maschine stillstehen würde, wenn nicht für 
eine Operation bis zu 16 Personen bereitstünden, 
weil für die Operation mit der Herz-Lungen--Ma-
schine nur Frischblut verwendet werden kann, ich 
glaube, daß es recht und billig ist, wenn ich als der 
für die Krankenanstalten .zuständige Referent Jtier 
namens der Ärzte, dde in diesen Anstalten wirken 
und dieses hohen Forums jenen steirisohen iänds-
leuten herzlichen Dank sage, die immer wieder :apfer-
bereit sind, wenn der Nächste in Gefähr ist. (Allge­
meiner Beifall). 

Ich möchte aber, meine Damen und Herren, noch 
auf eine weitere Neuerung hinweisen, nämlich des 
zytologischen Labors. Das ist auch, wovon der Herr 
Abgeordnete Leitner gesprochen hat. 

Meine Damen und Herren, das zytologische Labor 
war ursprünglich in der Gynäkologie untergebracht 
und nunmehr haben wir in der .Isolierabteilung Räu­
me frei gemacht, bauen etwas dazu und glauben, 
daß wir damit :Raum genug haben werden lür den 
Arheitsumfang, der damit .anfällt. Das zytologische 
Labor hat, wenn ich n u r . i e Änfangszahlen sage, 
meine Dame und Herren, 1961 2300 Untersuchungen 
vorgenommen, 1964 waren es 10,000 und bis No­
vember 1.965 waren ,es bereits ;19.1.0.0 .Ujitersuchun-
,gen. ,Es handelt jäich hiebei um Untersuchungen <zur 
Erüherkennung --von Karzinomen aller Art. ,Es ist ,mit 

tder Ausweitung und Vergrößerung möglich,,daß .es 
nicht nur-den Ärzten-der (gynäkologischen Abteilung 
des .Landeskrankenhauses Graz, sondern allen stei-
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Tischen Kränkenanstal ten und auch allen praktischen 
Ärzten möglich ist, die entsprechenden Untersuchun­
gen zu machen und die Abstriche usw. hieher einzu­
schicken, i ch möchte auch hier, meine Damen und 
Herren, für die Einrichtung und den Ausbau — weil 
Sie gesagt haben, Sie finden kein Geld drinnen, 
Herr Abgeordneter Leitner— der Krebsgesellschaft 
und den dort unentgeltlich und freiwillig wirkenden 
Menschen und all jenen, die sich zur Sammlung im­
mer wieder bereit finden, meinen herzlichsten Dank 
aussprechen. Weil die Krebsgesellschaft den Ausbau 
dieses zytologischen Labors und auch die Einrich­
tung übernommen hat,, daher haben wir diesmal 
kein Geld im Voranschlag, aber die Weiterführung 
fällt natürlich dem Land anheim. Hier wird also 
wirklich etwas geschaffen, das für die Untersuchung, 
Früherkennung und die vorbeugende Medizin von 
außerordentlicher Wichtigkeit ist. 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte ich 
allen in unseren Anstalten tätigen Ärzten, Schwe­
stern, Beamten, die oft unter sehr schwierigen Be­
dingungen ihren Dienst versehen, den herzlichsten 

. Dank sagen. Eingeschlossen in diesen Dank ist 
selbstverständlich auch das Verwaltungs- und Wirt­
schaftspersonal, wie überhaupt es bei einem solchen 
Getriebe gleichgültig ist, wo der einzelne Mensch 
steht. Er t rägt bei zum Gelingen, er t rägt bei dazu, 
daß das Krankenhaus in all seinen Adern pulsiert, 
funktioniert und der Kranke die entsprechende Be-
hanjilungjirfährt. Ich möchte aber auch der Admini-

-^trativ^Mei-lung^ctor^ecMsaM 
z e d e m Herrn Hofrat Dn Eisner und-aHen-Herren 
Beamten, die dort wirken, Dank sagen.. Es ist von 
•Jahj.zu Jahr mehr Arbeit, mehr an Volumen zu be­
wältigen, und ich glaube, daß nur die gute Zusam­
menarbeit und die ständige Kontaktnahme es 'über­
haupt ermöglicht, diese Arbeiten zu bewältigen. 

-•• Aus dem großen Kreis derer, die für unsere kran­
ken Menschen arbeiten, scheiden nunmehr mit 31. 
12. eine Reihe von Menschen, die mehr als ein, zwei 
und drei Jahrzehnte für unser Land, für' unsere 
Kranken gearbeitet haben, aus. Ich möchte ihnen 
von dieser Stelle aus danken für ihre aufopferungs­
volle Tätigkeit und wünschen, daß sie ihren wohl­
verdienten Ruhestand angenehm verleben mögen. 
Hervorheben, meine Damen und Herren, möchte ich 
aus diesem Kreis derer, die uns verlassen, zwei Her­
ren, deren verdienstvolles Wirken vor diesem ho­
hen Forum hervorgehoben und gewürdigt werden 
soll. Es ist dies einerseits der Primarius Medizinal­
rat Dr. Feischi vom Landeskrankenhaus Fürstenfeld, 
der 30 J ahre hindurch in diesem Krankenhaus tätig 
gewesen ist und dessen Leistung, meine Damen und 
Herren, niemand abzuschätzen vermag, der nicht 
unmittelbar vor dem Kriegsende und nach dem 
Kriegsende gesehen hat, was sich in dieser oststei-
rischen Froiitstadt abgespielt hat, und der mit sei­
nen Leuten dort verblieben ist und Tausende von 
Patienten behandelt hat, Freunde und Feinde.. Ich 
glaube, daß es daher recht und billig ist, wenn ich 
das Ausscheiden dieses verdienstvollen Mannes vor 
dem Hohen Landtage entsprechend würdige. Der 
zweite, auf dessen Mitarbeit wir künftighin verzich­
ten müssen, ist Herr Primarius Dr. Peter, der in der 
III. Med.-Abteilung als Primarius tätig ist, dessen 
Wirken weit über unsere steirischen Landesgrenzen 
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hinaus bekannt ist und der sich nicht nur ob seiner 
fachlichen Qualitäten, sondern auch ob seiner 
menschlichen Einstellung zum Patienten die Zunei­
gung derer erworben hat, die einmal mit ihm zu 
tun haften. Ich möchte s tellvertretend für all die 
Menschen, die von diesen Herren behandelt wurden, 
die durch diese Herren ihre Gesundheit wieder er­
langten, Dank sagen. Das Wirken dieser beiden ver­
dienten Männer wurde auch durch bundesstaatliche 
Auszeichnungen durch den Herrn Bundespräsiden­
ten unterstrichen. 

Und nicht zuletzt, meine Damen und Herren, las­
sen Sie mich schließen mit einem Dank an die Höhe 
Landesregierung, die mich immer wieder unterstützt 
und volles Verständnis für die mannigfachen Belan­
ge unserer Anstalten hat und last not least Ihnen 
allen, meine Damen und Herren, für Ihr immer wie­
der gezeigtes Verständnis und für Ihre Unterstüt­
zung. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Hiermit sind wir am Ende der Gruppe 
fünf angelangt. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Abg. Fellinger: Hohes Haus! 15 Rednerinnen und 
Redner haben in mehr als dreieinhalbstündiger Re­
dezeit ihr Interesse am Gesundheitswesen bekun­
det. Sie alle unterstrichen die Wichtigkeit dieses Ka­
pitels und bewiesen, was uns die Volksgesundheit 
wert ist. 

ZJdi_jdai±_a£schl is i i^ 
gestellten-Änt-rag-auf Annahme der-Ansä-tee zu die­
ser Gruppe wiederholen. 

Präsident: Sie haben den Antrag des Hern Be­
richterstatters gehört. Ich bitte eine Hand zu erhe­
ben, falls sie ihm zustimmen. (Geschieht.) Die An­
sätze der Gruppe fünf sind damit angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe sechs „Bau-, Wohnungs­
und Siedlungswesen." Berichterstatter ist Abg. Jo­
hann Papst. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Joh. Pabst: (Berichterstatter). Hohes Haus, 
werte Damen und Herren! Die Gruppe sechs zum 
Landesvoranschlag 1966 umfaßt das Bau-, Woh-
nungs- und Siedlungswesen. Die Gesamteinahmen 
in Höhe von 241,777.800 Schilling bedeuten gegen­
über dem Vorjahr eine Steigerung von 87,227.400 
Schilling. Bei den Ausgaben für 1966 von 604,481.600 
Schilling ist eine Steigerung von 112,561.900 Schil­
ling gegenüber 1965 zu verzeichnen. 

Dabei erfährt der Abschnitt 62, „Wohnungswe­
sen" die stärkste Erhöhung mit rund 84 Millionen 
Schilling auf der Ausgabenseite, 60 Millionen Schil­
ling allein für das Ländes-Sonderwohn- und Barak-
kenersatzbauprogramm. Für Straßen- und Brücken­
bau ist insgesamt eine Erhöhung um 22,4 Millionen 
Schilling vorgesehen, die fast ausschließlich für Lan­
desstraßen Verwendung findet. Für- Flußregulie­
rung, Wildbachverbauung, Wasserleitungs- und Ka­
nalbauten scheint eine Erhöhung von rund 8 Millio­
nen Schilling auf. -

Mit dem Voranschlag der Gruppe sechs und sei­
nen Erhöhungen ist die große Bedeutung dieser 
Gruppe besonders unterstrichen. Fließen doch mehr 
als 27 °/o des ordentlichen Budgets dem Wöhnurigs-
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Wesen, Straßen- und Wasserbau zu. Wir alle wissen, 
daß diesbezüglich noch ein sehr großer Nachholbe­
darf besteht. Die Ansätze der Gruppe sechs wurden 
im Finanz-Ausschuß eingehend beraten und ich darf 
namens dieses Ausschusses die Damen und Herren 

' des Hohen Hauses ersuchen, ihre Zustimmung zu 
geben. 

Präsident: Sie haben den Bericht gehört. Ich er­
teile als erstem der ' vorgemerkten 24 Redner zu 
dieser Gruppe Herrn Abg. Stöffler das Wort. 

Abg. Stöffler: Hoher Landtag, werte Damen und 
Herren! Ich möchte bei dem Hinweis, den der Herr 
Berichterstatter gegeben hat, beginnen, daß die Bau­
wirtschaft und das Bauwesen große Bedeutung ha­
ben. Ich darf das noch dahingehend ergänzen, in­
dem ich sage, daß das Bauwesen eine zentrale Stel­
lung in der gesamten Wirtschaft einnimmt und daß 
die Bedeutung des Bauens im menschlichen Leben 

- immer mehr zunimmt. Allein die Zahl der in der 
Banwirtschaft Beschäftigten vom Hilfsarbeiter bis 
zum hochqualifizierten Konstrukteur und Architek­
ten ist für den Arbeitsmärkt und damit für die Voll­
beschäftigung entscheidend. Die Betriebsmittel, die 
•die Bauwirtschaft braucht, nehmen ebenfalls ein 
großes und für die Gesamtwirtschaft bedeutendes 
Volumen ein. Allein der laufende Bedarf an Geräten 
und Maschinen beträgt für die österreichische Bau­
wirtschaft, für Baugewerbe und Baunebengewerbe 
pro J äh r etwa eine Milliarde Schilling. Der Wert 
der Baumaterialien, Eisen, Stahl, Zement, Stein, 
Kupfer usw. ist gar nicht abzuschätzen, aber er geht 
sicher in viele Milliarden. 

Das Bauwesen reicht aber auch in viele andere, 
'ja fast alle Sparten des Lebens hinein. Die Behau­
sung des Menschen, die Verbrauchsgüter, d ie Straße, 
die Brücke, der Verkehr, das Produzieren, Trans-
.pörtieren und Verwalten, alles erfordert Bautätig-

, keit. Auch in kultureller Beziehung ist das Bauwe­
sen beachtlich. Bauwerke sind seit eh und je Zeugen 
der Kultur ihrer Erbauer. Innerhalb der Budgets der 
Gebietskörperschaften, so auch beim Lande Steier­
mark trifft, man ebenfalls in allen Abschnitten auf 
das Bauwesen, Die Verwaltung, das Schulwesen, 
Kunst und Wissenschaft, Fürsorge und Gesundheits­
wesen, können auf Bauwerke nicht verzichten. So 
ist das, was wir in der Gruppe sechs über das Bau­
wesen vorfinden, eigentlich nur ein Teil dessen, was 

... auf diesem Gebiet durch das Land geschieht. 

Wenn ich nun mit dem Straßenbau beginne, so 
deshalb, weil man in der letzten Zeit immer mehr 
bemüht ist, den Straßenbau zu forcieren und weil in 
allen Gebietskörperschaften, die diese Aufgabe zu 
bewältigen haben, der Versuch gemacht wird, den 
Straßenbau in der Rangordnung nach vorne zu brin­
gen. 

Ich möchte mich nun in diesem Zusammenhang 
einmal mit der Frage beschäftigen, die man allent­
halben hört, ob denn wirklich das Auto das Maß 
aller Dinge sei und ob es denn wirklich notwendig 
Sei, so viele Straßen zu bauen, die, wie man meint, 
doch nur dazu dienen, damit der Autofahrer schnel­
ler zu seinem Ziel kommt. Nun, die Lebensbedürf­
nisse der-Menschen werden immer umfangreicher, 

immer vielfältiger. Damit auch die Mengen und Ar­
ten der Verbrauchsgüter. Mehrp roduk t ion erfordert 
mehr Betriebsstätten. Ihre Errichtung erfordert 
Transport von Baumaterial, Maschinen und Äusrü-
stungsgegenständen. Die Produktion selbst verur­
sacht Transport von Roh-, Halb- und Fertigmaterial, 
Betriebsmitteln und nicht zuletzt den Transport von 
Menschen von der Wohnung zur Arbeitsstätte. Die 
Zunahme des allgemeinen Verbrauches bringt auch 
ganz zwangsläufig einen erhöhten Güter- und Men­
schentransport und dieser verlagert sich mehr und 
mehr auf die Straße. 

Aus dieser Aufgabe ergeben sich für den Straßen­
bau viele und besondere Bedingungen sowohl der 
Menge nach als auch hinsichtlich der Qualität. Die 
Verkehrsstrecke muß vermehrt und vergrößert wer­
den. Man versucht schon, die Multiplikation der 
Verkehrsflächen dadurch herbeizuführen, daß man 
die zweite Ebene sucht. Ich habe dies in diesem 
Hause schon besprochen. In den Städten sucht man 
die zweite Ebene nicht mehr über der ersten, son­
dern unter dieser, weil die Hochstraßen mehr und 
mehr das Gefüge der Ortschaften zerstören. Die 
s tarke Belastung der Straßen erfordert eine s tarke 
Grundierung und Armierung der Straßen. Auch die 
Ausstattung mit Leitplanken, Blenden, Verkehrs­
leitanlagen, die Beleuchtung selbst fallen derzeit 
sehr schwer ins Gewicht. Der Transport von Mine­
ralöl z. B. besonders von Hochexplosiv-Treibstoffen 
erfordert besonders in jenen Gebieten, in denen 
das Grundwasser zu schützen ist, besondere Schutz­
maßnahmen. Im übrigen ist auf dem Gebiet der 
Chemie eine solche Entwicklung vor uns, daß wir 
uns darauf einrichten müssen, Treibstoffe und auch 
andere Stoffe, die sich mit dem Grundwasser nicht 
vertragen, mehr und mehr auf der Straße zu trans­
portieren. 

Die Sicherung des Wasserschon- und Schutzge­
bietes wird also auch für die Zukunft von größer 
Bedeutung sein. Aber nicht nur die Sicherungen sind 
zu errichten, sondern es wird auch vielfach versucht, 
die Orte zu umfahren und damit die Gefahren, die 
der Verkehr mit sich bringt, von den Siedlungen von 
vornherein abzuhalten. In diesem Zusammenhang 
darf ich auf den Tankwagenbrand an der Grazer 
Hauptbrücke erinnern, der einerseits deutlich gezeigt 
hat, daß diese Fahrzeuge aus dem Stadtinneren ver­
bannt werden müssen, der aber auch Ursache dafür 
war, daß der unvermeidliche Transport solcher ge­
fahrvoller Lasten innerhalb der Stadt völlig neu ge­
regelt werden muß. 

Ich habe mir als Verkehrsreferent der Stadt Graz 
die Mühe gemacht, in einer Reihe von langen und 
mühsamen Sitzungen und Besprechungen im Einver­
nehmen mit den zuständigen Ämtern der Stadt, der 
Polizei und allen Mineralölfirmen einen Plan auszu­
arbeiten, der den Transport dieser Betriebsmittel zu, 
den Tankstellen in der Stadt regelt. 

Es ha t sich dabei gezeigt, daß seinerzeit -^ und 
das ist nicht nur in Graz so, sondern auch anderswo 
— bei der Anlage von Tankstellen weder an den 
Verkehrsablauf noch an die mit der Versorgung 
der Tankstellen entstehenden Gefahren in ausrei­
chendem Maße gedacht wurde. Es war daher außer­
ordentlich mühsam, die Straßenzüge und die Zeiten 
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festzulegen, die für den Transport, vor allem von 
SuBerbengjn, freizugeben waren. 

Straßen, wie z. B, die Grabenstraße, in der sich 
sieben Schulen befinden, sind für die Anlage von 
Tankstellen von vornherein nicht geeignet, wir ha­
ben aber dort eine stehen, und auch schienentragen­
de Straße eignen sich hierfür nicht und ähnliches 
mehr. Das Straßennetz ist ja das Kreislaufsystem für 
die gesamte Wirtschaft. Stauungen, Engstellen und 
sonstige Behinderungen oder zu wenig Adern füh­
ren zu Gefahren für den ganzen Körper. Auch das 
Tempo des Verkehrsflusses ist für den Sraßenbäu 
von Bedeutung und muß beachtet werden, denn ist 
er zu träge, wird er zu teuer und ist er zu schnell, 
wird er zu gefahrvoll. 

In den Städten bringt der träge Verkehrsfluß eine 
zum Tempo verkehrt proportionale und progressive 
Luftyergiftung, daher ist gerade dort eine angemes­
sene Flüssigkeit, und ein geordneter Verkehrsäbfluß 
yon größter Bedeutung, 

Für dje Steiermark ist die Straße besonders wich­
tig. Sie wijd uns einerseits aus der Randlage hinaus-
lüfcren »nd sie -wird andererseits wesentlich dazu 
heüj:,a.gen, auch innerhalb des Landes das soziale 
tuswi wirtschaftliche Gefälle zu beseitigen. Ein lei-
^UäjgsfäMges Straßennetz, das reibungslose Güter­
transporte gewährleistet, läßt auch außerhalb der 
Ballungszentren gewerbliche und industrielle Be-
if^^MsM^Bvl^Ärr^Jcannjeine sinnvolle Streuung 
^e j ge^^äit4g^pg^öi§jM3j^.ito,n 3imdr~def--SteMer~ 
feafit •^^gi^-lüTj^"'d"aM^'JjOTtt^öT'aUeTda' ermöglicht. 
vW«eiafen, daß die Menschen jn ihren Heimatbezirken 
Arbeit finden. 

iGefähiiliehe, nicht genügend leistungsfähige oder 
•zu wenig 'Strafen stören andererseits auch die Ent­
wicklung des Fremdenverkehrs, die aber gerade für 
ifüe :Stejerrna!rk von äußerster Wichtigkeit ist. Im 
Jäforipen .glaube ich doch gagen zu können, daß ge-
«sMxerste und gute §tr,a<ßen und eine gute Verkehrs-
ies#ftO»isaMc(n .auch mefer Verkehrssicherheit und eine 
j£ntia£tu$ig für die Krankenhäuser bringen, denn die 
jZabl ide-r Vserkehcsyerl.etzeri igt in unseren Spitälern 
4es»g«isej>regend grpß. 

Zusammenfassend kann also gesagt werden: die 
»Straße ist noch immer der wirkungsvollste Erschlie-
ßungsfaktor .für unser Land. Sie ist eine wesentliche 
•Voraussetzung für die Belebung unserer Wirtschaft 
und die Erweiterung und Verbreiterung der Exi­
stenzmöglichkeiten. Bessere Straßen helfen entschei­
dend mit, daß unsere Wirtschaft elastischer und da-
.-jnit krisenfester wird. 

'Ein so kleines Land wie Österreich muß sich ins­
besondere-bemühen, seine Wirtschaft möglichst stoß­
sicher zu gestatten. 'Bessere Straßen bringen ein bes­
seres'Leben und mehr'Sicherheit und so gesehen, 
tritt die •Wichtigkeit des Straßenbaues erst richtig in 
den Vordergrund. Der Straßenbau ist eine wesent-
JÄShe Vfisausaeteung .für die Vollbeschäftigung, nicht 
?ni$r idjwrch ..den ;Bau>y;0,rgang selbst, sondern auch 
tdur^h die -.Leistung .der Strafte tn-ach .Fertigstellung. 
tgr ist iSfee Vpraussetz.u-ng ;für die Eroduktipnskraft 
iund idie liitternationa-le ;|C9ilKürrenzifäliigkeit. So .ge-
;äŜ hj§n -jsejpt jgiijh aber ;&uch ein^^pd-frei, ,daß -die 
tgcfea^e Jediegiläigjit, ;aufh .dem., der ;kejn Auto besitzt. 

Der Straßenbau geht, daher alle an und seine In­
tensivierung erfolgt zum Wohle des ges^mtgn Vol­
kes. 

Ich darf nun zu einem zweiten Gebiet übergehen, 
das in der Gruppe 6 seine Verankerung findet näm­
lich zum Wohnungsbau. Durch §11 die Jajjre her ist 
in fast allen Gebietskörperschaften, in den Gemein­
den, Ländern und auch im Bund und auch in den 
verschiedenen anderen Organisationen und Institu­
tionen immer wieder von der Regelung der Woh-
nungswirtschaft gesprochen worden. Ich möchte mfßh 
heute nicht in diese Debatte über die verschiedenen 
Vorschläge bewegen, ich möchte einmal noch s_,ehr 
eindringlich, wenn Sie mit gestatten, den statjis gjjo, 
die Lage, in der wir uns befinden, darstellen. Jgh 
glaube; daß man an den Beginn* die Feststellung zu 
stellen hat, daß das }¥phnungsBrqjDlem in Österreich 
rao,c;h immer brennend ist. yj/ir fea^en zu wenig neue 
Wohnungen, das zeigen die Ziffern der yprgemerik-
ten Wohnungssuchenden und da | zeigen die Klagen 
der jungen Ehepaare, und wir haben noch vielfach 
zu kleine Wohnungen, daher ikommt ja der Rujf nach 
der familiengex,echten Behausung. 

Bei den Mietzinsen h,errscht in Österreich ejn völ­
liges Durcheinander. Jeder F,onds bat andere Bedin­
gungen, und die yerschiedejten Bedingungen brin­
gen yersehiedene Mietzinse. So zahlt man zum Bei­
spiel für eine große Wphnung, die aus Wplmhaus-
wiederaufbaumltteln errichtet ist, viel weniger als 
für eine jkjeine Wohnung, die aus Mitteln eines an-

—lp^erj^^nds-^rj;i^et-4yttrde.—Ja,—die Qualî t-^dg^r— 
-Wohnungen und ihre Ausstattung ist bei den bSP-
geren Wohnungen besser als bei qfen teuren. 

Alle diese wirtschaftlicher! -Überlegungen sind jim 
Rahmen der Wohnwirtschaft übereinanderg.ewpr,fen. 
Zum Beispiel ist es heutzutage billiger, alte Woh­
nungen zu erhalten als neue, zu bauen. Soziale Em­
pfindungen werden mißachtet, w.enn man z. B. d,as 
Unterirji'eterproblem .betrachtet. Die alten Häuser 
verfallen, weil sie nicht so ertragreich sind, um .sieh 
selbst zu erhalten, und die Delogiertenheime sind 
che Endstation dieser Misere. Man hat sich y.qn ge­
wisser Seite über den Fragenkonijbiex Altb^usbesAtz 
und dessep Sicherung damit hinweggesetzt, daß man 
jeden Versuch, den für die Althäuser bestehenden 
Mietzins von .1 Schilling prp Quadratnaeter im Mo­
nat zu erhöhen, als asoziale Haltung und als yerur-
teUungswürdiges .Bemühen gebrandmarkt hat. In­
dem man also .einfach den Eigentümer diskriminiert, 
versucht man ihn wehrlos zu machen .und ihn dazu 
zu verurteilen, daß er dem Verfall seines Hauses 
zusehen muß. Das Symposion in «Krems, das sich 
mit der Erhaltung der Altstädte ^befaßt hat, an dem 
Vertreter vieler Körperschaften und namhafte Per­
sönlichkeiten aus den verschiedenen -Gebieten der 
Kultur und Wirtschaft -teilgenommen -haben, hat die 
einhellige Meinung .erbracht, daß die -Gegebenheiten 
der letzten Jahrzehnte die akute Gefahr mit .sieh 
.brachten, da$vdie .alten h-istpri^ch ,^erty.c«llen und er­
haltungswürdigen .Häuser verladen und dafi jder 
Verfall nie|it aufzuhalten ist, wenn -nielits Ejats^gi-

!de,rjdes.fürjihre Er.hait^ngrge^ch4^t. Die ^W,_p^nung -̂
w«irtschaft jl.er ^ ^ e n .Jahrzehnte rüttelt tavlsp eri§r-
igisch am J^}tiiuie.Uen-3^starj^i^^^r.^^jm^t. 

tW^s ,spl:l .nun geschehen? ;M|tn änj^in|e A$ i^P1 

:S^ri^)c^yn,.essspIite erreicht w^d^n,,|fiß Jjejfe^tP-
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risch wertvollen und erhaltungswürdigen Gebäude 
als Wohnstätten erhalten bleiben oder diese Funk­
tion wieder auszuüben vermögen. Man war einhellig 
der Meinung, daß die Althäuser keine Museen sein 
dürfen, sondern leben müssen, weil sie nur aus der 
Kraft, die sie aus dem Leben schöpfen, sich zu er-
halen vermögen. In Krems verursacht dieses Sa­
nierungsprogramm Kosten in der Gesamthöhe von 
1QQ Millionen Schilling. Die Gemeinde Krems wird 
20: Millionen hiefür bereitstellen, die restlichen 80 
Millionen Schilling später einmal. In Graz, meine 
Damen und Herren, würde die Sanierung der histo­
risch wertvollen Häuser weit über 1 Milliarde Schil­
ling Kosten verursachen. Die Gemeinde hat aber 
lediglich als kleinen Beitrag zur Erhaltung der Fassa­
den für die Zeit bis 1968 3 Millionen zur Verfügung 
Ja der bezügliche Bedarf in ganz Steiermark oder 
in ganz Österreich geht in viele Milliarden. Wir se­
hen also, daß hier ein wertvolles Kulturgut zu retten 
ist und daß man versucht, mit kleinen Beiträgen 
wenigstens etwas zu erhalten und Hilfe zu leisten, 
die von vornherein mit Aussichtslosigkeit stigmati­
siert ist. Denn wenn Sie die Grazer Ziffer herneh­
men, eine Milliarde mindestens und tatsächlich drei 
Millionen für die Zeit bis 1968, dann sieht man erst 
die Ohnmacht, in der wir uns befinden, um diese 
Dinge zu erhalten. Man meinte in Krems, daß die 
hierfür notwendigen Mittel nach und nach aus dem 
Wiederaufbau-Fonds abzuzweigen wären. So weit 
die in Krems zutage getretene Meinung. Sie konnten 
natürlich über den Rahmen der historisch wertvollen 
Gebäude nicht hinausgehen. Aber für uns und für 
alle anderen bleibt die Frage offen, was soll mit 
jenen alten Häusern geschehen, die nicht historisch 
wertvoll sind? Sie einfach verfallen zu lassen, um 
damit neue Assanierungsgebiete gewissermaßen zu 
entwickeln, das wäre doch unmenschlich und un­
wirtschaftlich und keinesfalls zu verantworten. Ich 
glaube, daß nirgends in Europa die Wohnwirtschaft 
so wenig geordnet ist, wie bei uns. Meine Damen 
und Herren, das ist das Ergebnis, das wir vor uns 
haben. Ein Ergebnis, das sich mehr und mehr zu 
einer großen Schuld entwickelt. Vielleicht zeigt sich 
gerade auf diesem Gebiet mit eindringlicher Deut­
lichkeit, welche Schäden für ein ganzes Volk ent­
stehen können, wenn das Verhindern von Lösungen 
zum Primat wird. 

Wenn man nun mit einzelnen Sozialisten spricht 
— es werden auch unter Ihnen solche sein — und 
diese Frage mit ihnen diskutiert, so hört man, daß 
der einzelne Sozialist auch nicht zufrieden ist und 
man hört viel Zustimmung für die Meinung, die wir 
vertreten, daß die Frage wirtschaftlich gerechtfertigt 
sein muß und daß die Frage wirtschaftlich gerecht 
gelöst werden muß, aber wenn sie dann wieder zu­
sammensitzen und als Organ wirksam werden, dann 
hört man eine ganz andere Meinung. Ich habe fol­
gende Bitte an Sie, meine Damen und Herren von' 
der SPÖ, wirken Sie auf Ihre Zentralen, dort, wo die 
Entscheidungen fallen, ein, daß man dort erkennen 
möge, daß die weitere Verhinderung vernünftiger 
Lösungen auch Ihnen keinen politischen Gewinn 
mehr bringen kann und daß der gar nicht so groß 
sein kann,, um das zu rechtfertigen und wettzuma­
chen, was durch die weitere Verzögerung dieser Lö­

sungen an enormen Schaden für die ganze Beyöl- * 
kerung entsteht. (Beifall.) 

Präsident: Frau Abg. Jamnegg hat das Wort. 

Abg. Jamnegg: Hohes Haus! Gestatten Sie bitte 
auch mir, einige grundsätzliche Bemerkungen zum 
Wohnungsbau. Bemerkungen allerdings, die darauf 
hinzielen, Wege aufzuzeigen, wie wir beim Bau von 
neuen Wohnungen zu einer echten Verbesserung 
kommen können. Ich stütze mich dabei auf einen 
Antrag, den meine Fraktion am 3. Juni 1965 im 
Landtag vorgelegt hat und insbesondere auf unsere 
Resolution, die wir zu dieser Gruppe hier einge­
bracht haben. Wir haben sowohl im Antrag als auch 
in der Resolution diesbezüglich ganz konkrete For­
derungen erhoben. An der Spitze dieser Forderun­
gen steht jene nach echter Qualitätsverbesserung 
beim Wohnungsbau. 

Hoher Landtag! Es muß möglich sein, jene Män­
gel, die wir heute feststellen müssen, und zwar im­
merhin bei zahlreichen Neubauten, beim künftigen 
Bau von Wohnungen weitgehend auszuschalten. Ich 
meine hier primär die absolut unzulängliche Schall­
isolierung der Neubauten. Hohes Haus, wir wissen, 
daß die Mediziner mit allem Nachdruck vor der 
Lärmplage, der wir uns heute gegenüber sehen, war­
nen. Und hier ist selbstverständlich auch die Lärm­
übertragung aus der Nachbarswohnung mit einbe­
zogen, eine Lärmeinwirkung, die die Nerven der 
Menschen oft schwerer belastet als etwa der Ver­
kehrslärm. Man hat heute, ob man will oder nicht, 
praktisch auch Anteil am Familienleben des Nach­
barn durch Decken und Wände hindurch. Ich könnte 
hier viele Einzelbeispiele anführen, wie etwa, daß 
man das unvermeidliche Schreien eines Babys gleich 
durch mehrere Stockwerke hört. Besonders arg ist 
es aber dort, wo unverständlicherweise aneinander-
grenzende Wohnungen nur durch eine dünne Zwi­
schenwand voneinander getrennt sind. Es ist klar, 
daß dadurch die Intimspähre der Familie, auf die 
jede Familie doch Anspruch hat, empfindlich gestört 
ist. Ebenso ist auch das gewisse Maß an Bewegungs­
freiheit, das jedes Kind schließlich für seine gesunde 
Entwicklung braucht, weitgehend eingeschränkt und 
dort, wo die Bewegungsfreiheit sich vollzieht, ist sie 
für den Nachbarn, zumal wenn er keine Kinder hat, 
auch schon zu viel. Und nicht selten, meine Damen 
und Herren — wer in einem Neubau wohnt, wird 
das selbst wissen — ist das alles zusammen Ursache 
dafür, daß der Friede innerhalb einer Hausgemein­
schaft gestört wird. Man kann einfach nicht darüber 
hinwegsehen, daß heute auch immer mehr Menschen 
nicht zuletzt deshalb zum Schlafmittel greifen, um 
sich auf diese Weise die Nachtruhe zu sichern. Die 
Belastung der Nerven einerseits und der Gebrauch 
von Schlafmitteln andererseits sind doch Grund ge­
nug, daß wir dieses Problem auch von der Volks­
gesundheit her zu betrachten haben. 

Unsere dringende Forderung lautet daher, beim 
Wohnungsbau endlich für eine wirksame Schalliso­
lierung zu sorgen. 

Und nun ein weiteres Problem: Bei der Baupla­
nung wird oft — mein Vorredner, Herr Bürgermei­
ster Stöffler hat schon darauf hingewiesen — zu we­
nig Bedacht auf eine familiengerechte Größenord-

l i 
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• nung der Wohnung genommen, wie auch auf eine 
entsprechende und zweckmäßige Größenordnung der 
einzelnen Räume. So haben sich z. B. die Klein- und 
Kleinstküchen als absolut unzweckmäßig erwiesen 
und durch ihre Beengtheit auch noch als ein ständi­
ger Gefahrenbereich für das Kind. Die Verbannung 
des Kindes allein in das Kinderzimmer für die mei­
ste Zeit des Tages, in der die Mutter sich naturge­
mäß in der Küche aufhalten muß, ist wenig sinnvoll, 
weil das Kind die unmittelbare Nähe der Mutter 
braucht und andererseits die Mutter auch das Kind 
beaufsichtigen soll. Die Lösung hiefür wäre einfach 
und bietet sich geradezu an. Ich meine hier wieder 
eine vers tärkte Förderung der praktischen und gu­
ten alte Wohnküche. Mehr Überlegung also, wie 
die Größenordnung einer wirklich familiengerechten 
Wohnung zu gestalten ist, wäre nicht nur wün­
schenswert, sondern auch dringend notwendig. Die 
Wohnung, meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses, soll schließlich nicht bloß Unterkunft sein, 
sie soll ein echtes Heim, ein echtes Zuhause sein.~ 
Dazu bedarf es jedoch verschiedener Voraussetzun­
gen, sowohl von der Bauplanung her im Sinne mei­
ner vorherigen Ausführungen als auch von der Bau­
ausführung her. 

Und schließlich, Hoher Landtag, sollen die Woh­
nungen, die heute gebaut werden, auch noch für 
Generationen nach uns gut bewohnbar sein. Hier 
muß doch, glaube ich, die tiefe Verantwortung ge­
sehen werden, auch wenn hier aufgeklungen j s t , daß 
äifi£L_eine J t r ä i e n f i a g ^ 
wurde diese schon beantwortet durch die Ausfüh­
rungen des Herrn Abgeordneten Stöffler. Auch sonst 
könnte man darüber noch einiges aussagen. 

Und nun gestatten Sie mir auch noch ein Wort 
zur architektonischen Gestaltung der Neubauten, die 
sich heute dem Beschauer — man verzeihe mir, daß 
ich das so offen ausspreche — doch mehr oder we­
niger uniform darbieten, Auch hier wäre ein Wandel 
in der Baugesinnung wünschenswert und nicht zu­
letzt auch im Hinblick auf eine harmonische Einglie­
derung der Bauten in das Landschaftsbild. Um in der 
Bäugesinnung, Baugestaltung und Bauqualität eine 
Verbesserung zu erreichen, bedarf es aber der Zu­
sammenarbeit aller Kräfte. Ich ersuche hiermit die 
hohe Landesregierung und beziehe mich dabei auch 
auf unsere Resolution, auf alle Bauträger im Lande 
Steiermark, die Förderungsmittel aus öffentlichen 
Geldern erhalten, dahingehend einzuwirken, daß 
diese Forderungen auch in der Praxis Erfüllung fin­
den. 

Und nun zum Schluß auch ein Wort zur Wohnbau-
lörderung in der Steiermark selbst. Von 1948 bis 
1965 sind in der Steiermark aus Mitteln der ver­
schiedenen Fonds des Landes und des Bundes allein 
für die Geschoßbauten 45.446 Wohnungen gebaut 
bzw. gefördert worden. Für das Jahr 1966 werden in 
der Steiermark für den Wohnungsbau insgesamt 
Förderungsmittel in der Höhe von 546 Millionen 

" Schilling aus Landes- und Bundesmitteln, über 60 
Millionen Schilling aus dem noch zu beschließenden 
Sqnderwolmbauprogramm zur Verfügung stehen, d. 
h,..also insgesamt 606 Millionen Schilling. Ursprüng­
lich vorgesehen — und das möchte..,ich herausstellen 
— wären gewesen 642 Millionen Schilling. Das So­

zialministerium hat aber für das Jahr 1966 eine Kür- ~ 
züng vorgenommen, und zwar um 36 Millionen Schil­
ling, anders ausgedrückt um eine Förderung für 400 
Wohnungen, eine Kürzung gegenüber dem Vorjahr 
(Landesrat B a m m e r : „Entschuldigen Sie, wer war 
das?") Das Budesministerium für soziale Verwaltung 
(Landesrat B a m m e r : „Wann?") Das ist eindeutig , 
ausgesagt worden, Herr Landesrat, das müßten Sie 
besser wissen als wir (Landesrat B a m m e r : „Bei 
600 Millionen Schilling, die wir haben, fällt das gar 
nicht auf!") 400 Wohnungen mal 90.000 Schilling, \z 
das ergibt 36 Millionen Schilling, Herr Landesrat. Ich -
darf das also feststellen. Diese Kürzung finde ich -

überaus bedauerlich, denn das Opfer dieser Kürzung _ 
sind schließlich die Wohnungssuchenden. Wir haben " 7 
heute gehört, wie groß der Bedarf an Wohnungen z 
noch ist. Ich glaube, wir sollten das deshalb von = 

diesem Gesichtspunkt her bedauern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Buchberger. -

Abg. Buchberger: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Wir haben bereits gestern einmal vom 
Herrn Abgeordneten Vizebürgermeister Stöffler ge­
hört, daß der Verkehr und die Fahrzeuge in der 1 
Steiermark sehr s tark zugenommen haben, und zwar e 
wurden in den letzten Jahren ca. 143.000 fabriksneue 
Fahrzeuge für den Verkehr angemeldet. Dies ist [~ 
eine sehr positive-Entwicklung, aber trotzdemTrmß r 

"hier^ in^diesem]ZusammenrTäng d i ^Fe^ t e lTun^^ge^ [ 
macht werden, daß diese Neuanmeldung von Fahr- | 
zeugen und die Steigerung der Frequenz in keiner 
Weise Schritt hält mit dem notwendigen Ausbau des 
Straßennetzes. Und ich möchte gerade diese Dinge ^ 
von der War te der Oststeiermark aus betrachten. 
Ich habe bereits im vergangenen Jahr darauf hin­
gewiesen, daß sich in der Oststeiermark vor allem 
der Fremdenverkehr enorm entwickelt hat. Es ist 
auch bekannt, daß die Fremden, die zu uns als Gäste 
kommen, nicht nur ein gutes Quartier und gutes Es­
sen verlangen, sondern auch gewohnt sind, sich auf 
guten, entsprechend staubfreien Straßen fortbewegen -
zu können. Obwohl sich in letzter Zeit auf diesem 
Sektor so manches getan hat, muß aber trotzdem ge­
sagt werden, daß sowohl auf dem Sektor der Bun­
desstraßen wie auch auf den Landesstraßen und 
auch auf den Gemeindestraßen noch ein gewaltiger 
Nachholbedarf festzustellen ist. Wenn ich hier den 
Bezirk Feldbach herausgreife, der Bezirk Feldbach 
hat eine Bundestraßerilärige von insgesamt 45 km. 
Es wird notwendig sein, daß 60 % dieser 45 km ent­
sprechend ausgebaut werden, um den Verkehr ent­
sprechend durchstehen zu können. Die Straßenlänge 
von Lahdesstraßen im Bezirk Feldbach beläuft sich 
auf 396 km, davon sind lediglich 60 % staubfrei. 
Auch im Bezirk Weiz liegen die Verhältnisse nicht 
wesentlich anders. Vor zwei Jahren noch war die 
Situation im Bezirk Weiz äußerst triste. Wir können 
aber heute die erfreuliche Feststellung machen, daß 
sich auf dem Sektor des Ausbaues und der Staub­
freimachung der Straßen von der War te des Bezir­
kes Weiz aus betrachtet auch Enormes getan hat. 

Ich hat te vor zwei Jahren 'd ie Gelegenheit, darauf 
zu. verweisen, daß keine Verbindungsstraße zwi-
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sehen der Oststeiermark und der Obersteiermark 
besteht und daß auf der anderen Seite bekannt ist, 
daß die Rießstraße die drittstärkst frequentierte Stra­
ße von Österreich ist. Es bestünde somit die Mög­
lichkeit, gesetzt den Fall, daß die Rechbergstraße 
ausgebaut wird, diese Straße entsprechend zu ent­
lasten. Ich möchte in dem Zusammenhang auch sa­
gen, daß wir dem Herrn Landeshauptmann zu Dank 
verpflichtet sind, daß der Ausbau der Rechbergstraße 
mit enormen Schritten vorangetrieben wird. Wenn 
ich nun von Weiz aus diesen Straßenzug auf den 
Rechberg und nach Frohnleiten betrachte, so freuen 
wir uns, daß dieser Baufortschritt so rasch vorange­
trieben wird. Wir haben aber, wenn diese Straße 
fertiggestellt ist, noch ein Stück dazwischen, nämlich 
durch die Weizklamm. Ich möchte hier die Gelegen­
heit nicht verabsäumen, noch einmal darauf zu ver­
weisen, daß diese Fremdenverkehrsat traktion unse­
res Bezirkes nun auch endlich in der nächsten Zeit 
staubfrei gemacht wird. 

Sehr interessant ist für den Bezirk Weiz auch der 
weitere Ausbau der Landesstraße Nr. 1. Ich habe 
schon darauf hingewiesen, daß vor allem im nörd­
lichen Teil des Bezirkes Weiz sich der Fremdenver­
kehr ganz enorm entwickelt hat. Und dieser Frem­
denverkehr des Bezirkes tendiert in erster Linie zu 
fast 90 °/o in Richtung Wien. Es wird notwendig 
sein, daß wir eine entsprechend gute "Verbindung, 
eine Direktverbindung nach Wien bekommen und 
in dem Zusammenhanng möchte ich darauf hinwei­
sen, daß es unbedingt notwendig sein wird, über 
Rettenegg — Feistritzwald eine Verbindungsstraße 
nach Niederösterreich herzustellen. Ich möchte aber 
auch den südlichen Teil nicht übersehen, nämlich 
den Ausbau des Straßenstückes Hofstätten — Hart­
mannsdorf — Ottendorf bis nach Walkersdorf. Ich 
hoffe, daß auch hier mit dem Ausbau begonnen 
wird. 

Die weiteren Wünsche wären die, daß die Alpl-
straße ihrer Vollendung zugeführt wird, wo wir doch 
wissen, daß nun schon seit einigen Jahren von drü­
ben her die Fertigstellung bereits erfolgen könnte 
und daß auch diese Verbindung hergestellt werden 
kann. Ich möchte auch darauf verweisen, daß die 
Straße von Birkfeld — Wiesenbach in der nächsten 
Zeit ins Kalkül gezogen werden soll. Eine Sorge ist, 
daß die Umfahrung in einigen Orten des Bezirkes 
in Angriff genommen werden kann. Es ist ja nicht 
unbekannt, daß nördlich angrenzend an die Elin-
Stadt Weiz sich eine Reihe von Steinbrüchen befin­
det und daß von diesen Steinbrüchen aus praktisch 
die ganze Oststeiermark beliefert wird. Sie können 
sich vorstellen, daß wenn diese Lastzüge von 4 Uhr 
früh bis 10 Uhr abends durch Weiz donnern, das 
eine sehr s tarke Störung der Ruhe der dort wohnen­
den Bevölkerung hervorruft. Ich freue mich daher 
ganz besonders, daß nun bereits in allernächster 
Zeit die Umfahrung von St. Ruprecht in Angriff ge­
nommen wird, und ich freue mich sehr, daß auch die 
Umfahrung von Anger geplant ist. Wir wissen ge­
rade von. diesen beiden Orten, daß hier der Frem­
denverkehr nun schon seit einigen Jahrzehnten sehr 
akt iv betr ieben wird, vor allem Beweise dafür, daß 
die örtlichen Fremdenverkehrsorganisationen, die 
Fermdenverkehrsvereine sehr aktiv tätig sind. Aber 
ich möchte im Zusammenhang auch weiter bitten, 

daß die schon seit Jahrzehnten geplante Umfahrung 
Weiz nicht übersehen werden soll, zumal ich der 
Meinung bin, daß sich auch in der Elin-Stadt Weiz 
in allernächster Zeit einmal ein Fremdenverkehr 
entwickeln muß, und es kann mit Freude registriert 
werden, daß man hier bereits die ersten Gehversu­
che unternommen hat und dabei ist, einen Fremden­
verkehrsverein zu gründen Ich bin der Meinung, 
daß die Elin-Stadt Weiz nicht nur eine Fremdenver­
kehrsstadt werden kann, weil der Fremdenverkehr 
durch die örtliche technische Industrie ja kaum be­
hindert wird, sondern daß unsere Elin-Stadt Weiz 
auch eine Schulstadt werden wird, eine Stadt mit 
einer Mittelschule. Und ich hatte, um das noch kurz 
zu streifen, heuer im Sommer die Ehre und die Mög­
lichkeit, gemeinsam mit Herrn Vizebürgermeister 
Häusler und Herrn Oberschulrat Raab beim Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Koren und auch 
beim Herrn Bundesminister Dr. Piffl vorzusprechen. 
Wir konnten dort zwar keine ad hoc-Zusage für den 
sofortigen Bau einer Mittelschule erhalten, aber es 
wurde das sichere Versprechen abgegeben, daß in 
der nächsten Zeit diesbezüglich ein Projekt in An­
griff genommen wird. Ich möchte in dem Zusammen­
hang nur eine Bitte aussprechen; weil die Frage der 
Errichtung einer Mittelschule ein sehr ernstes Pro­
blem ist, soll man dieses Problem nicht etwa zu 
einem politischen Hasard- oder Hin- und Herspielen 
benützen, (Abg. Dr. R a i n e r zu den Sozialisten ge­
wendet: „Ihr habt ein Kulturhaus gebaut in Weiz 
und habt keine Zeit gehabt für eine Mittelschule!") 
sondern ich möchte meine Kollegen des Bezirkes 
Weiz bitten, daß wir in nächster Zeit- in gemeinsa­
mer Zusammenarbeit diese Frage in Angriff nehmen 
werden und ich bin davon überzeugt, wenn wir ge­
meinsam alles daransetzen, ohne die politischen Mo­
mente, dann wird es uns auch gelingen, neben ei­
nem entsprechenden Fremdenverkehr, den wir in 
Weiz aufbauen wollen, auch eine Mittelschule nach 
Weiz zu bekommen. (Beifall der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wor te gemeldet hat sich Herr Abg. 
Prenner. Ich erteile es ihm. 

Abg. Prenner: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Alle Jahre wieder, so kann man sagen, wer­
den Wünsche betreffend unsere Straßen an das 
Hohe Haus und unseren sehr verehrten Herrn Lan­
deshauptmann herangetragen und nach Möglichkeit 
erfüllt. Ich hoffe, daß es auch möglich sein wird, die 
wichtigsten Wünsche auf dem Sektor des Straßen­
baues im Bezirk Hartberg zu erfüllen. Ich möchte 
meine Bescheidenheit auch hier wieder unter Beweis 
stellen und nur die dringendsten Fälle vorbringen. 
Dazu gehört wie der Herr Kollege Buchberger schon 
erwähnt hat, der weitere Aushau der Alplstraße, die 
das Mürztal der Oststeiermark näher bringt, was 
ganz besonders auch für den Fremdenverkehr der 
Oststeiermark nicht ohne Bedeutung ist. Die Straßen 
in St. Jakob und St. Lorenzen wurden zwar bereits 
in Angriff genommen. Ich möchte bitten, daß hier 
wirklich auf dem raschesten Wege der Ausbau fertig 
gestellt wird. Eine weitere Bitte ist der Ausbau der 
Straße Hartberg — Flattendorf nach Pöllau. Ebenso 
dringend ist die Fertigstellung der Landesstraße 
nach Schäffern, die ebenfalls arg beschädigt wurde 

n* 
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im heurigen Sommer. Man kann sagen, wenn eine 
so frequentierte Landesstraße keine Hartdecke be­
sitzt, ist sie nicht mehr haltbar und nicht mehr be­
triebssicher. 

JErfreulich ist es festzustellen, daß die Umfahrung 
des Marienspitals in Vorau bereits aktiv im Ausbau 
ist. Hohes Haus! An der Wechsel-Bundesstraße wird 
derzeit an mehreren Baustellen gearbeitet und es 
scheint, wenn uns der Herrgott noch einige Zeit das 
Leben schenkt, daß wir die Fertigstellung dieser so 
wichtigen Straße noch erleben dürften. (Abg. H e i ­
d i n g e r : „Da müssen wir aber so alt werden wie 
der Methusalem!" —- Abg. N i g l : „Wie alt war 
denn der?" — Abg. H e i d i n g e r : „Ich weiß es 
schon, aber ich Sage es Ihnen nicht; sonst verwen­
den Sie es gleich in Ihrer Rede und protzen mit 
Ihrem Wissen!") Allerdings darf nicht übersehen 
werden, daß, wenn nach Fertigstellung der Wechsel-
Bundesstraße diese von ungefähr 18.000 Einheiten 
pro Tag befahren wird, auch für die Gemeindestra­
ßen im Bezirk eine zusätzliche Belastung auftritt. 
Auch heuer wieder möchte ich auf die Dringlichkeit 
hinweisen, die Gemeinden beim Ausbau und bei 
der Erhaltung dieser Straßen weitestgehend zu un­
terstützen, oder noch besser, nach Möglichkeit die 
Gemeindestraßen als Landesstraßen zu übernehmen. 
Ich möchte meine Wünsche und Darlegungen mit der 
Hoffnung schließen, daß unser sehr geehrter Herr 
Landeshauptmann den Bezirk Hartberg nicht ver­
g iß t u nd^hm gleichzeitig für das bereits geleistete 
-dankenr-fBeifall^ .— 

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Loidl. Ich er­
teile es ihm. 

Abg. Loidl: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ein sehr erfahrener Abgeordneter dieses Hau­
ses hat mir gestern in einem Gespräch gesagt, wenn 
alle Wünsche und Anregungen, die hier in diesen 
Tagen vorgebracht werden, erfüllt werden sollten, 
dann dürfte das Budget nicht 2 Milliarden betragen, 
sondern müßte mindestens 50 Milliarden ausmachen. 
Für mich ist das Schicksal der meisten noch so guten 
und wichtigen Anregungen damit besiegelt, zumin-
destens auf sehr lange Zeit. Ich möchte diesem 
Schicksal entgehen. Was ich zu sagen und anzure­
gen habe, kostet nichts, sondern wäre dazu angetan 
sehr große Summen zu ersparen bzw. mit den vor­
handenen Mitteln mehr zu leisten als das bisher der 
Fall war. 

Daß die Bauwirtschaft ein öffentliches Anliegen 
ist, ist aus den Ausführungen des Abg. Stöffler klar 
hervorgegangen. Man darf wohl sagen, daß die 
Aufgaben, die das Baugewerbe zu erfüllen hat, nicht 
weniger wichtig sind, als die Beschaffung von Nah­
rung. Die Vielfalt der Wirtschafts- und Berufszweige, 
die unmittelbar oder mittelbar mit dem Baugewerbe 
zu tun haben, ergibt die erstaunliche Zahl, daß ca. 
jeder fünfte Österreicher vom Bauen lebt. Es wurde 
auch erechnet, daß rund 13 Vo des verfügbaren So­
zialproduktes, das heißt mit anderen Wörter!, daß 
rund jeder achte Schilling, der überhaupt ausgege­
ben wird, verbaut wird. Auf die Schlüsselstellung 
des Baugewerbes als Gradmesser für die : Vo l l -öde r 
Minderbeschäftigung ist auch -schon hingewiesen 
worden. Ich möchte nur noch sagetv"daß 'ca.' 60 °/o 

des gesamten Bauvolumens von der öffentlichen 
Hand direkt und weitere 20 % durch Zuschüsse, 
sonstige Unterstützungen und Darlehen indirekt be­
einflußt werden. 

Das Gesagte mag genügen, meine Damen und 
Herren, um zu beweisen, daß es nicht nur darum 
geht, Gelder bereitzustellen, sondern daß wir uns 
auch darum zu kümmern haben in welcher Form und 
inwieweit die Bauwirtschaft in der Lage ist, ihre 
Aufgaben zu erfüllen. 

Ich bin gewiß der Letze, der die gewaltigen Lei­
stungen der Bauwirtschaft nicht würdigen würde. 
Sie wurden ja nicht zuletzt durch den Fleiß und die 
Opfer auch an Leben und Gesundheit meiner Kol­
legen erbracht. Vieles aber gibt zu ernsten Sorgen 
Anlaß, oder, wenn Sie wollen verständlicher ausge­
drückt, kommt der Bevölkerung, dem Steuerzahler, 
sehr, sehr teuer. 

Wissen Sie, meine Damen und Herren, daß sich 
die Bauwirtschaft in unserem Lande eigentlich in 
e iner Dauerkrise befindet? Vom Mai bis Dezember 
reden und schreiben die Unternehmer von einem 
katastrophalen Arbeitskräftemangel. Und wir müs­
sen ihnen recht geben. In der übrigen Zeit klagen 
wir genau so beredt über die ungeheure Winter­
arbeitslosigkeit. Und niemand kann sie bestreiten. 
Im Durchschnitt der letzten 10 Jahre waren in unse­
rem Land im Winter 12.360 Bauarbeiter, das sind 
37 _°/o des Sommerstandes, arbeitslos. Wir haben 

_also_hier—einen-tmuxig£n-^[iekoxd^Die-jgroBen_uncL 
• vielfältigen Schäden^- d ie dadurch für die gesamte 
Volkswirtschaft, aber auch für die Betriebe entste­
hen, brauche ich hier wohl nicht im einzelnen auf­
zeigen. Die österreichische Bauwirtschaft — und das 
hat Herr Abg. Stöffler auch schon gesagt — hat im­
merhin einen Maschinenpark ohne Lkw's, der auf 
mehr als vier Milliarden Schilling geschätzt wird. 
Und ich frage die Volks- und Betriebswirte in aller 
Bescheidenheit, welcher Wirtschaftszweig kann es 
sich leisten, große Teile einer solchen Mäschienka-
pazität monatelang brach liegen zu lassen? Wohl 
keiner, auch nicht die Bauwirtschaft. Das muß alles 
bezahlt werden, ebenso wie die Mehrkosten der 
überhi tzung in den Sommermonaten. Und das, mei­
ne Damen und Herren, ist eine der wesentlichen 
Ursachen, warum die Baupreise in unserem Lande 
so überhöht sind. Ich möchte hier anfügen, daß es 
viele Bauunternehmer gibt, die an einer konti­
nuierlichen Beschäftigung ihrer Betriebe interessiert 
sind. Für diese gelten die Beispiele in anderen Län­
dern ebenso als Vorbild wir für uns. Maßnahmen, 
die wirkungsvoll sind, die eine Stabilisierung der 
Beschäftigung herbeizuführen vermögen, können 
aber nur infolge ihrer vorherrschenden Stellung von 
der öffentlichen Hand erfolgen.'Die Sozialisten ha­
ben daher in diesem Hause schon wiederholt An­
träge in dieser Richtung eingebracht. Einem Erfolg 
stehen sicherlich Schwierigkeiten verschiedenster 
Art entgegen. Es gilt, mit Traditionen zu brechen 
und Vorurteile abzubauen, und das ist bekanntlich 
sehr,' sehr schwer. Aber das Bedrückende für mich 
'ist, daß es in dieser wichtigen Frage in den zustän­
digen Ausschüssen noch 2u keinen ernsten und sach­
lichen Beratungen gekommen ist. Ich will aber hof­
fen, daß dies auf Grund des kürzlich neuerlich ein-
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gebrachten Antrages der Fall sein wird. Daß die 
Situation nicht noch ärger ist, verdanken wir Maß­
nahmen des Sozialministeriums, wie der produktiven'* 
Arbeitslosenfürsorge, aber auch den Bemühungen 
in einzelnen Ressorts des Bauwesens, wo im eige­
nen Wirkungsbereich manches getan wird. Ein lang­
fristiges Gesamtkonzept ist aber unerläßlich. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, gestatten Sie mir, bevor ich mich den Bauarbei­
tern und ihrem Schicksal direkt zuwende, doch 
einige Wor te zu sagen, weil es auch meine Kollegen 
betrifft, zu den etwas aufreizenden — aber ich 
möchte es friedlich sagen —, e twas eigenartigen 
Ausführungen des Herrn Landesrates Peltzmann zu 
Lohn- und Preisfragen von vorgestern. 

Ich bedauere es wirklich sehr, daß er nicht hier 
ist. Ich persönlich wundere mich keineswegs über 
die Art , wie Herr Landesrat Peltzmann die Dinge 
sieht. Ich kenne diese Argumente von zahlreichen 
Verhandlungen mit den Unternehmern. Und in die­
ser Frage wird es wahrscheinlich immer gegensätz­
liche Auffassungen geben. Wir wissen sehr wohl, 
daß in einer lebendigen Wirtschaft sich weder die 
Preise noch die Löhne einfrieren lassen. Wir haben 
den Menschen auch niemals gesagt, daß es einen 
Lohn- und Preisstop geben kann. Unsere Meinung 
ist aber, daß es sehr wohl möglich ist, die Konsu­
menten vor ungerechtfertigten Preissteigerungen zu 
schützen. Und der österreichische Gewerkschafts­
bund ist nicht müde geworden und wird es auch 
nicht werden, immer wieder konkrete Maßnahmen, 
die zu einem solchen Ziele führen, vorzuschlagen. 
Bedenklich für mich ist es aber, wenn der für die 
Statistik des Landes zuständige Landesrat Peltz­
mann eine statistische Zahl, nämlich die Entwicklung 
der Masseneinkommen, einfach hernimmt, um damit 
zu beweisen — und das hat er getan —, daß die 
Lohnerhöhungen schuld an den Preissteigerungen 
seien oder daß ohnehin alles in Ordnung sei. Der 
Herr Landesrat hat dabei geflissentlich übersehen, 
daß die Masseneinkommen nicht zuletzt dadurch 
gestiegen sind, weil immer mehr verheiratete 
Frauen von den Familien weg in die Betriebe gehen, 
Weil — und das ist auch nicht zu übersehen — die 
Arbeitnehmer aus ganz besonders schlecht bezahl­
ten Berufsgruppen in besser bezahlte abwandern 
und eine Reihe anderer Gründe mehr, wie die ver­
stärkte Anzahl von Überstunden und vermehrte Ak­
kordarbeit . Ich bin absolut der Meinung, daß stati­
stische Unterlagen etwas unerhört Wichtiges und 
Wertvolles sind. Man darf sie aber nicht mißbrau­
chen (Abg. Dr. R a i n e r : „Nur muß man sie le­
sen!"). Man darf sie aber nicht mißbrauchen, an­
sonsten könnte man das glauben, was böse und ich 
meine auch unwissende Zungen manchmal sagen, 
nämlich die Steigerung Notlüge — Lüge — Stati­
stik. Wie gefährlich es ist, einfach mit Durchschnitts­
werten zu operieren, möchte ich, meine Damen und 
Herren, an einem — verzeihen Sie mir das — sehr 
simplen Beispiel beweisen. Vielleicht mag das im 
über t ragenen Sinne auch stimmen. Wenn z.B. der Herr 
Landesrat Peltzmann im Jahre 1964 — um auch eine 
Zahl zu haben, damit das echt wirkt — ein Brat­
hendl gegessen hat, und ich habe in diesem Jahr 
eine Semmel gegessen (Landesrat P e l t z m a n n : 
„Ah so, nicht Margarine?") Oder, meine Herren, 

ich sage, eine Buttersemmel, damit das echter wirkt, 
dann haben wir im Durchschnitt, Herr Landesrat, 
jeder V* Brathendl und V2 Buttersemmel gegessen, 
und wenn es uns nächstes Jahr besser geht, dann 
werden Sie zwei Brathendln essen und ich 2 Butter­
semmeln, dann werden wir jeder 1 Brathendl und 
1 Buttersemmel haben. (Abg. Dr. R a i n e r : „Sie 
schauen so schon ganz schlecht aus!") Nach der 
Statistik müßte ich dann eigentlich zufrieden sein. 
In Wahrhei t ist das aber nicht der Fall. 

Das sind die Beispiele, die meine Kollegen drau­
ßen verstehen, und ich will ihre Sprache sprechen, 
auch hier in diesem Hause. J ene zehntausende Men­
schen, welche ihren Lebensunterhalt mit ihren Fa­
milien noch immer mit einem Monatseinkommen 
von weniger als 2000 S sehr oft bestreiten müssen, 
haben für statistische Berechnungen kein Verständ­
nis. Nehmen Sie als Beispiel die steirische Säge­
industrie, ein Wirtschaftszweig, der für unser Land 
große Bedeutung hat. Seit 5. April 1963 bekommt 
ein Gatterführer, das ist ein sehr qualifizierter Ar­
beiter, wie Sie wissen werden, einen Stundenlohn 
von 11.75 S. Und wenn Sie der Meinung sein soll­
ten, daß diese Löhne wesentlich überzahlt werden, 
so ist das ein Irrtum. In der übergroßen Zahl der 
Sägewerke wird dieser Kollektivvertrag eingehal­
ten, nur dort, wo Abwanderungsmöglichkeiten für 
die Arbeiter bestehen, werden sie geringfügig über­
zahlt. Was glauben Sie, meine Damen und Herren, 
wie Sie diesem Sägearbeiter und seiner Familie 
erklären können, die Teuerung im heurigen Jahr 
ist in Wirklichkeit gar nicht vorhanden, weil sich 
ja der Durchschnitt der Masseneinkommen um so 
und soviel erhöht hat. Und denken Sie auch an die 
ungezählten Rentner und Pensionisten, welche all 
diese Dinge auf sich nehmen müssen. Aber ich 
möchte noch etwas feststellen. 

Es kann und es darf uns nicht genügen, meine 
Damen und Herren, daß wir für die arbeitenden 
Menschen jeweils nur die eingetretenen Preis­
erhöhungen abgelten, und zwar hinterher. Wir ha­
ben doch ein Recht darauf, unseren gerechten An­
teil am steigenden Sozialprodukt zu erhalten. Wir 
wissen, daß uns dies nicht geschenkt wird, und wir 
wehren uns eben dagegen, daß — und jetzt möchte 
ich das etwas massiv ausdrücken —, daß die Aus­
beutung, die wir im Betrieb überwunden haben, am 
Markt fortgesetzt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gäbe dazu im einzelnen ja noch viel zu sagen. 
Aber ich möchte mich doch lieber dem zuwenden, 
was ich ursprünglich zu sagen vorgehabt habe. 
Meine Damen und Herren, eine Eigenart des Bau­
wesens ist es, daß relativ viele Arbeitskräfte benö­
tigt werden. Trotz der bereits erfolgten Mechani­
sierung — und das wird auch manchen erstaunen — 
werden noch nahezu 8A der Kapazität durch mensch­
liche Arbeitskraft zur Verfügung gestellt. Das wird 
sich in absehbarer Zeit, besonders im Hochbau, nicht 
wesentlich ändern. Die Weigerung junger Menschen, 
zum Baugewerbe zu gehen, und die Abwanderung 
qualifizierter Arbeitskräfte nimmt bedrohliche For­
men an. Dies kann sehr bald zu einer Existenzfrage 
für die Wirtschaft werden. Aber wer die Situation 
wirklich kennt, der wird sich nicht wundern, oder 
höchstens darüber, daß es trotzdem noch soviel Be-
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rufstreue gibt. Darf ich Ihnen, meine Damen und 
Herren, zum Beweis dafür ein paar höchst alarmie­
rende Zahlen nennen. Zunächst zur Altersstruktür 
eine" sehr bedeutsame Zahl: von je 1000 Arbeitern 
in der Metall- und Eisenindustrie sind 195 über 
50 Jahre alt, bei den Bauarbeitern sind es aber 277. 
Zwischen 1955 und 1963 ist in Österreich die Zahl 
der Lehrstellenantritte wohl auch infolge der schwa­
chen GeburtsJahrgänge um 16% gesunken, im glei­
chen Zeitraum im Baugewerbe aber um 40%. Die 
österreichischen Großbaufirmen — und das bitte ich 
auch zu vermerken —, welche in einem eigenen Ver­
band zusammengeschlossen sind und nahezu 40% 
der Bauarbeiter beschäftigen, bilden keinen einzigen 
Lehrling aus. Bei der stürmischen Entwicklung mo­
derner Baumethoden kommt der Heranbildung qua­
lifizierter Arbeitskräfte größte Bedeutung zu. Un­
sere Gewerkschaft regt daher schon seit langem die 
Errichtung und Führung von Lehrbauhöfen und Lehr­
baustellen an. Dieses Vorhaben zu fördern, würde, 
glaube ich, reichlich Zinsen tragen. Und nun, meine 
Damen und Herren, darf ich Ihnen eine erschüt­
ternde Zahl nicht verschweigen. Jährlich erleiden 
in Österreich rund 30.000 Bauarbeiter einen bei der 
Unfallversicherung angezeigten Arbeitsunfall, das 
heißt nicht mehr und nicht weniger, als daß jeder 
sechste Bauarbeiter jährlich einen Arbeitsunfall er­
leidet. Daß hieße theoretisch, daß innerhalb von 
6 Jahren jeder einzelne in Österreich beschäftigte 
Bauarbeiter eine mehr oder weniger schwere kör­
perliche V e r l e b „Da 

muß man aber eine Trennung zwischen Pfusch und 
normaler Arbeitszeit vornehmen!") 

Der Anteil der Bauwirtschaft an den gesamten 
Arbeitsunfällen mit tödlichem Ausgang beträgt 35%, 
obwohl der Anteil am Versichertenstand der gesam­
ten Arbeiter nur 10% beträgt. Das Maß ist aber 
noch immer nicht voll, meine Damen und Herren! 
Die Zahl der Invaliditätspensionen ist bei den Bau­
arbeitern nahezu doppelt so groß als bei den ande­
ren Arbeitern. Auf 1000 berufstätige Bauarbeiter 
kommen 147 Invaliditätspensionisten, bei den übri­
gen Arbeitern sind es nur 85. Ist es nicht erschrek-
kend, zu hören daß die absolute Zahl der Invalidi-
tjätspensionisten bei den Bauarbeitern um ganze 7 3 % 
höher ist als bei den Alterspensionisten? Meine Da­
men und Herren, das ist nicht nur eine traurige Bi­
lanz, das ist auch eine Anklage, eine Anklage ge­
gen jene übels tände, welche vermeidbar sind, aber 
wesentlich zu dieser Bilanz beitragen, überzeugen 
Sie sich einmal selbst, wie unbeschreiblich Bauar­
beiter, von ihren Familien getrennt, die ganze 
Woche über nach schmutziger und schwerer Arbeit 
in sogenannten „Quartieren" leben müssen, in Bret­
terbuden zusammengepfercht, oft ohne jede Spur 
einer sanitären Einrichtung. Wer das nicht glaubt, 
ist eingeladen, in das in unserem Besitz befindliche 
Bildmaterial Einsicht zu nehmen oder anläßlich der 
nächsten Gleichenfeier den Festplatz zu verlassen 
und die Aufenthaltsräume jener Männer aufzusu­
chen, die gefeiert werden. Vielleicht finden Sie so­
gar eine jener erfreulichen Ausnahmen, die bestä­
tigen, daß es auch anders geht. Sonst aber werden 
Sie zu einem Mitstreiter, wenn Sie das sehen. Nicht 
geringe Verantwortung trifft jene Verwaltungsbe­
hörden, welche Anzeigen der Arbeitsinspektorate 

wegen schwerster Vergehen gegen die Vorschriften 
zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von 

'Bauarbeitern mit lächerlich geringen Geldstrafen 
verfolgen. Ein wirklicher Wandel zum Besseren wird 
meiner Meinung nach auf Grund der gegebenen 
Verhältnisse und Umstände nur zu erreichen sein, 
wenn sich die öffentliche Hand entschließt, Unter­
künfte und sanitäre Einrichtungen bei den Ausschrei­
bungen als Bauleistungen anzuführen und dann auch 
zu verlangen. 

Ist es nicht sonderbar, meine Damen und Herren, 
daß ausgerechnet die Bau- und Landarbeiter, deren 
Arbeitsleistung für das ganze Volk so bedeutsam 
und lebensnotwendig ist, eine so gefährliche gesell­
schaftliche Unterbewertung erfahren. Wer die Dinge 
ehrlich sieht, wie sie sind, kann diese Tatsache nicht 
leugnen. 

Im Bereich der Land- und Forstwirtschaft sind 
aber umfangreiche Förderungsmaßnahmen durch die 
öffentliche Hand mit dem Ziele, die nötwendigen 
Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft zu 
erhalten, aber auch auszubilden, im Gange. Vieles 
davon könnte als Beispiel dienen. Damit habe ich 
Ihre Geduld in reichlichem Ausmaß in Anspruch 
genommen. Es ist aber leider noch nicht alles, was 
ich zu sagen hätte und was uns Sorgen bereiten 
müßte. Wer aber zugibt, daß das Bauwesen ein 
öffentliches Anliegen ist, und wer könnte dies in 
Abrede stellen, muß auch bereit sein, jene Probleme 
welche die- Bauwirtsehaft selbst- nicht- lösen kann 

~nc^eTTMnchmäl~äuch~^Kfrrio^^ 
gisch anzugehen. Jeder Schritt in dieser Richtung 
wäre von größtem Nutzen für die Bauwirtschaft, 
für die Bauarbeiter, vor allem aber für das ganze 
Volk. (Beifall bei der SPD.) 

2. Präsident: Herr Abgeordneter S c h r a m m e l 
hat das Wort . 

Abg. Schrammel: Hohes Haus, geschätzte Damen 
und Herren! Die schweren und anhaltenden Re­
genfälle des heurigen Jahres haben der steirischen 
Wirtschaft und insbesondere der Landwirtschaft 
größte Schäden verursacht. Das Jahr 1965 war in 
seinem Ausmaß sicherlich ein Katastrophenjahr, 
vor allem, in flußbaulicher Hinsicht, da einzelne 
Gegenden der Steiermark bisher zehnmal unter der 
Hochwasserflut zu leiden hatten. Die ersten Hoch­
wasser bedeutenden Ausmaßes waren am 21. und 
22. April dieses Jahres. Der Schwerpunkt der Schä­
den lag dabei im Raabtal und an seinen Zubrin­
gern, Lafnitz, Safen, Ritschein, Feistritz im Räume 
Fürstenfeld usw. Diese Gebiete waren sodann Ende 
April und Anfang Mai neuerlich vom Hochwasser 
heimgesucht. Die bisherigen Schäden vergrößer­
ten sich dabei erheblich. Anfang Juni war ebenfalls 
ein verheerendes Hochwasser in den oststeirischen 
Gewässern. Dabei wurden die neu entstandenen 
Schäden wieder vergrößert, ' so daß an der Raab 
von Gleisdorf abwärts der gesamte Flußlauf an 
zahlreichen Stellen schwerste Beschädigungen auf­
wies. Bundesminister Dr. Schleinzer besuchte die 
Schadensgebiete in der Oststeiermark und konnte 
sich von der Größe der Schäden selbst überzeugen. 
Die Schadensermittlungen ergaben für das erste 
Halbjahr 1965 einen Schaden an Bundesflüssen von 

h 
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15 Millionen Schilling und an Konkurrenzgewäs­
sern von 27,7 Millionen Schilling, das wären ins­
gesamt 42 Millionen Schilling Schaden an Flüssen 
und Gewässern. Die bisher eingetretenen Hochwas­
ser wurden in der Steiermark vom Katastrophen­
wasser in den ersten Augusttagen bei weitem über­
troffen. Abermals war es das Feistritztal im Räume 
des Bezirkes Fürstenfeld, in welchem das größte 
in diesem Jahrhunder t beobachtete Hochwasser aus­
brach. Unschätzbar waren auch die Schäden an der 
Raab im Räume Feldbach und Fehring. Kleinere 
Gewässer, wie die Ritschein, die Safen und der 
Ilzbach wuchsen in dieser Zeit zu Strömen. Es bil­
deten sich kilometerweite Seen im oststeirischen 
Gebiet. Im gleichen Gebiet wurde Ackerland gro­
ßen Ausmaßes weggeschwemmt, die hochwasser­
führende Feistritz und der Ilzbach schufen sich an 
einzelnen Stellen neue Flußbette, wodurch es zu 
weitläufigen Uferbrüchen kam. Aber auch die Mur 
hatte ein bedeutendes Hochwasser, welches im 
obersteirischen Gebiet zwar nicht jene Kata­
strophenmenge des Jahres 1938 erreichte, jedoch 
im weiteren Verlauf der Hochwasserwelle und der 
Regenfronten im südöstlichen Gebiet der Steiermark 
den Katastrophenstand des Jahres 1938 erreichte. 
Die Stadt Radkersburg war damals zu einer La­
gunenstadt geworden, man konnte mit Gondeln 
durch die Stadt rudern. Bei den Mur-Zubringern 
erreichten die Schäden im Einzugsgebiet des Gra-
nitzenbaches vom Obdacher Sattel her nach Nor­
den ein verheerendes Ausmaß. Gleichfalls wurde 
das gesamte Kainachtal schwerstens betroffen. Der 
Schaden an den Bundesflüssen betrug allein beim 
August-Hochwasser rund 28 Millionen Schilling, an 
den Konkurrenzgewässern 26 Millionen Schilling, 
also in summa ein Gesamtschaden an Flüssen und 
Bächen von nahezu 60 Millionen Schilling. Damit 
ergibt sich für das Jahr 1965 eine Gesamtschadens­
summe von rund 97 Millionen Schilling an steiri-
schen Gewässern, die mit 43 Millionen Schilling die 
Bundesflüsse und mit rund 54 Millionen Schilling 
die Konkurrenzgewässer betrifft. Auch die Gesamt­
schadenssumme kann auf Grund der Häufigkeit der 
heurigen Hochwasser noch nicht als endgültig be­
zeichnet werden, da die einzelnen Flußregimes hin­
sichtlich ihres Haushaltes derart in Unordnung ge­
kommen sind, daß noch infolge der eintretenden 
Tochterverlagerungen neue Ufer-An- und Einbrüche, 
ja sogar Verwerfungen von Bachläufen entstehen, 
die erst jetzt bei verhältnismäßig niederem Was­
serstand auftreten. Es wird hier sicher noch einige 
Zeit dauern, bis sich das Gleichgewicht in der Na­
tur wieder herstellt. Das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft hat zur Behebung der 
Hochwasserschäden an Flußläufen 6,9 Millionen 
Schilling zur Verfügung gestellt. Unter Berücksich­
tigung der zugehörigen Landes- und Interessenten­
mittel kann damit eine Schadensbehebung im Um­
fang von 19 Millionen Schilling erfolgen. Bis zum 
tatsächlichen Eingang dieser Geldmittel wurde durch 
Heranziehung aller verfügbaren Reserven von schon 
länger laufenden Bauvorhaben eine Uberbrückungs-
möglichkeit gefunden, um an sehr vielen Stellen 
unverzüglich mit Aufräumungs- und Sicherheitsar­
beiten beginnen zu können. 

Im Flußreferat der Landesbaudirektion besteht 
ein 5-Jahres-Plan für die Jahre 1966—1970, der 
schon vor Eintritt der Hochwasserkatastrophe des 
Jahres 1965 aufgestellt wurde. Die aufgetretenen 
Hochwasserschäden sind nahezu überall dort be­
sonders groß gewesen, wo ohnhin aus der Erkennt­
nis der besonderen Umstände flußbauliche Maßnah­
men im Rahmen dieses 5-Jahres-Planes vorgesehen 
waren. Es bedarf lediglich einiger Ergänzungen, so­
weit neue Bach- und Flußstrecken betroffen wer­
den. Das dabei vorgesehene Bauvolumen beträgt 
jährlich rund 5 Millionen Schilling. Dies ist bei einer 
Preisbasis Jahresmit te 1965 ein echter Bedarf und 
ein Betrag, der, wenn nicht zu viele einzelne Bau­
stellen versorgt werden müssen, von den Dienst­
stellen der Wasserbauverwaltung verkraftet wer­
den kann. Es ist also notwendig, zu den Bundes­
mitteln von 33 Millionen Schilling die dazugehöri­
gen Landesmittel von 15 Millionen Schilling und die 
notwendigen Interessentenmittel von 8 Millionen 
Schilling im Budget des Jahres 1966 unterzubrin­
gen, dann kann dieses Programm mit seinen Schwer­
punkten an Raab, Enns und Kainach sowie an Rit­
schein, Safen, Laßnitz, Sulm, Schwarzau und an an­
deren Gewässern zügig fortgesetzt werden. Neben 
diesen vorbeugenden Maßnahmen in Form von sy­
stematischen Regulierungen sind aber auch umfang­
reiche Schadensbehebungen und ein nicht unbedeu­
tender Aufwand an Erhaltungsarbeiten an fertig­
gestellten Gerinnen erforderlich. Grundsätzlich möge 
man jedoch von Teilregulierungen, man spricht hier 
vielfach von „Interventionsregulierungen", abgehen, 
da dadurch meistens flußaufwärts'durch das s trenge 
Gefälle schwerste Uferbrüche entstehen. Es wird 
somit den Gemeinden empfohlen, daß sie sich zu 
Wasserverbänden zusammenschließen und hier ge­
meinsam von der Flußmündung weg die Regulie­
rung in Angriff nehmen. Allenfalls wäre es in Zu­
kunft auch notwendig, um den Wünschen nach Aus­
bau der noch unregulierten Flußläufe Rechnung 
tragen zu können, daß die Steiermärkische Landes­
regierung beim Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft Wegen der Bereitstellung von Bun­
desmitteln vorstellig wird und daß hiebei die Bun­
desmittel aufgestockt und hiezu noch zusätzliche 
Mittel gefunden werden, um die übrigen Bauvor­
haben dann auch berücksichtigen zu können. 

Es braucht im heurigen Katastrophen] ahr wohl 
nicht betont zu werden, daß gerade diese Aufgaben 
und Ausgaben wirtschaftlich bestens angelegt sind. 
Denn was nützen uns die Stützungen beispielsweise 
für Treibstoff und Düngemittel, wenn der Hochwas­
serschutz nicht gegeben ist. Der Bauer erwartet da­
her eine großzügige Hilfe für seine harte Arbeit, 
die er immer noch mit sehr großer Liebe durch­
führt, andernfalls ja auch diese harte Arbeit um­
sonst wäre. Alle haben wir noch die verheerenden 
Schäden überall an den Flußläufen in Erinnerung, 
die Getreidefelder, deren Ähren wie von Riesen­
fäusten niedergeschlagen faulend am Boden lagen, 
die Wiesen, deren Grün ein verschlammtes Grau­
braun war, die Straßen, die von den Wasserfluten 
abgerissen waren, die Häuser mit bedrohlichen Ris­
sen und Sprüngen an den Wänden, die Brücken, die 
niemand mehr übersetzen konnte, weil sie gebor­
sten waren. Wir Bauern werden dessen ungeachtet 
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auch im kommenden Frühjahr unsere Felder wieder 
bestellen und bebauen. Ich möchte aber hier vor den 
Abgeordneten beider Fraktionen anführen, daß es 
jedoch auf die Dauer der Bauernschaft nicht möglich 
wäre, solch große Schäden durchzustehen. Wenn 
so die Erkenntnis um sich greift, daß der Schutzwas­
serbau in weit höherem Maße als b isher Beachtung 
finden muß, dann wird es auch möglich sein, gegen 
künftige volkswirtschaftlich schwerwiegende Rück­
schläge durch Hochwasserfluten Vorsorge zu tref­
fen. (Beifall.) 

2. Präsident Afritsch: Abg. L e i t n e r ha t das 
Wort . 

Abg. Leitner: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ich möchte zu diesem Problem sprechen wie 
mein Vorredner. ' Es ist Ihnen bekannt, daß die 
Hochwasserkatastrophe im Frühjahr in der Steier­
mark Schäden fn der Höhe von ca. 226 Millionen 
Schilling angerichtet hat, wodurch direkt 130.000 
Steirer betroffen wurden, übera l l dort aber, wo 
es bereits Schutzwasserbauten gab, sind keine oder 
nur geringe Schäden aufgetreten. In allen jenen 
Fällen — und es handelt sich bei diesen Scha­
densfällen j a um jene — wo es noch keine Schutz­
wasserbauten gegeben hat oder alte Schäden nicht 
behoben worden waren, sind große, ausgedehnte 
Schäden an pr ivatem und öffentlichem Gut einge­
treten, 4M es-ist-^ber^iieht-^ 

HEen HochwasserkatasträpheL sondern diese~TEHah-
rung ist schon Jahre alt, weil schon bei vorher­
gehenden Katastrophen ähnliche Erfahrungen ge­
macht werden konnten. Die schwerer! Hochwasser­
schäden sind für den Landtag eine besondere Ver­
pflichtung. Eine Verpflichtung, ein Sonderprogramm 
für den Schutzwasserbau zu beschließen, das den 
raschen Ausbau der dringlichen Vorhaben und de­
ren Finanzierung vorsieht. Im steirischen Budget 
muß dem Schutzwasserbau endlich der Platz ein­
geräumt werden, der ihm zukommt. Einsparungen 
gerade auf diesem Sektor der Wirtschaft, wie dies 
seit 50 Jahren praktiziert wurde, rächen sich bit­
ter. Das sind nicht Worte , die von mir kommen, 
sondern das stellt die Dokumentation „Wasserbau 
in Österreich", die bekanntlich vom Bundesmini­
sterium für Land- und Forstwirtschaft herausgege­
ben wurde, fest. In das Sonderbauprogramm müß­
ten die vordringlichsten Schutzwasserbauten auf­
genommen werden, deren Durchführung nach Mei­
nung dieser zuständigen Fachleute unaufschiebbar 
geworden ist. Es wird sogar betont, daß in einigen. 
Fällen eine weitere Verzögerung der Durchführung 
nicht mehr verantwortet werden kann. So ernst 
ist die Sachlage beim Schutzwasserbau. So müssen 
wegen Verhütung einer Ausweitung von Schäden 
die laufenden Erhaltungsarbeiten und flußbaulichen 
Sofortmaßnahmen an den Flüssen Enns, Raab, Mur 
und Kainach zügig fortgesetzt werden. Außerdem 
sind an diesen Flüssen Regulierungsarbeiten not­
wendig. Die begonnenen Regulierungen an der 
Laßnitz, Sulm, Ritschein, Feistritz, Palten, Lafnitz, 
Mürz und Safen müßten in viel größerem Ausmaß 
als das bisher der Fall war fortgesetzt werden. Der 
Regulierung der Kutscheniza kommt dabei eine be­
sondere Bedeutung zu. Die Verbauung der Wild­

bachgebiete im oberen Ennstal, im Räume der Fisch­
bacheralpen, im Mur- und Mürztal, im steirisch-
kärntnerischen Grenzgebiet und in der Oststeier­
mark gehört ebenfalls dazu. 

Landeshauptmann Krainer nennt für die dringli­
chen Schutzwasserbauten in Steiermark einen Betrag 
von zirka 240 Millionen Schilling. Dieser Betrag 
müßte meiner Ansicht nach in vier bis fünf Jah­
ren aufgebracht werden, um diese notwendigsten 
Aufgaben durchzuführen. Wenn man bedenkt, daß 
allein für die Schadensbehebung im heurigen 
Jahr in der Steiermark 226 Millionen Schilling 
notwendig sind, also fast soviel wie man für 
ein solches Sonderprogramm für den Schutzwasser­
bau in der Steiermark braucht, so sieht man, daß 
das Geld auch vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt 
dort angewendet sehr, sehr gut angelegt wäre. Die 
Vernachlässigung des Schutzwasserbaus führt nur 
dazu, daß sich diese Millionenschäden, vielleicht 
nicht in dieser Größe, aber doch da und dort, von 
Jahr zu Jahr wiederholen und eine rechtzeitige 
rasche Verwendung eines Teiles dieser Mittel, die 
für die Behebung der Schäden in i rgendeiner Form 
aufgebracht werden müssen für den Hochwasser­
schutz unser Land künftig vor solchen Hochwasser­
katastrophen bewahren. 

Schutzwasserbauten sind daher Maßnahmen der 
friedlichen Landesverteidigung, wie dies (Abg. R i t -
z i n g e r : „Ha, ha!") — da brauchen Sie gar nicht 
darüber- z irJachen —,_ich glaube,- es_war__Sektions-_ 

—chef-E^r^üntechelT-der-irrrer-Pa-rtei-^angehörtr-aas— 
gesprochehT hat. Und zwar "hat er" diese "Worte" ge­
braucht auf der Gleichenberger Tagung, die vor 
einigen Tagen stattgefunden hat. Herr Landeshaupt­
mann Krainer war ebenfalls auf dieser Tagung an­
wesend und hat auch sehr schöne Wor te in diesem 
Zusammenhang gefunden. Er sagte: „Wir haben nur 
einen Heimatboden, den müssen wir schützen und 
nutzbar machen." Da werden ihm alle zustimmen. 
Aber im selben Atemzug hat der Herr Landeshaupt­
mann die Auffassung vertreten, daß ein großzügi­
ges Ausbauprogramm zur Regulierung der Flüsse, 
der Wildbäche und zur Errichtung von Lawinen-
schutzbauten jedoch nicht möglich sei. Dies laut 
Tagespost. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Ja, das 
ist eine gute Zeitung!") 

Weil derartige Bauten sehr viel Geld kosten und 
die finanziellen Mittel für die Budgets — der Herr 
Landeshauptmann Krainer meint offenbar die des 
Bundes und die des Landes — nicht immer aufge­
bracht werden können. Wir Kommunisten sind an­
derer Meinung. Wir teilen die Meinung der zustän­
digen Fachleute. Ein Fortwursteln, so wie dies in 
den letzten J ahren immer wieder zu bemerken ist 
und wie es bisher praktiziert wurde, führt eben 
zu diesen großen Katastrophen, zu diesen Hochwäs­
sern, deren Schadensbehebung viel Geld kostet, 
ohne die Ursachen beseitigen zu können. Ja , Bund 
und Land zweigen in solchen Zeiten Mittel für den 
Hochwasserschutzbau ab, um wieder Hochwasser­
schutzbauten zu beheben, deswegen, weil sie nicht 
richtig angelegt wurden, weil sie nur angelegt wur­
den auf Gruhd bestimmter Interventionen, die sich 
nicht als richtig herausgestellt haben. Eine solche 
Politik ist allerdings kurzsichtig. Meiner Ansicht 
nach könnten diese notwendigen Mittel durch ein 
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Sonderprogramm aufgebracht werden. Der Budget­
posten Wasserbau von jetzt 28 Millionen Schilling 
könnte mit Hilfe des Bundes verdoppelt werden. 
Die Auflage einer Anleihe, wie sie auch Herr Lan­
deshauptmann Krainer schon gefordert hat, und wie 
eine solche schon im Jahre 1959 offensichtlich mit 
doch einigermaßen befriedigendem Erfolg bereits 
beschlossen wurde, würde ermöglichen, diese not­
wendigen Mittel aufzubringen, damit die Bundes­
länder, unter anderem auch die Steiermark, im­
stande sind, diese notwendigen Mittel einzusetzen. 
Beim Flußbau ist eben vorbeugen besser und vor 
allem viel, viel billiger als heilen. 

2. Präsident: Der Herr Abgeordnete B u r g e r 
kommt zu Wort . 

Abg. Burger: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Die Wohnungsnot in Österreich ist neben 
den vielen anderen Sorgen unserer Heimat Sorge 
Nr. 1. Dies trifft auch für unser Land Steiermark 
zu, weil gerade in diesem Bundesland erhebliche 
Mittel für die Beseitigung der Wohnungsnot auf­
gewendet worden sind. Gestatten Sie mir daher 
einige Zahlen zu dieser Wohnbauförderung: Seit 
dem Jahre 1948 bis 1965 wurden in diesem Land 
888,704.000 S aufgewendet für den Bau von 20.678 
Eigenheimen. Der Bund hat diese Eigenheime in 
einer Zahl von 1787 gefördert. Ich werde zum Ka­
pitel Eigenheime noch gesondert Stellung nehmen. 
Damit sich aber das Bild abrundet, gestatten Sie 
mir noch, Hohes Haus, daß ich noch einige Zahlen 
der sonstigen Förderungsbeträge sage. Nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1954 wurden von 1954 
bis 1964 mit einem Aufwand von 1560 Millionen 
Schilling zusätzlich 17.029 Wohnungen gefördert. 
Aus dem Landesfonds 1948 bis 1965 wurden mit 
einem Aufwand von 582 Millionen Schilling 16.838 
Wohnungen gefördert und aus dem Sonderwohnbau-
programm 1962 mit einem Aufwand von 195 Mil­
lionen Schilling 2141 Wohnungen. Dazu sei nun 
zum Problem der Eigenheimbauer folgendes dar­
gelegt: Sehr interessant und aufschlußreich, aber 
auch sehr sinnvoll und zufriedenstellend ist die Sta­
tistik, daß 60% der Eigenheimbauer manuelle Ar­
beiter sind, 34°/o der Eigenheimbauer sind Ange­
stellte, somit in der Gesamtheit 94°/o Unselbstän­
dige, für welche diese Mittel aufgebracht werden. 
Es ist dies ein Hohelied sozialer Erkenntnis. Öster­
reich ist bekannt als ein Land mit den besten So­
zialgesetzen. Es ist dies sicherlich ein sehr, sehr 
erfreulicher Umstand. Ich bin aber gezwungen dar­
auf hinzuweisen, daß die sozialen Gesetze, wenn 
die Wirtschaft nicht bis ins letzte funktioniert, wenn 
die Vollbeschäftigung für uns nicht gegeben ist, zur 
Belanglosigkeit degradiert werden. Daher ist das 
sicherste Sozialgesetz wohl, wenn sich der Arbeit­
nehmer selbst ein Eigenheim bildet, und er kann 
sinnvoll j a nur beim Eigenheim, bei der eigenen 
Wohnstä t te für die Familie beginnen. Eigentum si­
chert den besitzenden Unselbständigen vor den Ein­
flüssen der Dienstgeber, sei es durch Kündigung, sei 
es durch Auslaufen des Dienstverhältnisses und das 
Verlassenmüssen einer Dienstwohnung. Das Eigen­
heim ist ein Hort der Sittlichkeit für die Familie 
-und für die Erziehung. Das Eigenheim ist ein Er­

ziehungsfaktor zur Arbeit und zur Vermehrung 
ständiger Wer te . Das Eigenheim ist letztlich auch 
die letzte Zufluchtsstätte, wenn man Sorgen hat, 
oder ein Treffpunkt für getrennte Familienmitglie­
der. Die Eigentumsbildung muß Ziel sein für jede 
moderne Sozialpolitik. Sie beginnt mit dem Woh­
nungseigentum. Eine moderne Sozialpolitik führt 
natürlich über das persönliche Eigentum zur Be­
triebsbeteiligung, sie führt zur Mitsprache in den 
Produktions- und Arbeitsstätten, aber auch — und 
das muß betont werden — zur Mitverantwortung. 
Ohne Eigentum, Hohes Haus, bleibt der Arbeitneh­
mer, und damit möchte ich schließen, doch nur ein 
Proletarier mit meinetwegen gehobenem Lebens­
standard. (Beifall bei der ÖVP.) 

2. Präsident: Herr Abgeordneter N e u m a n n hat 
das Wort . 

Abg. Neumann: Hohes Haus, sehr geehrte Da­
men und Herren! Es hat schon gestern bei der Be­
handlung der Gruppe 3 angeklungen, daß die 
Menschheit, obwohl sie ungeahnte Fortschritte er­
zielen konnte, die so weit gehen, daß man sich be­
reits mit Erfolg anschickt, den Mond zu erreichen, 
doch mit einem Problem nicht fertig wird, schlechter 
fertig wird als unsere Väter und Großväter. Es ist 
dies das Problem Wasser, oder besser gesagt, der 
Fortschritt der Zeit hat erst das Wasser zu einem 
Problem gemacht. Der Fortschritt der Zeit hat den 
ansonsten so segensreichen Lebensquell Wasser zu 
einem Problem der gesamten Menschheit gemacht, 
wie überhaupt es in der allgemeinen Weiterent­
wicklung der Zeit so zu sein scheint, daß Probleme 
auftauchen, die man früher nicht kannte. So haben 
wir heute in der Gruppe 6 bei den Straßenliedern 
zur Genüge hören können, daß der großen Vermeh­
rung von Kraftfahrzeugen, die sich in den nächsten 
10 Jahren um weitere 100% erhöhen sollen, und 
die ein Spiegelbild unseres wirtschaftlichen Fort­
schrittes in Österreich sind, unsere Straßen nicht 
mehr gewachsen sind. Ein Problem „Straßen" ist 
also hier aufgetreten, das unsere Väter und Groß­
väter in dem Ausmaße nicht kannten und das unsere 
Freunde im Osten durch eine falsche Wirtschafts­
politik in diesem Ausmaß auch heute noch nicht 
kennen. 

Auch das Problem „Wohnungen", das heute hier 
diskutiert wurde, ist an-sich neueren Datums. Die 
sich anbahnende Wohlstandsgesellschaft, von der 
man wohl reden kann, hat einen großen Drang nach 
mehr Wohnungen. Das ist eine Tatsache, der man 
— wie wir heute schon hier gehört haben — in 
Österreich noch nicht einmal gesetzlich Rechnung 
getragen hat. Und wenn heute schon wieder so viel 
gesprochen wurde von den sogenannten Mieter­
schutzdingen im Wohnungsbau, dann möchte ich da­
zu nur eine Bemerkung machen, und zwar die, daß 
das Mieterschutzproblem kein steirisches Problem 
darstellt (Landesrat B a m m e r : „Das ist eine ganz 
neue Erkenntnis!"), und zwar deshalb, weil wir in 
der Steiermark nur 35% aller Wohnungen als Miet­
wohnungen haben. 6 5% aller Steirer leben in 
Eigenheimen, Eigentumswohnungen und dergleichen. 
Für sie ist daher die Frage des Mieterschutzes kein 
Problem. Von diesen 35% Mietwohnungen in der 
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Steiermark ist wiederum nur % mietengeschützt, 
d. h. unterliegt dem Mieterschutzgesetz. Es sind vor 
allem ausgenommen aus diesem Mieterschutzgesetz 
die heute teilweise schon sehr, sehr teuren Ge­
meindewohnungen. Und solange diese teuren Ge­
meindewohnungen aus dem Mieterschutzgesetz her­
ausgenommen sind, hat dieses Mieterschutzgesetz 
für die Steiermark nur eine ganz geringe Bedeu­
tung. Anders ist es sicher schon in Wien. Wir wis­
sen, daß in Wien 80% aller Wohnungen Mietwoh­
nungen sind. Von diesen Mietwohnungen in Wien 
sind wiederum % oder 75% mietengeschützt. Für 
die Wiener ist es also ein echtes Problem, nicht 
aber für die Steirer. Und ich glaube, wir sollten 
uns vor allem mit den steirischen Problemen be­
fassen und das andere den Wienern selbst über­
lassen. 

Aber Hohes Haus! Ich komme noch einmal auf 
etwas zurück. Wie gesagt, der Fortschritt hat in un­
serer Zeit Probleme gebracht, die man früher nicht 
kannte. Diese Probleme sind auch an den Menschen 
nicht ganz spurlos vorübergegangen. Ja es scheint 
vor allem so zu sein, daß das menschliche Herz 
manchen Anforderungen dieser Zeit nicht so richtig 
gewachsen ist. Und so sind Herzinfarkte heute nahe­
zu an der Tagesordnung. Ja sogar bei den Rindern 
sind durch die verlangten Höchstleistungen auf dem 
Milchsektör Herzinfarkte keine Seltenheit mehr. 

Hohes Haus, sehr verehrte Damen und Herren! 
All-diese Dinge, all diese -Probleme sind uns aber 

--frestems~be~käTrm~m 
diesen Problemen an den Leib zu rücken. Dem 
Problem Straßenbau ist man dadurch bemüht an den 
Leib zu rücken, daß man mehr Straßen baut. Und 
gestatten Sie mir, daß ich in der Gruppe 6, wo so 
viel negative Worte über die Fortschritte des Stra­
ßenbaues auch heute wieder gefallen sind, auch ein 
paar positive Bemerkungen mache. Und zwar steht 
Österreich, gemessen an seinen Einnahmen mit den 
Ausgaben für den Straßenbau, und zwar dadurch, 
daß es rund 4% seiner Budgetmittel für den Stra­
ßenbau ausgibt, an der Spitze von ganz Europa. Von 
den 6000 km Autobahnen, die mit 1. Jänner 1964 
in den europäischen Staaten bestanden haben, be­
fanden sich 272 km in Österreich, d. s. 4%, obwohl 
der Bevölkerungsanteil Österreichs an diesen Staa­
ten nur 2,4% beträgt. 

Lassen Sie mich bitte auch noch einige Bemer­
kungen machen zu dem, was der Kollege Loidl zur 
Situation am Bausektor zu sagen hatte. Er hat nicht 
mehr und nicht weniger erklärt, als daß die Bau­
arbeiter, ja überhaupt die Arbeitnehmer am größer 
gewordenen Kuchen in Österreich, an der Steigerung 
des Sozialproduktes mehr oder weniger keinen An­
teil hätten. Es wurde gestern bereits erklärt, daß 
die Situation im Jahre 1965 in Österreich so ist, 
daß die Preise zwar bedauerlicherweise um rund 
5% gestiegen sind, die Löhne aber um 9%. Sie 
sind also erfreulicherweise mehr gestiegen als die 
Preise. Seit dem Jahre 1958 sieht es so aus, daß in 
Österreich die Verbraucherpreise um 18,8% gestie­
gen sind, die Netto-Wochenverdienste jedoch um 
46,4%. 

Und konkret am Bausektor ist die Situation so, 
daß das Bauen seit dem Jahre 1962 um 19,5% teu­

rer geworden ist, daß in dieser Zeit jedoch die 
Bauarbeiterlöhne um 28,3% gestiegen sind. (Abg. 
L o i d l : „Fragen Sie in Leibnitz, dort gibt es noch 
einen Stundenlohn von 10 Schilling!") Es ist also 
durchaus nicht so, daß der Arbeitnehmer in Öster­
reich an dem größer gewordenen Kuchen, an dem 
gestiegenen Sozialprodukt keinen Anteil hätte. Es 
ist sicher nicht erfreulich, Hohes Haus, daß die 
Hälfte des gestiegenen Realeinkommens wiederum 
aufgeht auf die Preiserhöhungen. Aber, Hohes Haus, 
die Situation ist ja so, daß man sagen muß, es ist 
eine Illusion, in Zeiten der Konjunktur vom Preis­
stopp zu reden. Das kommt nicht nur aus meinem 
Munde, das ist keine Behauptung unserer Fraktion, 
sondern diese Äußerung hat kein geringerer als 
der Gewerkschaftspräsident Benya vor der steiri^ 
sehen Vollversammlung des österreichischen Ge­
werkschaftsbundes getan. Und ich hoffe, daß auch 
Ihnen, verehrte Kollegen von der anderen Seite, zu­
mindest das Wort des gegenwärtigen Gewerk­
schaftspräsidenten doch noch etwas zu sagen hat. 

Ich möchte noch einmal erklären, wir freuen uns 
alle, daß auch der Arbeitnehmer am gestiegenen 
Sozialprodukt seinen Anteil hat und das führt si­
cher dazu, Herr Kollege Loidl, daß heute der Ar­
beitnehmer nicht nur 1 Buttersemmel essen kann, 
sondern sich Gott sei dank auch eine zweite und 
vielleicht auch eine dritte leisten kann. Es führt 
dies dazu, daß sich mancher Arbeitnehmer in Öster­
reich erfreulicherweise auch.ein Motojrr^, rnancher 

_axich_einlAuio—^leisten—kann^aß-Atieie-Arbeiteeh--

mer—sicher auch unter größtem persönlichen Fleiß 
—- sich auch ein Eigenheim errichten konnten. Wir 
freuen uns also als Mandatare der Volkspartei, daß 
dieser Fortschritt für den Arbeitnehmer in Öster­
reich unter der Führung der österreichischen Volks-
patei ermöglicht wurde. (Abg. L o i d l : „Gehen Sie 
einmal mit zu Lohnverhandlungen!") Wenn Sie 
mich einladen, komme ich gerne mit. Ich habe in 
meinem Bezirk sehr viel Kontakt mit den Arbeit­
nehmern, ich unterhalte mich über ihre Probleme 
und ihre Sorgen, und ich habe auch schon bei den 
Arbeitnehmern im Bezirk Voitsberg sehr viel Zu­
stimmung gefunden. 

Hohes Haus, aber nun also zurück zur Frage des 
Wassers, zur Frage also (Landesrat B a m m e r : 
„Jetzt haben Sie so schon genug Wasser gemacht!"), 
daß der Fortschritt ein Problem „Wasser" gebracht 
hat: Ich möchte noch einmal sagen, daß man mit 
Erfolg bemüht ist, all den anderen Problemen der 
Zeit an den Leib zu rücken. Ich möchte aber sagen, 
daß es noch nicht zur Genüge bekannt ist, daß die­
ser Fortschritt auch ein Problem „Wasser" gebracht 
hat, und deshalb ist es wohl notwendig, und vor 
allem auf Grund der Größe dieses Problems ist es 
notwendig, immer wieder bei jeder Gelegenheit mit 
aller Eindringlichkeit und mit allem Nachdruck auch 
in diesem Hause auf das Problem „Wasser" hinzu­
weisen. Die Wurzeln, daß es zu dem Problem ge­
kommen ist, sind in zwei Richtungen zu suchen. 
Als erstes sind sie darin zu suchen, daß die Mensch­
heit nicht nur ständig zugenommen hat, sondern, 
daß auch der Wasserverbrauch pro Kopf und Tag 
ständig gestiegen ist. Hat es einmal eine Zeit ge­
geben, wo dieser Wasserverbrauch pro Kopf und 
Tag 30 bis 40 1 betrug, so beträgt er heute 300 1 
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pro Kopf und Tag, in den Städten sogar 400 1. Fach­
leute erklären, daß sich der Wasserverbrauch schon 
in den nächsten 10 Jahren weiter verdoppeln wird. 
Die Stadt Graz beispielsweise benötigt zur Zeit 
60 Millionen 1 Wasser täglich und bis zum Jahre 
2000, hat man errechnet, wird sich dieser Ver­
brauch auf 150 Millionen 1 Wasser täglich steigern. 

Hohes Haus! Innerhalb der Wasserverbraucher 
ist zweifellos der größte Konsument die Wirtschaft, 
die Industrie. Früher einmal hat dias Wasser in ,der 
Wirtschaft nur eine untergeordnete Rolle gespielt. 
Es wurde höchstens benötigt als Antriebskraft für 
eine Mühle, für ein Sägewerk, vereinzelt auch für 
E-Werke. Heute aber ist das Wasser ein integrie­
render Bestandteil der Wirtschaft und der gesamten 
Industrie, und innerhalb der Industrien ist der 
größte Verbraucher von Wasser die Zelluloseindu­
strie. Beispielsweise, um die Situation der Papier­
industrie auch vom der War te zu beleuchten, benö­
tigt man für die Erzeugung von 1 kg Papier 1000 
bis 2000 1 Wasser (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Ich bin dafür, daß wir zukünftig nun mehr auf 
Blech schreiben!"). Das käme vielleicht billiger, 
aber, Herr Landeshauptmann, auch für die Erzeu­
gung von Stahl und Eisen benötigt man Wasser, 
und zwar für die Erzeugung von 1 kg Stahl 10 bis 
20 1 Wasser. (Zwischenruf: „— und beim Wein?") 
Für Wein gibt es keine Statistik,aber für das Bier 
benötigt man für 1 1 5 1 Wasser (Abg. N i g 1 : 
„Jetzt wissen wir erst, wieso das Bier so dünn 
ist!" — Landesrat B a m m e r : „Das muß das Dünn­
bier sein!" — Abg. Z i n k a n e 11 : Jetzt wissen wir 
erst, was wir trinken!" — Landesrat B a m m e r : 
„Da brauchen sie vier Liter zum Flaschen waschen!'') 

Hohes Haus, sehr geehrte Damen und Herren! 
Fachleute e rk lären aber, daß die Entwicklung hier 
noch lange nicht am Ende ist, und man hat errech­
net, daß sich der Wasserverbrauch der Wirtschaft 
und der Industrie in den nächsten 20 Jahren ver­
dreifachen wird. Der größere Wasserverbrauch 
durch die Menschen, durch die Wirtschaft, durch die 
Industrien hat dazu geführt, daß das Wasser zu 
einem Problem des Fortschritts, zu einem Problem 
der Gegenwart und zu einem Problem der Zukunft 
wurde, erstens deshalb, weil trotz des erhöhten 
Verbrauches an Wasser das Wasser selbst nicht 
mehr geworden ist, und wir wissen, daß auf dieser 
Welt auf Grund des Wassermangels schon ganze 
Reiche zugrunde gegangen sind. Wir wissen weiter, 
daß weite Gebiete veröden. Das österreichische Al­
penland ist hier noch eine erfreuliche Ausnahme. 
Aber wir wissen, daß sich auch in Österreich fort­
schreitend d ie Wasserknapphei t bereits bemerkbar 
macht. Denken wir nur an die große Wassermisere 
in der Bundeshauptstadt Wien! Es ist weit und 
breit nicht gelungen, diese Stadt entsprechend mit 
Wasser zu versorgen. So mußte man in die Steier­
mark kommen und nun werden von den 7 Quel­
len im Mürztal 26 1 Wasser täglich nach Wien trans­
portiert. (Landesrat S e b a s t i a n : „Die trägt er 
mit einer Kanne hinaus, 26 1!") Steirische Quellen 
müssen wieder einmal mithelfen, Hohes Haus, um 
die Wiener vor dem Verdursten zu retten. (Ge­
lächter! — Landesrat S e b a s t i a n : „Mit den 26 1 
werden Sie nicht viel erreichen!") 26 Millionen Li­

ter! In meinem Heimatbezirk Voitsberg werden 
gegenwärtig unter größten persönlichen Opfern 
Tausende Familien mit teilweise 20 km langen Was­
serleitungen aus dem Oberland mit Wasser ver­
sorgt, und zwar deshalb, weil im Unterland ein 
reines Grundwasser nicht mehr vorhanden ist. Mit 
größten persönlichen Opfern deshalb — um hier 
ein Problem nur zu streifen —, weil es in den Land­
gemeinden durch die geringe Finanzkraft der Land­
gemeinden nicht möglich und auch nicht üblich ist, 
daß die Gemeinden die Wasserversorgung über­
nehmen. Wir wissen aber, daß Fachleute gegen die 
Quellfassung Bedenken anmelden, weil die Gefahr 
einer Trockenlegung in diesem Gebiet besteht, wenn 
die allerletzten Quellen gefaßt werden. 

Hohes Haus! Der große Wassermehrbedarf und 
das nicht mehr werdende Wasser, das ist das, was 
das Wasser zu einem Problem des Fortschritts 
macht. Noch viel größer aber als das Problem der 
Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser ist 
die s tarke Verunreinigung, die katastrophale Ver­
schmutzung unserer Gewässer, die mit dem Mehr­
bedarf an Wasser verbunden ist. Früher haben wir 
einmal sagen könen, daß sich das Wasser, wenn es 
nur über einen Stein fließt, von selbst reinigt. Diese 
Zeit ist längst vorbei. Die größere Beanspruchung 
des Wassers durch Mensch und Wirtschaft, die 
große Verschmutzung, die damit verbunden ist, hat 
die Selbstreinigung des Wassers unmöglich gemacht. 
Man muß nämlich wissen, daß auch heute noch 
mehr als 80% aller Abwasser ungeklärt, ungerei­
nigt und ohne Kanalisierung in die Flüsse, in die 
Bäche und in d ie Seen fließen. Das hat dazu ge­
führt, daß unser steirischer Nationalfluß, die Mur, 
der einst zu den reinsten Geweässern zählte, heute 
der verschmutzteste Fluß von ganz Mitteleuropa 
ist. Eine weitere Untersuchung hat auch ergeben, 
daß sämtliche Flüsse, Seen und Bäche teilweise in 
ganz Mitteleuropa unter einer sehr, sehr großen 
Verschmutzung leiden. Hohes Haus! Nachdem diese 
ungeklärten und ungereinigten Abwässer vielfach 
direkt oder über die Flüsse bereits bis zum Grund­
wasserstand vorgedrungen sind, ist es so, daß viele 
Brunnen, die Jahrzehnte und Jahrhunder te hin­
durch reinstes Trinkwasser zur höchsten Zufrieden­
heit geliefert haben, bereits an der Grenze der 
Trinkbarkeit angelangt sind. Das Haushalten mit 
dem Wasser , die Verunreinigung unserer Gewäs­
ser, Hohes Haus, ist daher nicht schlechthin ein 
wirtschaftliches, ein soziales Anliegen unserer Zeit, 
sondern die Reinigung unserer Gewässer ist für 
die Erhaltung der Volksgesundheit das Gebot der 
Stunde. Die Regelung der Abwasserfrage ist eines 
der großen Anliegen unserer Zeit, eine Lebensfrage 
unserer Heimat. Und ich freue mich, auch hier ein 
positives Wort für die Steiermark sagen zu kön­
nen. Ich möchte hier feststellen, daß gerade von 
der Steiermark in dieser Richtung beachtliche Ini­
tiativen ausgegangen sind. So hat auf Grund eines 
Antrages dieses Hauses sich der Bundes-Wasser-
wirtschaftsfonds beim Landwirtschaftsministerium 
sehr ausführlich mit der Situation der Abwasser-
wirtschaft beschäftigt und das Ergebnis war, daß 
uns im heurigen Jahr der dreifache Betrag aus dem 
Bundes-Wasserwirtschaftsfonds für die Abwasser-
wirtschaft zur Verfügung steht. Das Land Steier-
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mark hat im Budget 1965 erstmalig 1 Million Schil­
ling eingesetzt für die Müllabfuhr, also für die ge­
ordnete Abfuhr fester Stoffe. Die steirischen Vor­
schläge zur Abwasserwirtschaft, die vor allem un­
ter Hofrat Schönbeck und Oberbaurat Tronko er­
arbeitet würden, finden Beachtung — es ist nicht 
übertrieben, wenn ich das sage — auf der ganzen 
Welt. Sie werden vielfach verwendet als Unter­
lagen für Vorlesungen an Universitäten, ja sogar 
die UNO hat sich bereits für die konstruktiven 
steirischen Vorschläge zur Lösung der Abwasser-
Wirtschaft interessiert. 

Hohes Haus! Wenn es zu diesen steirischen In­
itiativen, wenn es zu den erhöhten Budget-Mitteln 
von Bund und Land noch gelingt, auch der Bevölke­
rung klar zu machen, welch große Bedeutung für 
sie die Reinheit der Gewässer hat, wenn es gelingt, 
ihr zu sagen, wie das ein Sprichwort ausdrückt, daß 
es in dieser Frage schon später ist als wir denken, 
wenn es gelingt, Hohes Haus, daß wir erreichen, 
daß Treibstoffabfälle nicht mehr unkontrolliert ein­
fach in die Flüsse und Bäche fließen, daß auch an­
dere Chemikalien aus den Abwässern abgesondert 
werden, wenn wir also alle zusammenhelfen, dann 
wird es n o c h möglich sein zu erreichen, daß das 
Wasser in der Sonne des Fortschrittes nicht den 
Schatten bilden muß, sondern daß das Wasser, diese 
einmalige Gabe der Natur, zur Grundlage wird für 
den Fortschritt unserer Zeit, zur Grundlage für ein 
s(±räeres, besseres.und gesünderes Leben in u n . 
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stellte in Wien. Dort wird festgestellt, daß z. B. die 
Bauarbeiter durchschnittlich pro Woche in Schilling 
ohne Urlaubszuschuß, Kindergeld, Überstundenent­
schädigung, Wohnungsgeld sowie sonstige Zuwen­
dungen im Jahre 1955 447.— S verdienten, 1964: 
852.—- S und ab 1. Jänner 1965 haben wir noch 
eine 13°/oige Lohnerhöhung bei den Bauarbeitern. 
Es verdient der Bauarbeiter auch seinen gerechten 
Lohn. Das sage ich als Metallarbeiter. Ich würde 
auch mit doppeltem Bezug auf keine Baustelle ge­
hen, weil das ein hartes Brot ist, das diese Ar­
beiter verdienen, jeder Witterungsunbill und jeder 
Saisonschwankung ausgesetzt. Nun, das sagt ja 
auch der Herr Sekretär für die Bauarbeiter in einem 
Beitrag in dem Heft „Der Unternehmer". Er führt 
dort folgendes aus: „Tausende Akkordvereinbarun­
gen, d. h. Festsetzungen des Preises für den Fleiß, 
werden laufend von größeren oder kleineren Ar­
beiter-Gruppen geschlossen." Er sagt auch weiter 
aus: „Eine Zwangslage des einen wird vom ande­
ren weidlich ausgenützt." Ich habe dem nichts hin­
zuzufügen. 

Nun zu den Preisen selbst, meine Damen und 
Herren: Daß der Verbraucherpreis 1965 wesentlich 
gestiegen ist, habe ich weder geleugnet noch in 
Abrede gestellt. Er ist im Durchschnitt gegen vori­
ges Jahr voraussichtlich um 4.8% höher. (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. G ö t z : „Herr Kollege, nach welchem 
Index?") Ich habe den Index I und II hier, und 
diese Zahlen sind aus dem Index II errechnet. Bitte, 
'vor'aüssTchtflch' 478%7 "denn ~die Endziffern l u r 1965 

Präsident: Herr Landesrat P e l t z m a n n hat das 
Wort. 

Landesrat Peltzmann: Hohes Haus, sehr geehrte 
Damen und Herren! Meine Ausführungen vom Mon­
tag zu dem Problem „Preise", mit dem ich die volks­
wirtschaftlichen Zusammenhänge erklären wollte, 
wurden bewußt oder unbewußt von einem Teil der 
Presse mißverstanden oder verzerrt wiedergegeben. 
(Abg. L e i t n e r : „Aber nicht von mir!") 

Wenn heute gesagt wurde, daß die Statistiken 
und deren Erhebungen eben nicht für den einzelnen 
Menschen zutreffen, so ist das selbstverständlich 
richtig. Eine Statistik kann nie die Probleme und 
das Schicksal eines Einzelnen aufzeigen, der allein 
wirtschaftet. Vom Herrn Sekretär der Bauarbeiter­
gewerkschaft wurden einige Zahlen gebracht als 
Beispiel dafür, wie schlecht es ihnen geht. Wir wol­
len, daß es a l l e n gut geht, das ist selbstver­
ständlich. Die Zeit ist vorüber, in der ein Stand auf 
Kosten eines anderen Standes besser leben kann. 
Wenn Sie die Sägearbeiter erwähnt haben, haben 
Sie dabei teilweise recht. Die Gewerkschaft bildet 
unter sich, wie wir alle wissen, eine Solidarität. 
Auch die Sägearbeiter müssen da an die große Ge­
werkschaft appellieren. Wir wissen genau, daß die 
Sägearbeiter, die kleine Gruppe (es sind dies im 
ganzen 550 Facharbeiter) heute einen Durchschnitts­
lohn von 13.12 S haben und 912 ungelernte Arbei­
ter einen Stundenlohn von 12.28 S. Das sind die 
amtlichen Erhebungen. 

Zur Statistik ist ein sehr gutes Werk herausge­
kommen von der Kammer für Arbeiter und Ange­

hab en wir noch-nicht ganz hier. Besonders stark 
war die Preissteigerung im Frühsommer, und hier 
vor allem im Juni. In diesem Monat waren die 
Preise der im Verbrauchsindex enthaltenen Güter 
um 8% höher als im Juni 1964. Seither hat sich die 
Bewegung beruhigt, zurückgebildet und ist in den 
letzten Monaten des Jahres ein Abstand von mehr 
als 4% zu erwarten, also mit 4,8% im Jahres-
Durchschnitt. Dementsprechend ist der Index von 
seinem Höchststand von 13,3 im Juni auf 12,45 im 
Oktober gefallen. Und für November und Dezem­
ber sind besonders am Lebensmittelsektor keine 
nennenswert höheren Ziffern zu erwarten. 

Meine Damen und Herren! Worauf ist nun diese 
Preisbewegung zurückzuführen? Zunächst müssen 
wir einmal feststellen, daß es sich dabei um keine 
österreichische Spezialität handelt. Auch in Deutsch­
land und ebenso in der Schweiz erwartet man nach 
dem bisherigen Ergebnis im Durchschnitt des heu­
rigen' Jahres Preissteigerungen von rund 4%. Und 
dort, ebenso Wie bei uns, liegt das Schwergewicht 
auf dem Nahrungsmittelsektor. Auch die Gründe 
sind dieselben. Selbst diese Länder, die unter den 
Katastrophen des heurigen Sommers direkt weni­
ger zu leiden hatten als wir in Osterreich, spüren 
die Auswirkung dadurch, daß die Preise für Nah­
rungsmittel, vor allem für Obst und Gemüse stär­
ker angestiegen sind, ganz abgesehen von der ge­
ringeren Inlandsaufbringung dieser Nahrungsmit­
tel. 

Im heurigen Jahr mußten wir in Österreich z. B. 
bisher an importierten Nahrungsmitteln im Monat 
durchschnittlich 590 Millionen Schilling aufwenden 
gegenüber 455 Millionen Schilling im Vorjahr, wo­
bei es nicht einmal gelungen ist; um diesen Preis 
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mehr Nahrungsmittel aus dem Ausland hereinzu­
bringen. Ganz im Gegenteil, 1964 kostete die durch­
schnittliche Tonne importierter Nahrungsmittel 
3700 S, in diesem Jahr fast 5000 S. Da nicht anzu­
nehmen ist, daß heuer die Zusammensetzung der 
importierten Nahrungsmittel eine wesentlich andere 
war als in den Vorjahren, läßt dies nur den Schluß 
zu, daß die Preise für die bei uns benötigten Er­
zeugnisse im Ausland um fast ein Drittel gestie­
gen sind. Daneben haben sich noch einige andere 
Umstände auf die Preise ungünstig ausgewirkt, ein 
Punkt z. B., daß gewisse amtlich geregelte Preise 
erhöht werden mußten. Das Innenministerium 
mußte auf Grund der schon jahrelang vorliegenden 
Kalkulationen einer Erhöhung der Brotpreise zu­
stimmen, und auch die Preise für Milch und Milch­
produkte und Tabakwaren wurden erhöht. Auch 
beim Fleisch hält ein steigender Trend an. Allein 
im Fleischhauergewerbe gab es heuer wieder eine 
Lohnerhöhung um 13%. Wir können nicht sagen, 
daß sich das überhaupt nicht auswirkt, das wäre, 
glaube ich, nicht zu vertreten. Dieser Trend hat 
auch zur Erhöhung der Verbraucherpreise geführt. 
Z. B. im September 1965 im Vergleich zum Vorjahr 
hat das im Index zu einer Erhöhung von H>°/o ge­
führt gegenüber lVs' für die Preissteigerung von 
Tabakwaren und teuren Saisonprodukten. Gegen­
über dieser Preissteigerung fallen Preissteigerun­
gen auf dem gewerblichen und industriellen Sektor 
viel weniger ins Gewicht. Sie werden im Jahres­
durchschnitt, wie gesagt, von dieser 4,8°/o-Steige-
rung nicht einmal 1% ausmachen. Die verschärfte 
Konkurrenz läßt es nur in den seltensten Fällen zu, 
die Lohnerhöhungen auf die Preise zur Gänze zu 
überwälzen. Aber auch heuer sind die Massenein­
kommen, und zwar nicht nur bei den arbeitenden 
Menschen, sondern auch bei den Rentnern und Pen­
sionisten — Gott sei Dank, müssen wir sagen — 
gestiegen. Wä re das nicht der Fall, dann wäre diese 
Preiserhöhung eine echte Katastrophe. Das ist sehr 
erfreulich, weil man feststellen kann, daß es trotz 
dieser Mißgunst des Wetters , trotz der Hochwasser 
den Menschen in unserem Lande nicht schlechter 
geht als vor einem Jahr. Auf lange Sicht gesehen, 
müssen wir allerdings feststellen, daß eine solche 
Steigerung der Einkommen, wenn ihr nicht auch 
ein höherer Güterausstoß im mindestens gleichen 
Verhältnis entgegengebracht wird, ganz wesentlich 
zur Geldverschlechterung, zur Währungsverdün­
nung führen muß. In diesem Zusammenhang sagte 
ich auch, daß der Haushalt eines Staates und eines 
Landes hier seinen Einfluß geltend macht. Durch die 
steigenden Masseneinkommen steigen auch selbst­
verständlich die Steuern, und auch das kann ich 
Ihnen nachweisen durch die vielgeschmähte Stati­
stik. Die direkten Steuern, z. B. die Gewerbesteuer 
von 1954 betrug 1629 Millionen Schilling und 1964 
3978 Millionen Schilling, und die Bruttoeinnahmen 
aus den Bundesabgaben betrugen 1954 17.498 Mil­
lionen Schilling und 1964 48.627 Millionen Schil­
ling. Die Rationalisierungsmaßnahmen, Maßnah­
men des Nicht-Gegeneinander, sondern Miteinan­
der der einzelnen Sozialpartner, nur dieses Gemein­
same wird es verhüten, daß uns hier die Preise 
davonlaufen und unsere Währung die Stabilität er­
hält oder behält, die wir brauchen, um unserer 

Volkswirtschaft — und alle, die wir hier sitzen, 
meine Damen und Herren, gehören irgendwie in 
das Glied der Volkswirtschaft — die Basis nicht 
zu entziehen, die uns eine Aussicht gibt auf eine 
Erhaltung und auf eine Besserstellung unseres Le­
bensstandards. (Beifall bei der ÖVP.) 

1. Präsident Dr. Kaan: Ich erteile Herrn Abgeord­
neten I l e s c h i t z das Wort . 

Abg. Ileschitz: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Meine Vorredner haben Probleme aufge­
worfen, die mich verlocken, zu diesen Problemen als 
Gewerkschafter Stellung zu nehmen. Allerdings 
müßte ich mich dann von der bisher geübten Diszi­
plin weit entfernen, denn die Behandlung dieser 
Probleme würde auch die entsprechende Zeit erfor­
dern, um sie auch zu entkräften, soweit sie hier, 
vielleicht bewußt oder unbewußt, in einer Form be­
handelt wurden, die nicht ganz den Tatsachen ent­
spricht. (Abg. P ö l z l : „Aber, aber!") Herr Abg. 
Pölzl, Ihr Einwurf heute bei den Ausführungen des 
Kollegen Loidl „Na, die Pfuscher, die Bauarbeiter" 
ist unangebracht. Sie sind ja Vertreter einer 
Organisation, die sehr wohl darauf achten könnte, 
daß das Pfuscherunwesen auf ein Minimum ein­
geschränkt wird, denn nicht der Arbeiter allein 
pfuscht von sich aus, sondern die Baufirmen 
als solche reißen sich um die Pfuscher und 
bieten ihnen für die Pfuscherarbeit Löhne, die sie 
im normalen Dienst- und Arbeitsverhältnis nie er­
reichen könnten. (Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Da 
lügt die Arbeiterkammer in ihren Statistiken!") 
Aber, schauen Sie, Herr Dr. Pittermann, wir sind 
doch bei vielen Verhandlungen dabei und wissen, 
wie man die Arbeitskräfte sucht und wissen, wie 
sie von einem Unternehmer dem anderen abgewor­
ben werden, auch zum Pfuschen. (Landesrat 
P e l t z m a n n : „Das ist ein Mangel der Statistik.") 
Zum Pfuschertum, meine Herren, daß so und so-
viele Pfuscher von Baufirmen Firmentafeln bekom­
men, damit sie gedeckt sind. Sie werden nicht ge­
stohlen, sondern von den Unternehmern den Ar­
beitnehmern zur Verfügung gestellt, damit sie pfu­
schen können. Das sind Tatsachen, die nicht wegge­
leugnet werden können. 

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, ich habe 
schon gesagt, wenn wir zu all diesen Problemen 
Stellung nehmen wollten, müßte man viel, viel mehr 
Zeit haben, und die steht uns leider nicht zur Ver­
fügung. Wenn Herr Landesrat Peltzmann — und 
da gehe ich nur mehr auf e twas ein, um auch bei 
der Statistik zu bleiben — vorhin erklärt hat, daß 
auch das Fleisch teurer geworden ist, ist das für 
uns alle eine Tatsache, die wir hinnehmen müssen. 
Aber eines stimmt nicht, Herr Landesrat, daß der 
Fleischhauer erst dann seinen Preis erhöht, wenn 
die bei ihm Beschäftigten eine Lohnerhöhung von 
13 Prozent erhalten haben. Wenn diese Arbeitneh­
mer durch zwei oder zweieinhalb Jahre keine Lohn­
erhöhung erhalten haben und die Fleischpreise 
aber in den letzten 2 bis 2% J ahren gewaltig ge­
stiegen sind, dann geht die Rechnung nicht auf mit 
der Behauptung, weil die Fleischhauer, die Arbei­
ter also, beimTMeister mehr Lohn gefordert haben, 
sind die Fleischpreise höher geworden, sondern der 
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Fleischpreis ist durch verschiedene Umstände eben 
schon vorher gewaltig hinaufgegangen (Landesrat 
W e g a r t : „Es gibt nicht nur Auftriebstendenzen, 
die von Lohnerhöhungen ausgehen!"), und dann 
sind die Arbeiter im nachhinein mit ihrer Lohnfor­
derung gekommen. (Landeshauptmann K i a i n e r : 
„Du bist schuld und ich bin schuld, alle sind schuld!" 
— Gelächter!) Alle sind schuld. Die Diskussion wäre 
recht interessant, und wir könnten uns da wirklich 
viele Stunden in den Haaren liegen. Es geschieht 
am Verhandlungstisch, wo es um Lohnforderungen 
geht. Dabei kommen wir drauf, wenn man sachlich, 
wohlfundiert verhandelt, wo das größere Ausmaß 
an Schuld liegt? Darüber möchte ich jetzt nicht spre­
chen. Es würde dann zu weiteren Auseinander­
setzungen führen, die wahrscheinlich endlos in die­
sem Hause würden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber doch 
zu einem anderen Problem in aller Kürze Stellung 
nehmen, und zwar zum Kapitel Gruppe 6 Straßen, 
Landesstraßen und Bundesstraßen. Der Herr Lan­
deshauptmann Krainer ist scheinbar hinausgegan­
gen. (Abg. S c h e e r : „Weil er schuld ist, jetzt 
schämt er sich!") Gerade an ihn hät te ich verschie­
dene Wor te zu richten gehabt. Es handelt sich um 
ein ernstes Problem, das wirklich einmal seine Be­
reinigung finden muß. Die Bundesstraße Brück— 
Graz mit dem Abschnitt Peggau habe ich schon seit 
dem Jahre 1962 immer wieder in die Diskussion 
geworfen, und zwar deshalb, weil die Firma Mayr-

"M^nTicT"^^reae i r^^ r^änz"^ ienT^w ' i engeT)Ti ige~ 

Zeiten die Lastkraftwagen ein und bringen den gan­
zen Dreck auf die Straße. Genau das gleiche ist es 
auch mit der Entstaubungsanlage. Die Bewohner­
schaft der Gemeinde Peggau lebt in einem Gebiet, 
in dem nichts Grünes mehr richtig wachsen kann, 
weil sich der Niederschlag aus der Zementfabrik 
dort so festsetzt. Angeblich soll eine Entstaubungs­
anlage eingebaut worden sein, zumindest aber funk­
tioniert sie nicht richtig, wenn das geschehen sein 
sollte. Auch hier als Gegenstück die österreichi­
sche Alpine-Montan-Gesellschaft in Donawitz. Sie 
mußte unter einem ungeheuren Aufwand in ihr 
LD-Stahlwerk eine Entstaubungsanlage einbauen. 
(Landesrat P e l t z m a n n : „Die funktioniert auch 
nicht immer!") Sie funktioniert nur dann nicht, wenn 
sie gerade gereinigt wird, und das dauert immer 
einige Tage. Aber die meiste Zeit des Jahres funk­
tioniert diese Anlage sehr wohl. . 

Und nun, meine Damen und Herren, noch ein 
Wort zu etwas anderem, wenn ich schon dabei bin. 
Wir haben einen Resolutionsantrag eingebracht, und 
zwar handelt es sich dabei um das Straßenstück von 
Hautzendorf—Unterpremstätten zur großen Straßen­
kreuzung in Richtung Lieboch—Lannach—Graz und 
Kaisdorf. Die Bundesstraße über den Tobelbader 
Berg ist im Winter sehr, sehr oft lebensgefährlich 
durch Vereisung, Ich selbst habe schon gesehen, daß 
die Gendarmerie die Straße sperrte, daß z. B. ein 
Unimog der Landesbauernkammer den Versuch un-
ternommen hat, trotz Allradantrieb usw. dort hin-

-UBterzufateenT—uftd-der—W-agen-4st-4iiH-un-teFgesehlit-
liegen se i t J ahren es -zu verhindern-v ersteht, be=--
hördliche Aufträge auch durchzuführen bzw. Auf­
lagen, die ihr erteilt werden, einfach negiert. Die 
Straße wurde im Oktober zum ersten Mal auf dem 
Abschnitt durch das Werksgelände Mayr-Melnhof 
grundiert, von der Bundesstraßenverwaltung. Die 
Bundesstraßenverwaltung hat also scheinbar den 
Kampf aufgegeben, 'daß zuerst die Firma Mayr-
Melnhof das Werksgelände saniert, asphaltiert oder 
von mir aus in irgendeiner anderen Form mit einem 
staubfreien Belag versieht, um dann die Bundes­
straße herzurichten. Es ist der umgekehrte Weg 
gegangen worden. Die Straße wird grundiert, der 
Dreck schwimmt auf dieser Straße bei Regenwetter, 
daß es nicht höher geht, weil links und rechts usw. 
auf dem Werksgelände wie bei keinem anderen 
Unternehmen Österreichs der Dreck herausgeführt 
und hingeschmiert wird. 

Mir ist es unbegreiflich, daß sich ein solches Un­
ternehmen — es gibt größere, denen Auflagen er­
teilt wurden und die auch diesen Auflagen nachge­
kommen sind, und ich verweise hier besonders auf 
die Firma Vogl und Noot, die auch zu beiden Tei­
len der Bundesstraße das Werksgelände hat, die­
ses Werksgelände sauber gemacht hat (Landeshaupt­
mann K r a i n e r : „Die erzeugen aber auch keinen 
Zement!"), ich verweise auf die Alpine in Dona­
witz, die auch die Straße nach Trofaiach in Ordnung 
gebracht hat und darüber hinaus das Werksgelände 
in Ordnung bringen mußte -^ mir ist es, wie ge­
sagt, unbegreiflich, daß ein Unternehmen wie Mayr-
Melnhof, an einer der meist frequentierten Straßen 
Österreichs liegend, es sich er lauben. kann, daß die 
Straße dort ununterbrochen, Tag und Nacht, ver­
schmutzt wird. Bis zur Achse sinken in Tauwetter-

tert über die Böschung und war kaputt. Nun gibt es 
eine Möglichkeit, diesem gefährlichen und so stark 
frequentierten Straßenstück auszuweichen, wenn 
man die Straße von diesem Straßenkreuzungspunkt 
nach Unterpremstätten-Hautzendorf sanieren, aus­
bauen und asphaltieren würde. Es wäre damit der 
gesamte Tobelbader Berg umfahren und eine große 
Anzahl von Kraftfahrzeugen, die oft s tundenlang 
dort oben am Tobelbader Berg stehen muß und nicht 
weiter fahren kann, könnte diese gefahrlose Straße 

'benützen. Ich stelle also hier das Ersuchen an den 
Herrn Landeshauptmann, das Straßenstück von die­
sem großen Knotenpunkt nach Unterpremstätten auf 
raschestem Wege auszubauen und zu sanieren, weil 
dieses Straßenstück auch eine wichtige Entlastung 
für die vor allem an Sonn- und Feiertagen so stark 
frequentierte Tobelbader Staße nach Graz bedeu­
ten würde. 

Als Letztes, Herr Landeshauptmann, auch schon 
seit Jahren erbeten, dringendst erbeten im Namen 
vieler hunderter Pendler, die täglich nach Graz fah­
ren müssen, bzw. auch im Namen der vielen 
Ausflügler, das ist, daß die Straße Steinberg—Rohr­
bach— Hitzendorf dann einen Ring schließen würde, 
wenn auch sie einem entsprechenden Ausbau zuge­
führt werden würde. Ich hoffe doch, daß sie die be­
scheidenen Mittel für dieses kleine Straßenstück im 
Bezirk Graz-Umgebung aufbringen werden. (Landes­
hauptmann K r a i n e r : „Das ist nicht bescheiden, 
das sind 12 Millionen!") Herr Landeshauptmann, der 
Bezirk Graz-Umgebung ist in den letzen Jahren in 
Bezug auf den Straßenbau usw. abgesehen von 
einigen Frostschaden-Sanierungen, sehr stiefmütter­
lich behandelt worden. Ich ersuche also, auch diesen 
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Bezirk Graz-Umgebung nicht zu vergessen. (Landes­
hauptmann K r a i n e r : Der Rechberg ist der teuer­
ste!") (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wor t gemeldet ist der Herr Abg. 
Klobasa. Ich erteile es ihm. 

Abg. Klobasa: Hohes Haus! Der Zustand unseres 
Bundesstraßen-Netzes und noch mehr der der Land­
straßen entspricht trotz aller Anstrengungen und 
Fortschritte in den letzten J ahren nicht den Anfor­
derungen des modernen Verkehrs. Der Bund nimmt 
Milliarden Schilling jährlich aus der Kraftfahrzeug-
Wirtschaft an Steuern ein, gibt aber nicht in dem­
selben Maße die Beträge für den Straßenbau wieder 
aus. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Das ist un­
wahr, das stimmt nicht!") Das erklären Fachleute 
der österreichischen Gesellschaft für Straßenwesen. 
Dies ist aber auch in anderen Ländern so, z. B. in 
West-Deutschland, in Frankreich, in Italien und in 
der Schweiz. In Österreich sind von rund 9500 km 
Bundesstraßen 1000 km noch nicht staubfrei und an­
dere 1000 km frostgefährdet. Der Ausbau der Auto­
bahnen wird nach gegenwärtigen Berechnungen 
rund 20 Milliarden Schilling kosten und eine Bau­
zeit von 18 bis 20 J ahren in Anspruch nehmen. Das 
Land Steiermark darf den t raurigen Rekord für sich 
in Anspruch nehmen, die meisten Verkehrsunfälle 
auf den Straßen registrieren zu müssen. Aus dem 
Bericht einer Tageszeitung entnehme ich, daß das 
Kuratorium für Verkehrssicherheit das steirische 
Straßennetz etwas genauer unter die Lupe genom­
men hat, worauf konstruktive Vorschläge unterbrei­
tet wurden. Trotzdem werden meines Erachtens noch 
immer nicht alle Straßenfallen restlos beseitigt. Ich 
weiß, daß der Wille allein hier nicht maßgebend ist, 
sondern daß auch eine entsprechende Stange Geld 
dazugehört. 

Wenn ich an die gegenwärtig durchgeführten 
Straßenbauten in meinem Bezirk, also im Bezirk 
Feldbach, denke, so muß ich als Nichtfachmann fest­
stellen, daß z, B. in einem Fall kostspielig gebaut 
wird, daß man aber in einem anderen Fall bezüglich 
der Straßensanierung, das heißt Begradigung und 
Umfahrung nicht viel weiter gekommen ist. Die Fol­
ge davon war ein schwerer Verkehrsunfall noch 
während der Bauzeit, bzw. in den letzten Tagen 
noch ein Erdrutsch, bei dem wie durch ein Wunder 
eine Katastrophe ausblieb. Ich meine im ersteren 
Fall den Bau der Straße 66 durch die Klausen nach Bad 
Gleichenberg und im zweiten Fall den Ausbau der 
Bundesstraße 50 von Feldbach nach Fehring. Hat man 
im ersten Fall großzügig geplant und scheute nicht 
r iesige Erdbewegungen, so war man im zweiten Fall 
kleinlich. Man fand scheinbar keine neue Trasse, 
obwohl in keiner Weise ein Hindernis, ausgenom­
men die Grundablöse, vorhanden gewesen wäre. 
Hier wurde meines Erachtens eine Straße ausgebaut, 
die vor 300 Jahren die Türken und Jahrhunderte 
vorher die Magyaren und Hunnen als Karrenweg 
für gut befunden haben mögen. 

Ich glaube nicht, daß die neu ausgebaute Straße 
von Feldbach nach Fehring die Unfallsziffer vermin­
dern helfen wird, eher wird das Gegenteil durch 
Verleiten zum Schnellfahren eintreten. 

In der Budget-Debatte 1961 wurde vom damaligen 
Referenten für das Straßenwesen, Herrn Landeshaupt­
mannstel lvertreter Dipl.-Ing. Udier, geantwortet, 
daß früher, weil nicht verkehrstechnisch richtig ge­
baut wurde, eben mehr mit Wasser gekocht wurde 
als heute. Hohes Haus! Mehrere Jahre spricht man 
schon vom Bau der Umfahrungsstraße der Stadt 
Feldbach. Soweit ich informiert bin, wurden bisher 
drei Trassenführungen um die Stadt genannt und 
man ist jetzt bei einer voraussichtlich endgültigen 
angelangt. Auch hier wäre angebracht, daß man die 
betroffenen Grundbesitzer rechtzeitig auf den kom­
menden Straßenbau aufmerksam machen würde. 
Nach den vorliegenden Plänen wird die Straße 
nördlich der Stadt Feldbach gebaut werden. Und ge­
rade dort bemühen sich viele Arbeiter und Ange­
stellte um ein Grundstück zum Bau eines Eigenhei­
mes. Es wäre daher angebracht, endgültig die Tras-
sen festzulegen und den Betroffenen eine Mitteilung 
zukommen zu lassen, um Mehrkosten und späteren 
Ärger auszuschalten. Abschließend möchte ich, mei­
ne Damen und Herren, den Antrag zwecks Bau der 
Murbrücke in Radkersburg in Erinnerung bringen. 
Die Lösung dieser Frage mit Jugoslawien wird si­
cher dem Fremdenverkehr der Südsteiermark einen 
gewaltigen Auftrieb geben, und wir Abgeordnete 
dieses Hohen Hauses wünschen, daß alle Teile der 
Steiermark in gleicher Weise am Aufbau und Aus­
bau unseres schönen Heimatlandes teilhaben kön­
nen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Herr Abgeordneter Maunz ist am Wort. 

Abg. Maunz: Hohes Haus, verehrte Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, daß ich in der Gruppe 6 
kurz zum Problem der Präbichl-Straße Stellung neh­
me. Der Ausbau der Präbichl-Straße ist ein echtes 
wirtschaftliches Bedürfnis und Anliegen der Bevöl­
kerung von Eisenerz, schon wegen des Erzberges. 
Darüber hinaus haben natürlich die Anrainerge­
meinden und deren Menschen ein ebenso brennen­
des Interesse, daß dieses Straßenstück entschärft wird. 
Durch diese Entschärfung würde das Befahren des 
Präbichl im Sommer wesentlich erleichtert, aber be­
sonders im Winter eine ganz erhebliche und ent­
scheidende Verbesserung bedeuten, sicherlich auch 
Nachwirkungen positiver Natur auf den alpinen 
Fremdenverkehr haben. Der zum Stillstand gekom­
mene Ausbau hat seine Ursache nicht nur in Finan­
zierungsschwierigkeiten, sondern auch in Schwierig­
keiten geologischer Natur, Die Gesteinsart, -Zusam­
mensetzung und -Schichtung auf der geplanten Tras­
senführung hat notwendige Stützungen kostspieli­
ger Art vorausgesetzt. Aus diesem Grunde hat man ge­
änderte Trassenführungen in Erwägung ziehen müs­
sen. Bei der Landesbaudirektion sind derzeit zwei 
neue Projekte in Prüfung und Ausarbeitung. Eines 
dieser Projeke würde mit Einbeziehung der vor­
handenen Notstraße eine Verkürzung der Ausbau­
strecke bedeuten, aber auch eine wesentliche Ver-
billigung von e twa 30 Millionen Schilling zur Folge 
haben. Darüber hinaus steht auch fest, daß die Mög­
lichkeit der Benützung der Erzberg-Straße zur De­
batte steht, wobei die Interessen der Alpine hin­
sichtlich ihrer notwendigen Sturzmöglichkeiten be­
rücksichtigt werden müssen. Ich möchte daher die 
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Feststellung treffen, daß wir obersteirische Abge­
ordnete der ÖVP, und ich lade die Herren Abge­
ordneten vom anderen Couleur herzlich dazu ein, 
daß wir uns diesbezüglich für den weiteren Ausbau 
der Präbichl-Nordrampe einsetzen (Abg. Dipl.-Ing. 
J u v a n c i c : „Da sitzen Sie im Beiwagen! " — 
Abg. L e i t n e r : „Der Herr Landeshauptmann soll 
sein Versprechen einlösen!") 

Zusätzlich noch ein Sonderanliegen: Die soge­
nannte Eisen-Bundesstraße, die Verbindungsstraße 
von Leoben nach Vordernberg im Anschluß an die 
Südrampe des Präbichl, ist im Frühjahr durch die 
auftretenden Frostschäden in einem sehr desolaten 
Zustand, nicht nur, daß der wirtschaftliche Verkehr 
in dieser Richtung sehr bedeutend ist, sind auch 
eine große Anzahl von Schichtarbeitern auf ihren 
Mopeds, Motorrädern und in ihren Autos unter­
wegs, die sich auf dieser Straße in einer eminenten 
Gefahr befinden, Ich möchte Sie hier auffordern, 
diese Straße ehebaldigst einer Sanierung zuzufüh­
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Am Wort ist Herr Abg. Dipl.-Ing. DDr. 
Götz. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Gestatten 
Sie mir, daß ich auf einige Bemerkungen meiner Vor­
redner in aller gebotenen Kürze eingehe. Es hat mich 
gefreut, aus dem Munde desHerrnAbgeordnetenKlo-
basa in der Frage der Unfallpunkte und der Studie, 

- dievom-KfVatisgearbeitet wurde; emeHBestätigung 
zu erfahren. Ich verstehe nur7 nicht ganz, warum 
dann ein diesbezüglicher Resolutionsantrag im Fi­
nanz-Ausschuß keine Unterstützung gefunden hat. 
Eine Reihe von Wortmeldungen wurden eigentlich 
durch das Problem hervorgerufen, das der Herr 
Abgeordnete Loidl im Zusammenhang mit der Stati­
stik aufgezeigt hat. Und ich möchte hier in einem 
Punkt in der wesentlichen Betrachtung doch dem 
Hern Abgeordneten Loidl zustimmen, und zwar in 
der Auffassung, daß die Statistik — und hier darf 
ich auf die Worte, die gestern abends noch der Herr 
Abgeordnete Dr. Moser im Zusammenhang mit der 
Zunahme einiger „Damen" im Bereiche der Wiener 
Innenstadt ausgesprochen hat, hinweisen — daß 
unter diesen „Beruf" auch die Statistik zu subsu­
mieren wäre, weil man mit ihr alles beweisen oder 
alles widerlegen kann. Und wenn heute Herr Lan­
desrat JPeltzmann etwa seine Preis-Lohn-Statistik 
herausgezogen hat, so möchte ich sagen, ich möchte 
die Hausfrau kennenlernen, die sich solange erläu­
tern läßt, daß sie eigentlich billiger einkauft oder 
mehr mit ihrem Geld machen kann. (Landeshaupt­
mann K r a i n e r : „Das hat er nicht gesagt!") Das 
hat er nicht gesagt, aber gemeint, Herr Landeshaupt­
mann. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Nein, nein!" 
— Abg. N i g l : „Aber Herr Abg. Dr. Götz, phanta­
sieren Sie doch nicht!") Wenn auf der anderen Seite 
bei den Dingen, die sehr einfach und sehr klar wirk­
sam sind, nämlich bei den Kartoffeln, beim Speise­
öl, bei den Teigwaren oder bei der Ovomaltine für 
die Kinder, die bekannten Preiserhöhungen vorlie­
gen, die die einzelne Hausfrau spürt, dann kann 
man ihr hundertmal sagen, daß dieser Preisindex 
sich nur verschoben habe. Ich möche damit etwas 
anderes sagen; nicht nur daß die Realität anders 
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aussieht als die abgedruckte Ziffer der Statistik, ich 
möchte auch davor warnen, eine gewisse Selbstge­
rechtigkeit, Selbstgefälligkeit mit den Ziffern der 
Statistik treiben zu wollen. Eine Selbstgefälligkeit 
etwa in der Summe, in der Globalsumme von 604 
Millionen Schilling auf dem Wohnbausektor, eine 
Selbstgefälligkeit in der Frage, daß nun das Land 
Steiermark auf dem Straßensektor das und jenes 
aufgewendet hat. Erstens, meine Damen und Herren, 
das wurde schon mehrmals in diesem Hause gesagt, 
ist es ja doch so, daß es sich hier um eine möglichst 
gute und möglichst zu verantwortende Verteilung 
von Steuermitteln handelt und daher jede Selbstge- : 

fälligkeit von vornherein fehl am Platz ist. Die Mit- ; 
tel für den Straßenbau sind ebenso für diesen Stra­
ßenbau aufzuwenden, wie es die Wohnbaumittel für 
den Wohnbau sind. Da braucht sich gar niemand " 
nun besonders freuen, daß so und soviele Mittel 
tatsächlich aufgewendet worden sind, (Abg. N e u ­
m a n n : „Wir freuen uns trotzdem!") im Gegenteil, . 
man muß sich dei Frage stellen (Landesrat P e 11 z -
m a n n :„Von einer Selbstgefälligkeit spricht ja nie- t 
mand, wir können sagen, das haben wir gemeinsam 1 
erreicht!") Gut, dann sind wir schon etwa in dersel­
ben Linie. (Landesrat P e l t z m a n n : „Sie schließen j 
sich von der Gemeinsamkeit aus, wenn es Ihnen 
paßt und dann kommen Sie wieder dazu!") Es ist, : 
Herr Landesrat, eine Art der Selbstgefälligkeit, 
wenn hier aufgezählt wird, so und soviel für die 
Zwecke. Ja, meine Damen und Herren, das ist klar 
bei-dem-BudgeVdas-wir habenT-Aber das^st-janoeh 

"immer kein Grund7die~Dmgeln dieser Form "heraus-
zubringen. Denn in Wirklichkeit ist das Wohnbau­
problem ebensowenig wie das Straßenbauproblem 
in den Ziffern und Zahlen zu erfassen. Das gleiche 
gilt für die Bereiche der Wildbachverbauung. (Lan­
deshauptmann K r a i n e r : „Das ist eine interes­
sante Philosophie!") Ich komme gleich darauf zu 
reden, Herr Landeshauptmann, wenn Sie noch ein 
Stückerl Zeit haben. Die Frage der Wildbachver­
bauung, die Frage der Katastrophenhilfe: Sie haben 
— weil Sie gerade einen Zwischenruf getätigt haben 
— in der Fragestunde vom 19. Oktober auf unsere 
Anfrage hin, ob Sie bereit sind; die Katastrophen 
des Jahers 1965, die Hochwasserkatastrophen mit 
einem Hochwasserkatastropheh-Entschädigungsge-
setz in geordnete und richtige Bahnen zu bringen — 
und ich habe damals ausdrücklich gesagt, daß das 
nicht nur eine Frage der Summe ist, sondern eine 
Frage, ob der einzelne Betroffene einen Rechtsan­
spruch hat oder nicht — diese Frage ausdrücklich 
mit einem Nein beantwortet. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : Und ich bleibe bei diesem Nein, Herr 
Kollege, Sie körinen herumstieren, wie Sie wollen, 
und Sie können Behauptungen aufstellen, wie Sie 
wollen, ich bleibe dabei!") Und ich bleibe dabei, es 
zu bedauern, denn es hat sich bereits am 29. 11. her­
ausgestellt (Landeshauptm'ann K r a i n e r : „Völlig 
verzerrt! Vieles davon ist erlogen, das wurde in der 
Zwischenzeit bereits amtlich festgestellt!") Das wol­
len wir einmal abwarten. Ich bin davon überzeugt, 
daß es eine Reihe von Fällen gibt, wo sich heraus­
stellen wird, wie auch bei anderen Entschädigungen 
zwangsläufig herausstellen wird, daß - bei Mangel 
eines Rechtsanspruches es eben zu Unzulänglichkei­
ten auf allen Gebieten kommen wird. (Landeshaupt-
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mann K r a i n e r : „Das ist graueste Theorie!" — 
Abg. Dr. R a i n e r : „Ohne Geld gibt es keine ge­
setzlichen Regelungen!") Wenn zehn Leute im glei­
chen Ausmaß betroffen sind, erwarten diese zehn 
Leute, daß sie im gleichen Ausmaß entschädigt wer­
den. (Abg. Dr. R a i n e r : „Das geschieht ja auch!") 
Herr Abgeordneter, eben nicht. Denn wenn das ge­
schehen würde, dann gäbe es ja nicht so und so viele 
Fälle, die mit Recht erklären, bei gleichem Schaden, 
bei gleicher Grundgröße sehr unterschiedlich ent­
schädigt worden zu sein. Das ist eine Tatsache, die 
ja über den Kreis dieses Landtages hinausgeht. 
(Abg. D r . R a i n e r : „Es gibt ja bei gesetzlichen Re­
gelungen auch Unzufriedene!" — Glockenzeichen 
des Präsidenten.) Herr Abgeordneter, sind Sie mir 
nicht bös, man kann nicht als Vorbild etwa jenes 
Bundesgesetz nehmen, das mein Kollege Scheer zi­
tiert hat, wo also dann die Punkte und Beistriche in 
Form einer Novellierung erneuert werden. Es gibt 
ja auch Gesetze, wenn wohl nicht praktisch, so doch 
theoretisch, die den tatsächlichen Bedürfnissen weit 
näher kommen, als es viele Gesetze tatsächlich tun. 
Das zur Frage der Entschädigung. Ich möchte aber 
dennoch feststellen, um also nicht nur in der Kritik 
zu bleiben, daß es mich freut, daß in dieser Frage 
zumindest ein Resolutionsantrag Annahme gefun­
den hat, wobei man nur hoffen kann, daß dieser 
Resolutionsantrag, der sich mit der Frage der Wild-
bachverbauung beschäftigt, mehr wird als nur ein 
Blatt Papier. 

Im Zusammenhang mit dem Straßenbau — wie 
überhaupt im gesamten Bauwesen, — wurde die 
Frage aufgeworfen, wie es denn möglich sei, die 
wirtschaftlich größten Schwierigkeiten zu beseitigen, 
die durch die Winter-Arbeitslosigkeit, aber auch 
noch durch andere Impulse in der Bauwirtschaft be­
dingt werden. Wenn ich diese „anderen Impulse" 
e twa von Seiten der öffentlichen Hand her beleuch­
te, die ja sicherlich ein maßgeblicher Auftraggeber 
der Bauwirtschaft ist, dann muß ich sagen, daß sich 
die Unzulänglichkeiten des jährlichen Budgetierens, 
ja zu Teil der Unsinn, natürlich auch auf dem Bau­
sektor auswirken muß. Wenn die öffentliche Hand 
erst zu Beginn eines neuen Jahres — jede einzelne 
Abteilung — klare Ziffern darüber hat, wie es pla­
nen kann, um welche Beträge sie Arbeiten aus­
schreiben kann, dann ergibt sich ein Bild, das ja all­
gemein bekannt ist: daß nämlich in den Beginn der 
echten Bau-Saison hinein nun eine absolute Fülle 
der öffentlichen Ausschreibungen kommt, was 
zwangsläufig Jahr für Jahr zu einer Steigerung der 
Preise führt und eine zweite Steigerung der Preise 
kommt dann noch einmal gegen Ende des Jahres , 
wenn nämlich im September oder Oktober festge­
stellt wird, daß das Budget doch in diesen und jenen 
Positionen bestimmte nicht ausgeschöpfte Ansätze 
bietet und es kommt dann zu einer zweiten Aus­
schreibungswelle (Landeshauptmann K r a i n e r : 
„Das ist graueste Theorie!") Nein, nein, Herr Lan­
deshauptmann, das ist nicht nur Theorie, sondern 
das ist leicht beweisbar und das ist auch sehr leicht 
zu ändern. (Abg. Dr. R a i n e r : „Wie wollen Sie 
das denn ändern?") Ich gebe zu, daß es schwieriger 
wäre, e twa einen Umbau oder sagen wir, einen Ein­
bau einer Fertigteilindustrie auf dem Bausektor als 
Ausweiche für die Wintermonate zu schaffen, weil 

hier doch eine große Differenz in den rein fachlichen, 
handwerklichen Voraussetzungen gegeben ist. Aber 
die Frage des Bau-Konzeptes über mehrere J ahre 
hinweg, das ist, glaube ich, eine Frage, die durch­
aus zu lösen ist. (Abg. Dr. R a i n e r : „Dreijährige 
Baulose sind normal!") Die Frage von Verträgen — 
und ich darf das vielleicht besonders betonen — von 
Firmenverträgen auch über längere Zeit hinweg, 
würde zumindest bedeuten, daß die Geräte-Nach­
schaffung, von der heute einmal die Rede war, auch 
in einem bestimmten, gesicherten Zeitabstand eine, 
sagen wir, vorhersehbare Abschreibung, eine vor­
hersehbare Abnützung und Auswertung rechtfertigt. 
Wenn wir den Autobahnbau z. B. hernehmen, Herr 
Landeshauptmann, dann werden Sie feststellen, daß 
etwa auf dem Sektor des Grundbaues und des Dek-
kenbaues durchaus nicht diese klaren Vorstellungen 
geherrscht haben, und daß eine ganze Reihe von 
Firmen sich bewußt einer Spezialisierung entziehen 
mußten und die Tiefbaugeräte, die sie im ersten 
Jahr mit hohen Krediten mit hohen, belastenden 
Quoten angeschafft haben, im nächsten Jahr nicht 
oder nur schlecht ausgenützt waren. (Zwischenruf: 
„Das ist ja ihr Risiko, sollen wir ihnen das auch 
zahlen?") Ich glaube, daß es doch nicht so schwierig 
sein kann, wenn man es schon selbst nicht zusam­
menbringt, e twa sich an den Ländern wie z. B. Ame­
rika — nicht hinsichtlich der Größenordnung aber 
wohl hinsichtlich der Arbeitseinteilung und der Vor­
ausplanung — ein Beispiel zu nehmen. Es ist doch 
kein Kunststück, zu sagen, daß ich die Abstände und 
die Ausschreibungen, statt sie auf ein Jahr oder auf 
ein Baulos oder nur auf einen Teil zu beschränken, 
auf eine längere Zeit vorausplane, so daß die betref­
fende Firma weiß, daß sie mit diesen und jenen neu 
anzuschaffenden oder bereits angeschafften Geräten 
mit einem Auftrag oder einer Aufgabe über jene 
bestimmte Zeit betraut ist, in der sie jene Maschi­
nen abzuschreiben hat. (Abg. Dr. R a i n e r : „Für 
die Firmen wäre es angenehm, dann könnten wir 
aber nicht mehr ausschreiben oder nur einmal in 
zehn Jahren!") Nehmen wir also einmal die Aus­
schreibungen, wenn Sie es so haben wollen, nennen 
wir die Dinge doch beim Namen. Es ist doch nicht so, 
daß heute der Wunsch der Firmen, der zweifellos 
gegeben wäre, sich zu spezialisieren, durch die Pra­
xis der Ausschreibungen bei uns gefördert wird. Im 
Gegenteil. Die Firma, die sich z. B. auf dem Gebiet 
des Tiefbaues spezialisieren will, steht vor der Si­
tuation, ein Jahr später zur Füllung einer Lücke sehr 
wohl wieder in den Hochbau hineinzusteigen, wäh­
rend auf der anderen Seite die Hochbaufirma ge­
zwungen wird, wieder in den Tiefbau einzusteigen. 
(Landeshauptmann K r a i n e r : „Sie dürfen nicht 
vergessen, wir sind ein kleines Land! Wenn Sie das 
nicht beachten, ist alles was Sie sagen nur Theo­
rie!") Eben deshalb, Herr Landeshauptmann, hätten 
wir ja mehr als ein großes Land Grund, uns um die 
Frage der Spezialisierung der Aufträge zu kümmern. 
Das ist absolut naheliegend und nachweisbar. (Abg. 
R a i n e r : „Da fehlt Ihnen noch die Erfahrung, Herr 
Kollege!") Ja, sehr. Ich bin auch unerhört dankbar, 
Herr Abgeordneter, daß Sie mich aufklären. Aber 
wenn wir schon von der Frage reden, dann darf ich 
immerhin sagen, daß ich jedenfalls auf bautechni­
schem Gebiet die Erfahrungen habe, die Sie mir 

12 
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jetzt durch ihre Zwischenrufe 'so gerne vermitteln 
möchten. (Abg.- Dr. R a i n e r : „Aber nicht in der 
Praxis!") Dann erzählen Sie uns doch einmal etwas 
aus Ihrer Praxis, Herr Dr. Rainer! 

Dazu möchte ich jetzt aber noch etwas sagen, weil 
Sie so von der Theorie und der Praxis reden. Dann 
nehmen wir doch die Theorie und die Praxis auf 
dem Wohnungssektor her. Ich glaube, es war die 
Frau Abg. Jamnegg, die die Forderung aufgestellt 
hat, und die unbestrit ten ist, die Forderung nach 
familiengerechten Wohnungen. Kein Einspruch, im 
Gegenteil! Das ist durch die tatsächliche Situation 
mehr als berechtigt. Aber wie schaut diese theore­
tische Forderung in der Praxis aus? Es sieht so aus, 
daß wir heute e twa für einen m2 des sozialen Wohn­
baues — ich nenne hier bewußt einen Durchschnitts­
wert, weil j a zwischen einem Wohnungswiederauf­
bau, einem Bau aus dem Bundes-Wohn- und Sied­
lungs-Fonds oder aus der Landes-Wohnbauförde-
rung ein sehr großer Unterschied besteht — daß 
also ein solcher — nicht weiter von der Gemeinde 
oder vom Bauherrn geförderter — Quadratmeter so­
zialen Wohnraumes mit Betriebskosten e twa auf 
IL—, 12.—, 13.—, ja zum Teil 14.— Schilling kommt. 
Das heißt, daß die Standardkleinwohnung, jene nicht 
familiengerechte Wohnung, heute eine monatliche 
Belastung von 700.—, 750.—, 800.—, 850 Schilling 
darstellt. Nun wird diese Belastung heruntergesetzt 
dadurch, daß ewa die Gemeinden (Abg. J a m n e g g : 
„Daher Subjektförderung, die wir j a auch fordern!") 
bestimmte Lasten Übernehmren. Auch bei der Sub­

Interessenten, mit denen ich persönlich gesprochen 
habe. Die erse Antwort ist: „Wir möchten ja gerne, 
aber wir können heute nur eines, entweder können 
wir den Grund erwerben, oder wir können mit un­
seren Eigenmitteln ein Eigenheim bauen. Beides zu­
sammen bringen wir nicht fertig." Und wenn Sie 
sich die Preise anschauen, ist es kein Wunder. Denn 
auch am Rande eines Siedlungsgebietes, nicht nur 
in Graz haben Sie Grundpreise von 50, 60, 100 Schil­
ling pro m2 zu zahlen. Dann brauchen Sie sich nur 
ausrechnen, daß Sie Mindestbebauungsgrößen von 
der Baubehörde vorgeschrieben bekommen, die min­
destens auch wieder bei 800 bis 1000 m2 l iegen, und 
daher ist die Fragestellung entweder — oder gege­
ben. Ich will mich nicht einlassen, Frau Abg. Egger, 
ich lade Sie hiemit, nachdem schon so viele Einla­
dungen hier erfolgt sind, gerne ein, einmal in ir­
gendeiner Woche zu den vorsprechenden Wohn­
parteien zu kommen, um selbst zu sehen, daß das 
die Probleme sind, die leider im Vordergrund ste­
hen (Abg. E g g e r : „Die Probleme schon, aber die 
Wege derLösung sind anders!" — Abg. N i g 1 : „Ein 
Wohnbaukonzept muß errichtet werden!" — Landes­
rat B a m m e r : „Um die Subjektförderung ist es 
sehr ruhig geworden!") Herr Abgeordneter, ich neh­
me gerne zur Kenntnis, daß Sie auf die Vorlage 
eines solchen Konzeptes warten. Ich darf Ihnen 
gleich ein paar Möglichkeiten sagen. Darf ich viel­
leicht dazu feststellen, wobei ich nicht die steirische 
Landesregierung zitieren möchte, aber soweit mir 
bekannt i s t rha t die österreichische Bundesregierung 

j ek t fö rde rung ergibt sich die Tatsache,-daß i ü r die 
verbleibenden 60 % bis e twa 40 % Eigenmittel, 
Bausparkassenmittel, in i rgendeiner Form eine Son­
derfinanzierung gesucht werden muß. (Abg. E g g e r : 
„Es gibt auch andere Möglichkeiten der Subjektför­
derung!") Dazu möchte ich weiter sagen, daß auf 
dem Gebiete der Gemeiden oder der Bauherren na­
türlich bei der Grundbeistellung, bei den Aufschlie­
ßungskosten eine Senkung möglich ist. Aber ich darf 

1 Ihnen ebenso die Tatsache entgegenhalten, daß wir bei 
rund 5000 Wohnungssuchenden Familien — etwa in 
der Landeshauptstadt Graz — heute als schwierigstes 
Problem die Aufgabe zu lösen haben, für die wirk­
lich Bedürftigsten Tauschpartner zu finden, weil der 
größte Teil dieser Familien nicht mehr in der Lage 
ist, eine aus dem sozialen Wohnbau in der bisheri­
gen Form entstandene Wohnung tatsächlich zu be­
ziehen. Das ist leider Gottes eine sehr reale, sehr 
bedauerliche, aber ebenso sehr ernste Tatsache. 
Ebenso ist es eine sehr ernste Tatsache, daß es heu­
te auf dem ganzen Gebiet Wohnbauproblem doch 
Privilegien in größter Art gibt und Nichtprivile­
gierte und daß zu den Nichtprivilegierten, zu de­
nen, die in erster Linie darunter leiden, vor allem 
jene jungen Familien oder jene künftigen Ehepart­
ner gehören, die eine Familie gründen wollen, die 
nicht im Genuß einer Mieterschutzwohnung stehen, 
die nicht die Möglichkeit haben, eine solche auf dem 
Erbweg zu erreichen, sondern die nur die Möglich­
keit offen haben, sich selbst eine Wohnung zu be­
schaffen oder ein Eigenheim zu bauen. Ich bin per­
sönlich sehr der Auffassung, daß der Eigenheimge­
danke gefördert gehört, aber, schauen Sie, auch hier 
sind es keine theoretischen Überlegungen, sondern 
praktische Erfahrungen mit Hunderten von solchen 

ITilTTÖsung dieses, Problems bis zum, 31, Dezember 
1964 zugesagt gehabt. Geschehen ist nichts. (Dipl.-
Ing. S c h a 11 e r : Weil die Roten dagegen waren!" 
— Dr. R a i n e r : „Es ist ja monatelang verhandelt 
worden!") Ja, die Frage ist nur, daß ein Konzept, 
Herr Abgeordneter Rainer, wenn man sagt, wir ha­
ben zwar eines, aber die anderen sind dagegen, da­
her können wir gar nichts machen, letzten Endes 
nichts nützt. Da möchte ich doch der Meinung sein, 
daß es zumindest einmal jene Probleme zu lösen 
gäbe, die heute glaube ich, sogar zwischen den Re­
gierungsparteien zu lösen wären. Etwa: Es besteht 
meines Wissens nach Klarheit darüber, daß niemand 
besonders gerne die nebeneinander bestehenden 
Fonds sieht, aber über eine Zusammenlegung wird 
keine Einigung erzielt. Es besteht Klarheit darüber, 
daß durch die augenblickliche Situation besonders 
bei den Althäusern, durch die jetzt-bestehende An­
wendung des § 7 des Mietengesetzes es dazu 
kommt (Abg. Dr. R a i n e r : „Reden Sie zu den So­
zialisten! Wir kennen die Geschichte!"— Präsident: 
„Ich bitte, den Redner ausreden zu lassen!") daß mit 
der Erhöhung des § 7 des Mietengesetzes effektiv 
Altwohnungen wesentlich teurer kommen — es sind 
hier 35-, 40fache Erhöhungen, als besteingerichtete 
Neuwohnungen. Es kommt der dritte Punkt dazu, 
auch der ist nicht auszuhalten auf die Dauer, die 

- Tatsache, daß Tausende, in der Steiermark Zehhtäu-
sende, in ganz Österreich voraussichtlich Hundert­
tausende —. eine genaue Untersuchung liegt nicht 
vor, bzw. die, die vorliegt, stimmt nicht — von 
Wohnungen leerstehen. Ich möchte Ihnen offen sa­
gen, ich bin ein absoluter Gegner, ein Problem so 
zu lösen,, daß man sagt: „Ich habe nichts, du : hast 
was, daher nehme ich es dir weg." Aber ich bin 
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ebenso ein absoluter Gegner, daß heute auf dem 
Rücken von wirklich zehntausenden Familien in 
Elendslöchern eine prinzipielle Frage ausgetragen 
wird, die letzten Endes ihren Niederschlag in der 
Früherkrankung von Kleinkindern, in Zehntausen­
den von geschiedenen Ehen hat. Und wenn heute 
sich jemand den Luxus leistet, e ine Wohnung leer­
stehen zu lassen, so gebe ich zu, daß er vielleicht 
durch die gesetzliche Lage gezwungen wird, etwa 
durch die Lage, daß er keinen Mietvertrag länger 
als sechs Monate frei vereinbaren kann, weil dann 
automatisch die Bestimmungen des Mietengesetzes 
in Kraft treten, weil diese 6-Monatfrist ein gesetz­
licher Irrsinn ist, aber nach wie vor wirkt, daß er 
sich deshalb sagt, ich habe eine 12jährige Tochter, 
und ich habe eine Wohnung, und ich habe eine Mie­
terschutzwohnung, und weil diese 12jährige Tochter 
einmal heiraten wird, lasse ich die Wohnung sechs 
oder sieben oder acht oder zehn Jahre leerstehen, 
aus was für Gründen, ist ja klar, weil ihm die 
Wohnung billiger kommt, als wenn er dann seiner 
durchaus ernst zu nehmenden und gerechtfertigten 
elterlichen Versorgungspflicht nachkommt. Aber hier 
müßte man doch einschreiten können und müßte 
auch dafür sorgen, daß er freiwillig, aber doch be-
dachtaehmend auf die unerhörte Not anderer Men­
schen dieses Recht, das er heute hat, zugunsten der 
sozial Bedürftigen auch nützt. Ich meine daher nicht, 
diese Wohnungen anzufordern, wohl aber meine ich, 
sie einer bestimmten Besteuerung zu unterziehen, 
die den einzelnen Verfügungsberechtigten dazu 
zwingt, leerstehenden Wohnraum für Wohnzwecke 
zur Verfügung zu stellen. Denn eines, meine Damen 
and Herren, darf man nicht übersehen. Es ist das 
nicht nur eine Frage der Wirtschaft. Es ist das nicht 
nur eine Frage jener 5000 in Graz, jener vielleicht 
30.000 Familien in der Steiermark, sondern es ist 
das eine der vordringlichsten sozialen Fragen, die 
überhaupt denkbar sind. Denn man kann nicht vom 
Wohlstand, man kann nicht von einer Konjunktur 
und was weiß ich reden, wenn daneben und am Ran­
de dieses Wohlstandes, am Rande dieser Konjunk­
tur Familien nur aus dem Wohnungsproblem heraus 
ohne eigenes Verschulden einfach — gestatten Sie 
mir den Ausdruck — vor die Hunde gehen. Dann 
haben wir alle miteinander die Pflicht, weil sich 
sonst überhaupt der Gedanke und der Begriff einer 
Gemeinschaft selbst ad absurdum führt, diesen 
Menschen und diesen Familien zu helfen, und wenn 
es mit e twas Schmerzen verbunden ist, dann, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, auch mit etwas 
Schmerzen, die jedenfalls geringer sind als die 
Schmerzen jener, die in gesundheitsschädlichen Lö­
chern hausen müssen und zusehen müssen, wie ihre 
Kinder erkranken und wie ihre Ehen zugrunde ge­
hen. Das, meine Damen und Herren, glaube ich, soll­
te auch zum Problem Wohnbau neben den Ziffern 
gesagt werden. (Beifall bei der FPÖ und SPÖ.) 

Präsident: Das Wort hat Frau Abg. Lendl. 

Abg. Hella Lendl: Hohes Haus! Ich will mit eini­
gen kurzen Sätzen drei Straßen im Bezirk Mürzzu-
schlag in Erinnerung bringen. • 

Die erste Straße ist die Straße Mürzsteg-Nieder-
alpl. Im August des heurigen Jahres wurde der Ge­

meinde Mürzsteg durch den Herrn Landeshauptmann 
mitgeteilt, daß der weitere Ausbau der Niederalpl-
Straße im Jäher 1965 nicht möglich ist. Gleichzeitig 
wurde jedoch zugesichert, daß der Ausbau — es 
handelt sich um 1 km Länge — für das J ah r , 1966 
gesichert ist und auch berücksichtigt wird. Dieses 
Straßenstück führt durch ein bebautes Wohngebiet, 
ist sehr eng und auch die Schneeräumung ist arg 
behindert. Da die Niederalpl-Straße aber auch für 
die Zufahrt nach Mariazell übermäßig beansprucht 
wird, ist es dringend notwendig, den restlichen Aus­
bau dieses 1 km-Stückes durchzuführen und ich bitte 
die bereits gemachte Zusage im Jahre 1966 einzulö­
sen. 

Für die Gemeindestraße Dorf Veitsch — Groß 
Veitsch — Pretal — Turnau wurde seit dem. Jahre 
!955 bereits viermal, und zwar in den Jahren 1956, 
1957, 1961 und 1965 ein Antrag eingebracht, diese 
Gemeindestraße als Landstraße zu übernehmen. Es 
wäre dies die kürzeste Verbindung des mittleren 
Mürztales mit Mariazeil, hat einen sehr s tarken 
Durchzugsverkehr aufzuweisen, der auch im beson­
deren dem Fremdenverkehr dient. Da Veitsch kei­
nen Bahnanschluß hat, ist ein großer Zubringer­
dienst von Industrie-, forst- und landwirtschaftlichen 
Produkten zur Bahnstation Mitterdorf notwendig. 
Dieser Zubringerdienst geht weit über die örtlichen 
Interessen hinaus. Die Beanspruchung, die den Cha­
rakter einer Gemeindestraße weit übersteigt, kann 
einer Gemeinde nicht zugemutet werden. Für die 
betroffene Gemeinde entsteht dadurch eine finan­
zielle Belastung, welche auf die Dauer nicht zu tra­
gen ist. Nachdem der erste Antrag bereits zehn Jah­
re zurückliegt und der Personen- sowie der Last­
wagenverkehr ständig in erhöhtem Maße zunimmt, 
bitte ich, die Übernahme der erwähnten Gemeinde­
straße als Landesstraße einer Regelung zuzuführen. 

Zur Umfahrung Mürzzuschlag wurde im Jahre 
1962 von mir die Anfrage gestellt, bis zu welchem 
Zeitpunkt mit dieser Umfahrung von Mürzzuschlag 
zu rechnen sei, bzw. sie in Angriff genommen wird. 
Ich erhielt damals die Antwort, daß das Detailpro­
jekt voraussichtlich 1964 fertiggestellt sein wird. 
Der Verkehr durch die Stadt hat ein Ausmaß ange­
nommen, das in Zukunft nicht mehr zu bewältigen 
sein wird. Der ganze Straßenverkehr von Wien und 
Niederösterreich und auch aus dem Burgenland nach 
Graz bzw. Jugoslawien, nach Kärnten und Italien, 
aber auch nach Mariazeil und in die Erholungs- und 
Schi-Gebiete der Steiermark geht durch unsere Stadt. 
Bei der Durchfahrt gibt es keine Ausweich- und kei­
ne Parkmöglichkeiten. Es kommt zu Stauungen, die 
für den Kraftfahrer nicht angenehm sind, aber sie 
gefährden auch den Fußgänger, vor allem aber die 
Kinder auf dem Schulweg, da ein überqueren der 
Straße unmöglich ist. Ich bitte daher, alles zu unter­
nehmen, daß der Baubeginn dieser Umfahrungsstra­
ße Mürzzuschlag als vordringlich behandelt wird. 
(Beifall.) 

3. Präsident Koller: Als nächster Redner hat der 
Abg. Aichholzer das Wort. 

Abg.AichhOlzer: Hohes Haus! Für Flußregulierung 
ist wieder ein ansehnlicher Betrag eingebaut, und 
zwar um eine Million Schilling mehr als im Vorjahr. 

12* 
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Das ist sehr erfreulich. Aber durch die immer weiter 
fortschreitende und für die Landwirtschaft sicherlich 
bedeutende und zu begrüßende Regulierung unserer 
Flüsse entstehen.auch Nachteile. So sind z. B. durch 
die Regulierung des Mittellaufes der-Sulm und der 
Laßnitz Verkürzungen der Flußläufe eingetreten 
und darum ist der Raum um Leibnitz mehr gefähr­
det. Es wurden im heurigen Katastrophenjahr drei­
mal Überflutungen festgestellt, die an die Hochwas-t 
sermarken des 25-jährigen Hochwassers heranrei­
chen. Es wäre daher angebracht, da ja auch in Zu­
kunft derartige Überflutungen nicht ausgeschlossen 
werden können, einen Hochwasser-Warndienst bei 
den drei Flüssen Kainach, Laßnitz und Sulm einzu­
richten, damit wenigstens die Bevölkerung rechtzei­
tig vor dem herannahenden Hochwasser gewarnt 
wird. 

Außerdem ersuche ich Sie, Herr Landeshauptmann, 
Ihr Gewicht in die Waagschale zu legen, daß die 
beiden Flüsse Sulm und Laßnitz auch im Unterlauf 
reguliert werden, damit der Raum um Leibnitz von 
dieser Hochwassergefahr befreit wird. 

Meine Damen und Herren! Noch einige Worte 
zur Verkehrslage im südlichen Grenzland. Nach dem 
Zusammenbruch im Jahre 1918 und der damit ver­
bundenen Auflösung des großen Wirtschaftsraumes 
der Monarchie wurde zwischen Spielfeld und Rad­
kersburg die Mur zur Grenze zwischen den zwei neu 
geschaffenen Staaten Österreich und Jugoslawien. 
Diesüdhchste Eisenbahnstrecke unseres Landes ver-__ 

-lor damit^ite^interlan^r^faBd^sfeaafitBtaBB-K-r"a4---

Staaten. Die Güterfracht, die ehemals auf unseren 
Strecken befördert wurde, wird nun am Rande 
außerhalb unseres Staates über Murska Sobota ge­
leitet. Um diese Fracht zurückgewinnen zu können, 
wäre es erforderlich, eine eigene Tarifpolitik zu be­
treiben und außerdem eine schnelle Beförderung zu 
gewährleisten. 

Meine Damen und Herren, um eine schnellere 
Verkehrsverbindung im südsteirischen Raum und 
darüber hinaus zu gewährleisten und die Verkehrs­
bedingungen an das Niveau der internationalen 
Verkehrslage heranzuführen, wäre es unbedingt er­
forderlich: 

1. die in Frage stehende Elektrifizierung von Graz 
nach Spielfeld weiter fortzusetzen, 

2. im Zuge der Elektrifizierung der Strecke Graz — 
Spielfeld das zweite Gleis wieder zu errichten, vor 
allem, damit der Reiseverkehr und im besonderen 
der Arbeiter- und Schülerverkehr beschleunigt wür­
de, 
3. den Einsatz von Schnelltriebwagen auf der Strek-
ke Radkersburg—Graz, die die Reisezeit erheblich 
verkürzen und eine bessere und schnellere Verbin­
dung zwischen dem südlichsten Grenzland und der 
Hauptstadt schaffen würde und 
4. die Errichtung der Eisenbahnbrücke zwischen Rad­
kersburg und Oberradkersburg. Vielleicht könnte 
diese mit der Straßenbrücke kombiniert errichtet 
werden,-solch« -Beispiele gibt es -schon;—da—damit 
nicht nur füF^TTGüter-, sondern auchjfur den KeT-~ 
severkehr weite Gebiet erschlossen und eine inter­
nationale Verkehrsverbindung hergestellt werden 
könnte. Besonders im Hinblick darauf, daß Radkers­
burg ja zu einem Fremdenverkehrsgebiet erschlos­
sen werden soll, ist es auch erforderlich, die Ver­
kehrsmöglichkeiten zu verbessern. 

Ich fordere daher die hohe Landesregierung auf, 
bei den zuständigen Bundesstellen, dem Verkehrs-, 
vor allem aber auch dem Finanzministerium zu er­
wirken, daß (Landeshauptmann K r a i n e r : „Zu­
ständig ist das Verkehrsministerium, nicht das Fi­
nanzministerium! Fängst auch schon an zu plau­
schen.") daß diese für das gesamte südsteirische 
Grenzland unbedingt erforderlichen Vorhaben zur 
Durchführung gebracht werden. 

Ein weiters Kapitel, zu dem ich Stellung nehmen 
muß, ist die Bundesstraße Spielfed—-Graz, Herr Lan­
deshauptmann. Obwohl diese Straße im heurigen 
Jahr mit einem neuen Belag versehen wurde, ist 
sie dem steigenden Verkehr fast nicht mehr gewach­
sen, weil sie zu schmal ist. Der Güerverkehr verla­
gert sich immer mehr von der Schiene auf die Stra­
ße. Die schweren Kühlwagen, Silowagen und die 
Tankzüge beherrschen die Verkehrsflächen und be­
hindern den Reiseverkehr, besonders aber im Som­
mer den Urlaubsverkehr. Meine Damen und Her­
ren! Wir müssen den Mut haben, den Transport der 
Massengüter von der Straße weg wieder der Schie­
ne zuzuführen,.wo er hingehört, damit er den Ver­
kehr auf der Straße nicht zum Erliegen bringt. Wenn 
das nicht möglich ist, dann müßte im südlichen Raum 
der Steiermark daran gedacht werden, die heutige 
Straße in eine breite Schnellstraße, Europastraße ge­
nannt, rechtzeitig einzuplanen und auch zu bauen, 

h e r : „und das zweite Geleise!") "und die "seinerzeit 
für den Großraum geplanten Verkehrswege wurden 
zu einer Sackgasse. Durch Kampfhandlungen im 
Zweiten Weltkrieg wurde dann sowohl die Straßen­
brücke als auch die Eisenbahnbrücke in Radkersburg 
vollkommen zerstört. Für den Straßenverkehr wur­
de zwar eine' behelfsmäßige Brücke errichtet, die 
Eisenbahnbrücke wurde jedoch vollkommen abge­
tragen. Die Bahnhöfe Radkersburg und Ober-Rad-
kersburg sind daher auf beiden Seiten der Grenze 
zu Endbahnhöfen geworden. 

Vor dem Ersten Weltkrieg war die Strecke der 
Südbahn Wien—Triest eine der meist befahrenen 
Strecken und große Mengen von Gütern wurden auf 
dieser Strecke befördert. Die Verbindungslinie Spiel­
feld—Radkersburg—Luttenberg nach Friedau dien­
te nicht nur dem Reiseverkehr, sondern vor allem 
der Erschließung des reichen Ägrargebietes beider­
seits der Mur und Drau. Außerdem hatte diese 
Strecke Anschlußmöglichkeiten über Polstrau nach 
Ungarn und über Varasdin nach Agram und Bel­
grad. In den Zwanziger jähren entstand in diesem 
Gebiet auch wieder ein reger Grenzverkehr. Nach 
Beendigung des Zweiten Weltkrieges und durch die 
Normalisierung der zwischenstaatlichen Beziehun­
gen war und ist wie auch in anderen Gebieten ein 
stets steigender Güter- und Reiseverkehr zwischen 
Österreich und Jugoslawien zu verzeichnen. Dies 
insbesondere auf der Strecke Graz—Laibach—Rije-
ka. Entgegen dem früheren Verkehr fallen jedoch 
heute die Oststaaten für den Güterumschlag' auf 
dieser Strecke fast vollkommen aus. Es entwickelte 
sich im Osten ein eigener großer Wirtschaftskörper, 
genannt Comecon und im Rahmen dieses Körpers 
auch ein sehr günstiger Eisenbahntarif für diese 
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da sonst die südliche Steiermark wiederum den An­
schluß an die Mittelsteiermark verliert, weil die 
Autobahn etwa in der Höhe von Graz durchgezo­
gen wird und dadurch der Anschluß an das übrige 
Verkehrsnetz verlorengehen würde. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Zagler hat das 
Wort. 

Abg. Zagler: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! Ich habe mich zum Kapitel 6 aus einigen Grün­
den gemeldet, aber ich möchte vorerst kurz Stellung 
nehmen zum Wohnungsbau, und zwar, zur Eigen­
heimsiedlung. Der Herr Kollege Neumann hat die 
Eigenheimsiedlung besonders hervorgehoben, und 
ich muß feststellen, daß in unserem Raum Köflach 
fast 1000 Eigenheimsiedler sind. Die größte Schwie­
rigkeit da besteht wohl in der Grunbeschaffung. 
Und wenn im Raum Köflach- der Quadratmeter 
Grund ca. zwischen 20 und 60 Schilling kostet (Lan­
deshauptmann K r a i n e r : „Ist die Alpine so 
teuer?"), dann muß ich feststellen, daß dann in den 
schrecklichsten Gegenden Gründe abgegeben wer­
den, an Forstarbeiter und verschiedene Menschen, 
die nicht fachkundig sind, weitergegeben werden 
zum Preis von 40 Schilling. Nicht nur die 40 Schil­
ling sind es, sondern, das sind doch Gründe, die erst 
aufgeschlossen werden müssen, dadurch verteuert 
sich der Bau ohnedies um vieles. Wenn ich dann 
an einen Forstarbeiter denke, der jahrzehntelang 
sparen muß, um überhaupt sich dann so ein Fleckerl 
Grund für ein besseres Wohnen zu erwerben, so 
muß ich feststellen, das grenzt etwas an Preiswucher 
in der Beschaffung des Grundeigentums für die 
Eigenheimsiedlung. Auch unsere Aufgabe als Abge­
ordnete müßte hier tatsächlich diejenige sein, diese 
Angelegenheit wirklich so zu regeln, daß auch der 
ärmere Mensch in der mittleren Lage die Möglich­
keit hat, durch nicht übertriebene Grundpreise zu 
einem Wohnhaus, zu einem Eigenheim zu kommen. 
Dies wären kurz meine Ausführungen zur Eigen-
heimsiediung. 

Ich möchte weiters einige Wünsche unseres Be­
zirkes bekanntgeben. Sie sind zwar schon alt, ich 
habe sie schon durch Jahre hindurch hier in diesem 
Hohen Hause, meine Damen und Herren, immer zum 
Ausdruck gebracht. In erster Linie glaube ich, ist es 
notwendig, für unser weststeirisches Revier die 
Autobahn so schnell wie möglich hinzubringen. Wir 
werden ja dann in der Gruppe 7 noch darauf zurück­
kommen. Weiters hätte ich eine tatsächlich drin­
gende Bitte, die Landesstraße von Köflach nach St. 
Martin zumindestens bis zum Gasthaus Sagwölket 
staubfrei zu machen. Die Verbauung in diesem Tal 
schreitet immer mehr fort. Es sind dort bereits 20 
Familien wohnhaft, wo man in Eigenregie tatsächlich 
vom Land aus die Staubfreimachung forcieren kann. 
(Landeshauptmann K r a i r i e r : Das haben wir schon 
im letzten Jahr abgesprochen!") Versprochen und 
nicht bekommen. Ich richte an Sie wieder die Bitte, 
Herr Landeshauptmann, Ihr Wort einzulösen. (Lan­
deshauptmann K r a i n e r : „Die Frostschäden sind 
in dem Fall des Entscheidende!") Und weiters ist 
ebenfalls eine sehr stark frequentierte Straße die 
Gemeindestraße zwischen Köflach und Piber, in de­

ren Mitte das Gestüt Piber mit unseren Lippizanern 
liegt, das von bis zu 150.000 Fremden jährlich be­
sucht wird. Sie ist eine Straße, die weit über eine 
Gemeindestraße hinausgeht, wurde jetzt von der 
Stadt Köflach ausgebaut. Durch den Ausbau dieser 
Straße, um den Fremdenverkehr zu fördern, ist die 
Köflacher Gemeinde in ziemliche finanzielle Notlage 
geraten, dazu noch die Schlammkatastrophe, so daß 
wir tatsächlich einen nominalen Schaden von 270.000 
Schilling an Straßen haben. Und hier möchte ich 
ebenfalls meine Bitte an Sie richten, Herr Landes­
hauptmann, für diese Straße, die weit über eine Ge­
meindestraße hinausgeht, einen Zuschuß zu gewäh­
ren. 

Das wäre mein Wunsch. Ich möchte noch kurz an­
schneiden die Flußregulierung in den Gemeinden 
Lobming und Kowald, besonders in der Gemeinde 
Lobming, wo eine Siedlung fast jährlich zwei- oder 
dreimal überschwemmt wird. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Da hätte man halt keine Siedlung hin­
bauen dürfen!") Das ist eine Notwendigkeit, dort 
eine Regulierung durchzuführen. Damit, meine Da­
men und Herren, hätte ich meine Wünsche in die­
sem Hause zur Gruppe 6 dargelegt. (Beifall.) 

3. Präsident: Als nächster Redner hat der Herr 
Abgeordnete Feldgrill das Wort. 

Abg. Feldgrill: Hoher Landtag, meine Damen und 
Herren! Bereits im vorigen Jahr habe ich gebeten, 
die Bundesstraße Graz—Brück so auszubauen, daß 
der rasch ansteigende Verkehr zwischen dem ober­
steirischen Industriegebiet und der Landeshauptstadt 
Graz bewältigt werden kann. Ich erhebe die Bitte 
neuerlich, denn der Verkehr auf dieser Strecke wird 
immer dichter, langsamer und gefährlicher. Mit Dank 
erwähne ich den rasch fortschreitenden Ausbau der 
Rechbergstraße, weil diese Straße die günstigste 
Verbindungsstrecke zwischen der Oststeiermark und 
zwischen dem mittleren Murtal darstellt und weil 
außerdem durch diese Straße ein reizvolles Frem­
denverkehrsgebiet und das ideale Schigebiet auf der 
Teichalpe erschlossen wird. Die Straße Übelbach-
Neuhof und die Straße Hitzendorf—Stiwoll wären 
ebenfalls staubfrei zu machen. 

St. Pankratzen, der Pfarrort in der Gemeinde 
Gschnaidt ist einer der wenigen Orte in der Steier­
mark, der bisher über keine einzige Landesstraße 
anzufahren ist. Ich bitte, hier die Gemeindestraße 
Abraham—St. Pankrazen, die etwa 4V2 km lang ist, 
als Landesstraße zu übernehmen. 

Und nun zum Kapitel „Wohnungsbau" im Hinblick 
auf die Einheitswerte. Der Landes Voranschlag 1966 
sieht in der Gruppe 6, „Bau-, Wohnungs- und Sied­
lungswesen" Gesamtausgaben von 317 Millionen 
Schilling vor, das ist ein Siebentel der Ausgaben 
des ordentlichen Budgets für das Jahr 1966 und 
stellt gegenüber dem Jahre 1965 eine Erhöhung von 
rund 36 % oder 88 Millionen Schilling im ordentli­
chen Haushalt dar. Dadurch wird weidlich unter Be­
weis gestellt, daß das Land Steiermark dem Bau von 
Wohnungen größte Beachtung schenkt und die 
höchstmögliche finanzielle Unterstützung gewährt. 
Die Gesamtwohnbauförderung in der Steiermark 
erforderte in den Jahren 1948 bis 1965 rund 5,3 Mil-
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l iarden Schilling. Es wurden damit 67.900 Wohnun­
gen gebaut, und zwar auf fünf Sektoren: 

1. Wohnungswiederaufbau 

2. Bundes-Wohnungs- und Siedlungs-Fonds 

3. Wohnbauförderung 1954 

4. Landes-Fonds 1948 und 

5. Sonderwohnbau-Programm 1962. 

Von diesen 67.900 Wohnungen entfallen auf 20.678 
Einzelsiedler rund 880 Millionen Schilling Förde­
rungsbeträge. Vom Bundes-Wohnungs- und Sied­
lungs-Fonds wurden außerdem 1787 'Einzelsiedler 
gefördert, also insgesamt 22.465. Das ist rund ein 
Drittel aller geförderten Wohnungen in der Steier­
mark. Es ist erwiesen, daß die Förderung der Ein­
zelsiedler durch die öffentliche Hand die weitaus 
günstigste darstellt, weil mit den gleichen öffentli­
chen Mitteln unter Einbeziehung bedeutender Eigen­
mittel die doppelte Anzahl von Wohnungen gebaut 
werden kann und so die Wohnungsnot schneller be­
seitigt werden kann. 

Noch wichtiger jedoch erscheint mir die Tatsache, 
daß dadurch echtes Eigentum geschaffen und auf 
breitester Bevölkerungsbasis die Eigentums-Streu­
ung herbeigeführt wird. Derselbe Streuungseffekt 
von Eigentum wird auch beim Bau von Eigentums­
wohnungen erzielt. Dies soll jedoch nicht zur An­
nahme verleiten, daß ich der Errichtung von Genos­
senschafts- und Gemeinde-Wohnungen nicht die ge-

_bjffirendje„An£riejiniirigieira^ 

Grundvermögen und für die unbebauten Bauplätze 
aus, wogegen bei der Grundsteuer A, Land- und 
Forstwirtschaft, geringfügigere Erhöhungen zu er­
warten sind. 

Leider haben im Zusammenhang mit der Ausfül­
lung der Formulare für die Besteuerung viele Men­
schen nicht richtig erfaßt, worum es dabei gegangen 
ist oder haben diese Formulare nicht sorgfältig aus­
gefüllt. Es ergaben sich daher für die Finanzämter 
teilweise unvollkommene oder, ich möchte fast sa­
gen, auch unrichtige Berechnungsgfuhdlagen. Als 
dann die Bescheide den Steuerpflichtigen zugingen, 
hatten viele von ihnen die Auswirkung noch nicht 
erfaßt, denn viele Menschen lesen alles, was von 
der Steuer kommt, nur oberflächlich durch, verste­
hen diese Sachen oft gar nicht und haben daher 
geglaubt, daß der Steuermeßbetrag die zu zahlende 
Grundsteuer sei. D ie . Grundsteuer wird jedoch bei 
der Grundsteuer A mit 400 %, das ist das Vierfache 
und bei der Grundsteuer B mit 420 %>, das ist das 
4,2-fache des Steuer-Meßbetrages von den Gemein­
den eingehoben. Erst als die Bescheide, die Grund­
steuer-Bescheide der Gemeinden den Steuerpflichti­
gen zugemittelt wurden, haben diese bemerkt, wie­
viel Grundsteuer sie zu zahlen haben. 

Ich möchte jetzt in aller Kürze, um Ihre Zeit nicht 
zu lange in Anspruch zu nehmen, einige Beispiele 
anführen: Ein Eigenheimbesitzer, das ist jeweils die 
Grundsteuer B, zahlte am 1. 1. 1956 529 Schilling, er 
zahlte nach dem 1. 1. 1963 2746 Schilling. Das ist 
keine besondere Erhöhung.' Ein 'Einfamilienhaus 

Hohes Haus! Nun erlaube ich mir, auf die neuen 
Einheitswerte und die daraus resultierenden Bela­
stungen einzugehen. In weitesten Kreisen der Be­
völkerung hat die Errechnung der neuen Einheits­
werte Unruhe oder auch Bestürzung aufgelöst. (Abg. 
L e i t n e r : „Auch dafür ist der Finanzminister ver­
antwortlich!") Die Einheitsbewertung wurde in den 
Kriegsjahren 1939/1940 in der damaligen Ostmark 
neu eingeführt und hat die bis dahin geltende Be­
steuerung nach dem Katastral-Reinertrag abgelöst. 
Warum im Jahre 1945 im wiedererstandenen Öster­
reich dieses für unsere Verhältnisse und unser 
Land unpassende Bewertungsgesetz nicht außer 
Kraft gesetzt wurde, ist mir nicht bekannt. Es hät te 
durch ein modifiziertes Gesetzeswerk, das sowohl 
den Ertrag als auch den Wer t berücksichtigt, ersetzt 
werden müssen. Hohes Haus! Die_ erhöhten Einheits­
werte wirken sich nicht nur auf die Grundsteuer, 
sondern auch auf die Vermögenssteuer, auf die Bo­
denwertabgabe, die Erbschaftssteuer, die Schen­
kungssteuer und auf die Einkommen bei pauscha­
lierten landwirtschaftlichen Betrieben aus. Das Be­
wertungsgesetz 1955 mit der Novelle 1963 bezeichne 
ich als eigentumsfeindlich, denn es legt der Bevöl­
kerung große Mehrbelastungen auf. Die von Finanz­
minister Dr. Schmitz seit mehr als einem Jahr ver­
folgten Bemühungen, eine Milderung und Beseiti­
gung dieser Härten herbeizuführen, haben in der 
Novelle vom 30. 6. 1965 teilweise ihren Nieder­
schlag gefunden. Die Wurzel allen Übels im Bewer­
tungsgesetz, der Begriff „Gemeiner Wert" , konnte 
allerdings nicht beseitigt werden. 

Die neuen Einheitswerte wirken sich besonders 
nachteilig bei der Grundsteuer B, das heißt für das 

ebenfalls in der Grundsteuer Bezahlte 146-Schilling 
und jetzt 1260 Schilling. Das ist bereits das Neunfa­
che. Ein Einfamilienhaus A-B, das heißt, es gehörte 
seinerzeit dem Forst- und Landwirtschaftsvermö­
gen zu und jetzt dem Grundvermögen, zahlte per 
1. 1. 1956 32.90 Schilling und er zahlt per 1. 1. 1963 
753.86, das ist fast das 23-fache. Das Paradestück 
aber, möchte ich sagen, ist ein landwirtschaftliches, 
unbebautes, aber immer noch landwirtschaftlich ge­
nütztes Grundstück, das derzeit zur Steuergruppe A 
zählt, deshalb, weil der Eigentümer dieses Grund­
stückes, das er auf dem Erbwege bekommen hat, 
kein Land- und Forstwirt ist und daher nicht haupt­
beruflich als Land- und Forstwirt gewertet wird, 
weshalb sein Vermögen also zur Grundsteuer-Grup­
pe B zählt. Dieser Fall ist der mir bekannte höchste 
in der Steiermark. Es handelt sich dabei um 1,41 ha 
Acker und Wiese im Gebiet von Frohnleiten. Dieser 
Grund war früher mit 7800 Schilling Einheitswert 
bewertet und der Besitzer, der noch dazu ein A-
grar-Ingenieur in Wien und über dieses Steuerwe­
sen gut informiert ist, zahlte 49.92 Schilling. Er 
zahlt nach dem neuen Einheitswert per 1. 1. 1963 
das Hundertachtunddreißigfache, nämlich 6913.20 
Schilling. 

Der Anständigkeit halber möchte ich auch noch 
ein gegenteiliges Beispiel zitieren. Ein über 100 Jah­
re altes Haus in Frohnleiten, dessen Eigentümer die 
Formulare beherrschte und sie in jeder Hinsicht 
vorbildlich ausgefüllt hat, ha t früher 167 Schilling 
bezahlt. Er zahlt jetzt 109 Schilling. 

Ich möchte auf ein weiteres Problem aufmerksam 
machen, und zwar sind das die alten Miethäuser, 
die dringendst reparaturbedürftig sind, kleinste 
Grundflächen haben und auf Grund der Mindestbe-
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Wertung nicht unter Vir des Gemeinwertes einge­
schätzt werden können. Der Grund und Boden bei 
solchen den Grund entwertenden alten Gebäuden 
muß aber als unbebaut berechnet werden und dar! 
nur mit 7/io des Verkehrswertes eingesetzt werden. 
Hier ergibt sich die Fragewürdigkeit der Bewertung 
gegenüber der Praxis. Hierzu kommen in diesem 
Falle noch die wirtschaftlichen Hemmungen, die 
durch zusätzliche mietenrechtliche Bestimmungen 
und Erschwernisse bei solchen Althäusern eintreten. 
Hier wird das Erträgnis nicht mehr besteuert, son­
dern bereits die Substanz angegriffen. Die Erhöhun­
gen betragen im Durchschnitt bei Einfamilienhäu­
sern das 2V2- bis 4fache, bei Eigentums- und Miet­
wohnungen das 2V2- bis lOfache und bei unbebau­
ten Grundstücken und Bauplätzen das 5- bis 15fache, 
im Durchschnitt. Die Gründe hiefür sind teilweise 
auf die lange Zeitspanne der Einheitswertfeststel­
lung, das Wachstum der Orte und Städte und auf 
die inzwischen erfolgte Aufschließung zurückzufüh­
ren. Meine Damen und Herren, ich habe mir noch 
die Arbeit gemacht, einen kurzen Auszug aus einer 
Gemeinde hinsichtlich der Grudsteuerpflicht auszu­
arbeiten. In einer Gemeinde mit 700 Grundsteuer­
pflichtigen gibt es 100 Grundsteuerpflichtige der 
Gruppe A, das sind Land- und Forstwirte, die zah­
len 44.000 Schilling Grundsteuer. In der Gruppe B, 
das sind Einfamilienhäuser, die unbebauten Grund­
stücke, die Mietwohnhäuser, also auch alle Mieter 
miteinbezogen, sind 600 Steuerpflichtige, und diese 
600 Steuerpflichtigen zahlen 508.000 Schilling Grund­
steuer. Ich frage daher: Warum protestieren die 
sonst so lautstarken Mieterverbände im Interesse 
ihrer Mieter nicht gegen diese unerhörte Erhöhung. 
Ist es vielleicht hier so, daß die großen Ortsgemein­
den und Städte deshalb, weil sie Appetit auf mehr 
Grundsteuer haben, diese Mieterschutzverbände 
zum Kurztreten veranlassen? (Abg. H e i d i n g e r : 
„Das ist eine neue Version!" — Abg. I l e s c h i t z : 
„Da hat er den Mieterbund gemeint!") Warum ha­
ben eine Reihe von Großgemeinden in der Steier­
mark die erhöhten Einheitswerte der Grundbesteu­
erung bereits am 1. 1. 1963 zugrunde gelegt (Abg. 
H e i d i n g e r : „Stadtgemeinde Hartberg, überra­
gende ÖVP-Mehrheit: 1. 1. 1963!" — Landesrat 
B a m m e r : „Weil die soviele Aufgaben haben und 
Geld brauchen!") und warum haben sie nicht vom 
freien Ermessen Gebrauch gemacht und diese er­
höhte Grundsteuer erst ab 1. 1. 1965 vorgesehen? 
Landesrat B a m m e r : „Sie sitzen doch in einer Ge­
meinde, die eine Schule braucht und immer wieder 
um Geld jammert!" — Abg. Hans B r a n d 1 : „Nicht 
mit zweierlei Maß messen!") Und warum hebt die 
große Gemeinde Wien, die größte Hausbesitzerin 
Österreichs, diese erhöhten Grundsteuern schon ab 
1. 1. 1963 und nicht, wie sie es auf Grund der No­
velle 1965 könnte, erst ab 1. 1. 1965 ein? (Landesrat 
B a m m e r : „Wien hat eben so viele Aufgaben als 
Großgemeinde!") Aber, Herr Landesrat, warum die­
se Aufregung? Sie ist ja nicht notwendig. (Landes­
hauptmannstel lvertreter DDr. S c h a c h n e r - B l a -
z i z e k : „Für 60 % ist das in Wien besser!" — Lan-
desrat B a m m e r : „Für andere Gemeinden auch!" 
— Abg. I l e s c h i t z : „Er läßt sich so belehren!") — 
3. Präsident: Ich bitte, den Redner fortfahren zu las­
sen.") Ich möchte feststellen, daß es in der Steier­

mark eine Großgemeinde gibt, die diese erhöhte 
Grundsteuer ab 1. 1. 1963 vorgeschrieben hat und 
die sich dann auf Grund von Vorhaltungen herbei­
gelassen hat, diese Grundsteuer wieder zurückzu­
zahlen. (Abg. H e i d i n g e r : „Ja, alles gibt es!") 
Hoher Landtag! Ich möchte hier aufzeigen und fra­
gen, wie kann dieser Situation abgeholfen werden? 
Es hat keinen Sinn, hier zu polemisieren, (Landesrat 
B a m m e r : „Späte Erkenntnis!") wenn man nicht 
auch Vorschläge bereit hat, wie könnte man eine 
solche Sache s teuern oder wie könnte man ihr ab­
helfen. 

Ich habe mir einige Gedanken darüber gemacht. 
Was können die Gemeinden zur Milderung tun? 

1. Sie können die erhöhten Grundsteuermeßbeträge 
erst ab 1. 1. 1965 wirksam werden lassen. Die mei­
sten Gemeinden in der Steiermark tun das. Ich möch­
te das dankbar feststellen. 

2. Geringere Hebesätze zu beschließen, wodurch 
die zu zahlende Grundsteuer erträglicher würde. 

3. Was kann das Land zur Milderung tun? Jenen 
Gemeinden die Bedarfszuweisungen weiterhin voll 
auszahlen, die von der Möglichkeit, die Hebesätze 
zu senken, Gebrauch machen. 

4. Was wird vom Ministerium erwartet? Die in 
Rechtskraft erwachsenen Bescheide von Amts we­
gen herab- und neu festzusetzen, so daß sie im all­
gemeinen die zwei- bis dreifache Erhöhung nicht 
überschreiten würden. Die beeinspruchten und in. 
der Zwischenzeit vielleicht herabgesetzten Bescheide 
ehestens den Steuerpflichtigen zuzumitteln, wodurch 
diese dann in Form von Gutschriften sich Beträge 
ersparen würden und nicht so hoch weiterzahlen 
brauchten. Die Freibeträge und Freigrenzen bei den 
betroffenen Steuern zu valorisieren und Progressio­
nen entsprechend zu senken. Ich verweise auf ein 
Beispiel. Die Bodenwertabgabe, die am 15. 12. i960 
beschlossen wurde, hat zuerst eine Freigrenze von 
10.000 Schilling für den Besitzer eines unbebauten 
Grundstückes vorgesehen. Diese Freigrenze wurde 
bereits nach etwa einem Jahr auf 50.000 Schilling 
und am 30. 6. 1965 in der 2. Novelle zum Bewer­
tungsgesetz auf 100. 000 Schilling hinaufgesetzt. Das 
ist eine wirkliche Erleichterung für jene Leute, die 
sich Bauplätze gekauft haben und in der Zwischen­
zeit etwas ausschnaufen müssen und dann erst mit 
dem Bau beginnen können. Das 5. aber und das 
Wichtigste erscheint mir, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, daß wir uns bemühen, das Bewer-
tungsgesetz in seiner Gesamtheit zu verändern. Ich 
kann Ihnen hier mitteilen, daß ich vor ungefähr 
drei Wochen den Herrn Finanzminister Dr. Schmitz 
persönlich in dieser Frage angesprochen habe und 
er mich ausdrücklich auch dazu ermächtigte, zu sa­
gen, daß er einer Änderung dieser Gesetzesmaterie 
in der Hinsicht zustimme, daß nicht nur der Wert , 
also der Verkehrswert — sprich gemeiner Wer t —-, 
sondern auch das Erträgnis, das heißt der Ertrag 
mitberücksichtigt wird. Meine Damen und Herren 
im Hohen Hause, ich bitte sie sehr, die Bemühungen 
zu einer Änderung dieses Bewertungsgesetzes zu 
unterstützen, weil Sie damit ein Anliegen der ge­
samten österreichischen Bevölkerung unterstützen 
und vertreten würden. (Beifall bei der ÖVP.) 
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3. Präsident: Als nächster Redner ha t der Herr 
Abgeordnete Ing. Koch das Wort . 

Abg. Ing. Koch: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Leitner hat erklärt, daß der Herr Landeshauptmann 
Krainer den Bezirk Deutschlandsberg bevorzugen 
würde. Ich darf Ihnen berichten, Herr Abgeordneter 
Leitner, daß wir in Deutschlandsberg der letzte Be­
zirk waren, der eine staubfreie Straße zur Landes­
hauptstadt erhalten hat. Ich würde auch empfehlen, 
Herr Abg. Leitner, die Herren Regierungsmitglieder 
für solche einseitige Bevorzugungen nicht anzuge­
hen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Straße ist die Voraussetzung jeder wirtschaftlichen 
Entwicklung, und überall dort, wo wir keine Bahn­
anschlüsse haben, ist die Straße von besonderer Be­
deutung, und sie wird dort geradezu zur Existenz­
frage. Wir haben eine Reihe solcher Gebiete unmit­
telbar in der Südweststeiermark entlang der Staats­
grenze. Dieses Gebiet ist auch wirtschaftsgeogra­
phisch denkbar ungünstig gelegen, und dort haben 
auch die Leute mit besonderen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Für dieses Gebiet müßten wir bevorzugt 
den Ausbau der restlichen Bundes- und Landesstra­
ßen fördern. Hätte dieses Gebiet nicht seit 1945 ge­
zielt eine Grenzlandförderung erhalten, würde die 
Grenzlandabwanderung nicht zurückgehalten wer­
den, können. Ich- -darf- also noch -einmal- eingangs_ 

—schon—erwiirmerrr~drf-marr-dTeses^ 
Schließung besonders bevorzugt. 

Wir haben in den drei Bezirken Leibnitz, Deutsch­
landsberg und Voitsberg besondere Wünsche, und 
zwar ist der große Straßenzug nach Kärnten, die So-
bother Straße, die Hauptschlagader. Sie ist zu einem 
Drittel bereits fertig, und sie ist als modernste Stra­
ße ausgebaut und spielt dazu die größte Rolle für 
das südweststeirische Grenzgebiet; diese Straße soll 
unserem Gebiet nach ihrer Vollendung j a auch 
einen wirtschaftlichen. Aufschwung bringen. Sie 
führt ja von Kärnten in die Steiermark, verbindel 
also das Seengebiet mit dem Weinland, und führt 
der Staatsgrenze entlang Richtung Arnfels—Leut-
schach und wird eine Verlängerung nach Straß, 
Mureck und Radkersburg und auch nach der Ost­
steiermark aufschließen. Wir können nur hoffen und 
wünschen, daß diese Straße, wie bereits vom Herrn 
Landeshauptmann und vom Herrn Staatssekretär 
Kotzina erwähnt, in e twa vier J ahren fertiggestellt 
werden kann. Wir bitten darum, mit aller Macht da­
für zu sorgen, daß dieses Werk verwirklicht werden 
kann. Die Zusicherung, daß man auch die Kärntner 
anhalten wird, diese Straße in Angriff zu nehmen, 
ist auch eine erfreuliche Tatsache. Dieser große Stra­
ßenzug wird auch zur wirtschaftlichen Belebung wei­
test gehend bei tragen können. 

Zu einer weiteren Straße, und zwar zur Bundes­
straße 76, die am Radipaß beginnt und über Wies 
—Schwanberg—Deutschlandsberg—Stainz nach der 
Landeshauptstadt führt, wäre zu sagen, daß das 
Stück vom Radipaß bis nach Aibl instandgesetzt 
werden müßte, weil wir in der Hoffnung leben, daß 
es dem Herrn Landeshauptmann gelingen wird, die­
sen Radipaß als dortigen Zollübergang schon für 

die nächste Saison durchsetzen zu können. Auch 
dieses Projekt wird eine weitere Belebung für un­
ser Gebiet bringen. Es müßte diese Straße natürlich 
auch instandgesetzt werden, die Steilstücke von 
23 °/o und mehr aufweist. Vielleicht ließe sich da et­
was verbessern. 

Diese Bundesstraße 76 ist in ihrer Länge von 
Wies weg bis Graz in modernster und schönster 
Ausführung bis auf das Stück Eibiswald—Wies, 
dessen Projekt ja auch für nächstes Jahr bereits 
vorgesehen ist, so daß dieser Straßenzug auch bis 
zur Landeshauptstadt ein schöner und moderner 
sein wird. 

Aber an dieser Stelle liegen noch einige sehr be­
achtliche Verkehrsfallen. Eine davon ist die von 
Fraüenthal. Diese Durchfahrt in Frauenthal setzt sich 
ja aus sieben bis acht Verkehrsfallen zusammen. 
Es sind dort gefährliche Kreuzungen, drei enge 
Brücken, enge Kurven und alles mögliche. Gerade 
im Sommer haben wir in Frauenthal durch das dor­
tige Bad oft 3000 bis 4000 Besucher, die natürlich 
die Durchfahrt besonders gefährden. 

Wir sind uns dessen bewußt, daß diese Umfah-
rund sehr viel Geld kostet, aber auf Grund ihrer 
Dringlichkeit dürfen wir doch bitten, so rasch wie 
möglich auch dieses Problem in Angriff zu nehmen. 

Die Umfahrung Stainz ist ebenfalls eine sehr wich­
tige Angelegenheit auf diesem großen Straßenzug. 
Nur wäre dort nach Möglichkeit zu versuchen, 
nach" de r " westlichen Seite hin die - Umfahrung—zu -

machen und nicht nach der östlichen, weil sonst 
alle Schwerfuhrwerke nach dem Sauerbrunngraben, 
von den Steinbrüchen und Sägen wieder durch den 
Ort fahren müßten. 

Das wären in großen Zügen die Hauptwünsche an 
den Bundesstraßen. Nur einer wäre noch zu erwäh­
nen, und zwar ist das der Johngraben, der ungefähr 
seit zehn Jahren uns allen als Rutsch-Stelle bekannt 
ist, und der allen Bewohnern dieser Gegend schon 
zum großen Ärger wird, weil man an diese Ge­
schichte nicht ernstlich herangeht. Ich glaube, daß 
man dort auch mit einfacheren technischen Mitteln 
diese Strecke sanieren könnte, eventuell mit einem 
Stahlrost oder ähnlichen Dingen. Wir dürfen also 
auch bitten, diese Stelle in Angriff zu nehmen. 

Von den Landesstraßen erscheint uns die große 
Querverbindung von Gündorf über Prilstergräben-
Glemsfätten nach F lor ian— Xässelsdörf — Stainz — 
Hochstraß bis herüber nach Krottendorf eine der 
wichtigsten zu sein. Sie verbindet die vier Täler, das 
Laßnitztal, das Sulmtal, das Saggautal, das Kainach­
tal und die drei Bezirke. Es sind zwar in diesem 
Budget zwei Millionen drinnen, aber sie werden bei 
weitem nicht reichen, an dieser großen Straßenfüh­
rung diese Dinge alle instandzusetzen. Ich darf da­
her einige von ihnen, die mir besonders dringend 
erscheinen, gesondert aufzählen: das sind die Be-
lagserneuerungen auf der Strecke Florian—Lassels-
dorf—Ünterbergla—Gleinstätten bis zum Prilstergra-
ben. Es ist auch auf diesem Straßenzug noch die 
Verbreiterung über die Hochstraße ein sehr wesent­
licher Punkt. Es ist j a bereits begonnen worden und 
man bemüht, sich hier, fortzusetzen und vor allem 
die Verkehrsfalle im Ort Guntersdorf nach Möglich-
i e i t zu umgehen. 
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Die Staubfreimachung der Straßen Schwanberg— 
St. Anna und Stainz—Engelweingarten—Salegg be­
dürfte der Fertigstellung. 

Die Landstraße 180, die Hebalmstraße, wurde ja 
heuer bis zur Landesgrenze fertiggestellt. Sie weist 
eine sehr beachtliche Straßenbreite von Kloster bis 
zur Landesgrenze von e twa 5 m auf. Der erste Teil 
dieser Straße bis Kloster weist auch eine Reihe von 
beängstigenden engen Stellen auf, die man doch sa­
nieren soll, nachdem gerade auch diese Straße nach 
Beendigung des Kärntner Stückes außerordentlich 
s tark frequentiert werden wird. 

Die Landesstraße 181 Trahütten—Glashütten ha t 
eine wirtschaftliche Entwicklung ungeahnten Aus­
maßes bewirkt. Seit dem Ausbau dieser Straße ist 
eine Reihe großer und moderner Fremdenverkehrs­
betr iebe mit großer Bettenanzahl, Schihütten, Bun­
galows und a t traktiver Gaststätten entstanden. Tau-
sende von Fahrzeugen sind an schönen Tagen dort 
zu finden. Die zweite Saison ist ein besonderer 
wirtschaftlicher Vorteil. Die Grundstückspreise sind 
seit Bestehen dieser Straße auf das Zehn- bis Fünf­
zehnfache dort gestiegen. Leider sind ebenfalls auch 
an dieser Straße einige Verkehrsengen und gerade 
die große Frequenz dort läßt die Sanierung dieser 
Straßenstücke sehr dringend erscheinen. Ich möchte 
schon bitten, daß das auch so rasch als möglich in 
Angriff genommen wird. Der weitere Ausbau dieser 
Straße ist ein besonderer Wunsch. 

Als besonders dringender Straßenübemahms-
wunsch wäre die Straße St. Lorenzen—Rotwein zu 
nennen. Die. unmittelbare Grenzlandgemeinde Rot­
wein besitzt nicht einmal so viel Geld, die Straße 
im Winter schneefrei halten zu können. Wir müssen 
entweder die Schule dort schließen oder bei s tarkem 
Schneefall per Hubschrauber die Bevölkerung dort 
versorgen. 

Im Bezirk Leibnitz sind außer den genannten Stra­
ßenstücken noch folgende zu nennen: 

die Straße 138, St. Nikolai—Wolfsberg, die Stra­
ße 131, St. Veit a. Vogau nach Labuttendorf-Heins-
dorf und die Straße 163, Kleinklein—Maierhofen. 

Im Bezirk Voitsberg ist der Ausbau der Gaberl­
straße ein besonderer Schwerpunkt. Das Gaberl ist 
ja zu einer Fremdenverkehrsat traktion geworden 
und wird nun sehr stark umgebaut. Diese Straße ist 
natürlich auch wirtschaftlich von außerordentlicher 
Bedeutung, weil sie j a das ganze südweststeirische 
Gebiet mit dem oberen Murtal verbindet. Eine ver­
hältnismäßig rasche Fertigstellung kann dann er­
wartet werden, wenn mit Nachdruck getrachtet wird, 
daß die nicht unerheblichen monetären und techni­
schen Schwierigkeiten dort überwunden werden 
können. Die Fertigstellung der Straße Söding— 
Geistthal—Stübing ist als Verbindung mit dem Mur­
tal ebenfalls von besonderer Bedeutung. Eben­
falls ist auch die Straße Teigitschgraben—Hierz-
mannsperre wichtig. Ich darf auch noch erwähnen, 
daß der Herr Kollege Zagler aufgeworfen hat, daß 
die Straße von Köflach nach dem Lippizanergestüt 
Piber von der Gemeinde Köflach mit beachtlichen 
Mitteln ausgebaut worden ist. Ich könnte mir vor­
stellen, daß die Landesregierung, auch der Herr Lan­

deshauptmann, zu bewegen sein würde, der Ge­
meinde dort einen entsprechenden Zuschuß zu ge­
ben. 

Zusammenfassend darf ich nun an den Herrn Lan-
desbaureferenten, Herrn Landeshauptmann Krainer, 
folgendes Ersuchen richten: 

1. den möglichst raschen Ausbau der Autobahn, 
welche unserem Gebiet einen weiteren wirtschaftli­
chen Aufschwung bringen wird, mit allem Nachdruck 
zu betreiben, 

2. die aufgezählten Straßenwünsche so zu berück­
sichtigen, daß die Fertigstellung raschest erfolgen 
kann, 

3. zur Entlastung der Straßen den Bau der Pipeline 
durch unsere Südweststeiermark zu betreiben und 
alle Möglichkeiten zur Errichtung einer Raffinerie 
zu prüfen. 

Zu Schluß sei noch allen jenen gedankt, dem Lan-
desbauamt und allen jenen Männern, die bei Wind 
und Wet ter für unsere Verkehrssicherheit auf den 
Straßen bei Tag und Nacht sorgen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

3. Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis Punkt 
14.30 LThr. Als erster Redner hat dann der Herr Abg. 
Dipl.-Ing. Juvancic das Wort. 

Unterbrechung der Sitzung: 13.10 Uhr. Fortsetzung 
der Sitzung: 14.30 Uhr. 

3. Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Dipl.-Ing. Ju­
vancic das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Juvancic: Meine Damen und Her­
ren! Hohes Haus! Wenn ich in dieser Gruppe zu An­
gelegenheiten des Straßenbaues einige Ausführun­
gen machen darf, möchte ich doch in erster Linie 
Ihnen, meine Damen und Herren, über ein Problem 
berichten, über das schon sehr viel geschrieben, ge­
sprochen, aber noch mehr versprochen wurde. Es 
handelt sich um den Ausbau der Präbichl-Nordram-
pe. ü be r die Bedeutung dieses Ausbaues brauche 
ich Ihnen wohl nichts zu sagen. Die Bedeutung und 
Wichtigkeit wird in der Öffentlichkeit voll aner­
kannt, nur leider nicht im gleichen Maße bei den 
verantwortlichen Stellen. Dieses Straßenstück, um 
dessen Ausbau es sich im Zuge des Ausbaues der 
Eisen-Bundesstraße handelt, verbindet direkt ein 
Gebiet mit einer Bevölkerungszahl von rund 25.000 
Menschen mit dem sonstigen steirischen Industrie­
gebiet und mit der Bezirksstadt Leoben. Es ist wahr­
lich unverständlich, daß man 20 Jahre nach dem 
Zweiten Weltkrieg über ein Planungsstadium und 
einige sonstige Vorbereitungsarbeiten noch nicht 
hinaus ist. Bei der Budgetdebatte des vergangenen 
Jahres hat mich der Herr Landeshauptmann als „un­
gläubigen Thomas" bezeichnet, da ich erklärte, daß 
mir der Glaube an die Zuweisung der Mittel für den 
weiteren Ausbau fehle. (Landeshauptmann K r a i ­
n e r : Nach wie vor ungläubiger Thomas!") Nun, 
der heilige Thomas wurde einst sehr gläubig, doch 
ich konnte ihm nicht nacheifern, da bereits vor den 
verschiedenen Katastrophen, die uns dieses Jahr 
heimsuchten, die in Aussicht gestellten Geldmittel 
gar nicht eingeplant wurden. Es wurde in diesem 
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[ Hohen Haus von 15 Millionen Schilling gesprochen, 
bei einer Anfragebeantwortung im Parlament waren 
es bedeutend weniger, doch immerhin noch Millio­
nen. 

Es wurde vom Herrn Landeshauptmann erwähnt, 
daß Vorwürfe erhoben wurden, daß im Trinkwasser 

| der Stadtgemeinde Eisenerz durch den Ausbau des 
Zubringerstückes im Gsollgraben Kolibakterien auf­
getreten sind. Dieses bedauerliche Ereignis, welches 
nachweislich, durch ein Fachgutachten eines steiri-
schen Gelehrten bewiesen, durch die Arbeiten im 

] Bereich des Quellschutzgebietes der Stadtgemeinde 
] Eisenerz entstanden ist, hat die Stadtgemeinde 
: Eisenerz mehrere Millionen gekostet. Es mußte eine 

Entkeimungsanlage gebaut werden, um das Wasser 
wieder für den menschlichen Genuß verwendbar zu 
machen. Außerdem ist durch die Oberste Wasser­
rechtsbehörde festgestellt, daß durch diese Trasse 
die Wasserversorgung von 10.000 Menschen in 
Eisenerz jederzeit durch Mineralöl, das heißt durch 
Tankwagenunfälle, gefährdet ist. Unverantwortli-

Z cherweise wurde aber bis jetzt von der Bundesstra­
ßenverwaltung die vorgeschriebene Reservequell-

- fassung im Anschluß an das Wasserleitungsnetz der 
•̂  Stadtgemeinde Eisenerz noch nicht in Angriff ge-
~ nommen. "Dies, obwohl die Oberste Wasserrechts-
4 behörde eine beschleunigte Erschließung für absolut 
^ notwendig erklärte. Man kann nun daraus keines-

I wegs ableiten, daß der weitere Ausbau der Präbichl-
' j Nordrampe dadurch nicht möglich ist und die Beam-
d te iu^chtJiäl ter i , wenn sia^xii^cbtig-sirid.. Man hättet 
J nach meiner Meinung schon vorher vorsichtig sein 
—j müssen. 

I Nun, was hat sich noch ergeben? Angeblich stellt 
— sich jetzt heraus, daß der Hang, über welchen ein 
^ Stück der neuen Trasse führen soll, auf Grund der 
_| geologischen Beschaffenheit für die künftige Tras-
__! senführung ungeeignet sei. Auf diese Umstände 
n kommt man jetzt, nachdem man das Straßenstück im 
'__] Gsollgraben fertiggestellt hat. Man hört, daß man 
—I sich jetzt mit dem Gedanken befaßt, einfach zu sa-
—j gen, warum die Nordrampe überhaupt bauen, wo 
zj im Betriebsbereich der ÖAMG ein Straßenstück be-

| steht, über welches man den Präbichlpaß erreichen 
[ kann. Nun, meine Damen und Herren, so einfach 

liegen die Dinge auch nicht. Abgesehen davon, daß 
nach meiner bescheidenen Meinung der Gedanke 

~~ äußerst schwer zu realisieren wäre, die Gegengründe 
ZZ s ind so vielfach, daß man sie in diesem Rahmen 

nicht aufzählen kann, so ist es doch schier unglaub­
lich, daß man erst jetzt zu dem Ergebnis gelangt, 
daß aus geologischen Gründen der bewußte Polster-

= hang für eine Trassenführung ungeeignet ist. Ich 
möchte dazu feststellen, daß die geologische Be-

ff; schaffenheit dieses Gebietes seit Jahrzehnten ge­
nauestens bekannt ist. 

Unter normalen Umständen werden doch Boden­
untersuchungen vor irgendwelchen sonstigen Arbei­
ten vorgenommen. Der Öffentlichkeit wurde vor 
Jahren mitgeteilt, daß die Bdenken der Fachleute 
gegen die geplante Trassenführung völlig zerstört 
werden konnten. Dies von einem Geologen. Man 
muß sich vorstellen, wie die letzten Nachrichten 
über das Budesstraßenprogrämm 1966, in welchem 
von der Nordrampe keine Rede ist, auf die Bevöl-

_ kerung gewirkt haben. Dieses Programm wurde in 

der Presse j a anläßlich eines Besuches des Herrn 
Staatssekretärs Dr. Kotzina in Graz veröffentlicht. 

Der Eisenerzer Gemeinderat ha t daraufhin in 
einer einstimmig beschlossenen Resolution den 
Herrn Landeshauptmann um eine Vorsprache er­
sucht. Ich müßte meine Ausführungen mittels eines I 
Tonbandgerätes untermalen, um Ihnen die Äußerun­
gen der Straßenbenützer der jetzigen Trasse be­
kanntzumachen. Ich möchte nur erwähnen, daß diese 
Komentare alles mehr als schmeichelhaft sind. __ 

Sollten die Nachrichten über die aufgetretenen — 
Schwierigkeiten, besser gesagt, über die unbegreif- -tr 
licherweise erst jetzt festgestellten Verhältnisse der — 
Bodenbeschaffenheit stimmen, so würde ich an Sie, — 
sehr geehrter Herr Landeshauptmann, die Bitte rieh- — 
ten, doch untersuchen zu lassen, wer für eine der- __ 
artige unzulängliche Planung verantwortlich ist. Ab- i— 
gesehen davon, daß man das Zubringerstück fertig­
gestellt hat, wurden seitens der Stadtgemeinde I 
Eisenerz zur Beseitigung der entstandenen Schäden ' 
Millionenbeträge ausgegeben. Dies wäre nun alles I 
umsonst geschehen. ~ 

Doch soll man bei dieser Gelegenheit auch an die I 
Zukunft denken. Man ist es doch der Bevölkerung 
von Eisenerz, Garns, Landl, Hieflau, Groß-Reifling, -
St. Gallen und Wildalpen schuldig, daß in absehba­
rer Zeit eine Lösung gefunden wird. Man kann doch s 

den jetzigen Zustand nicht verewigen. In diesem 
Zusammenhang soll man doch den alten Gedanken L 

_ e ines Tunnels durch den Paß prüfen. Der -Gedanke " 
einer Tunnelverbindung zwischen dem Eisenerzer *~ 
Talschluß und dem Vordernberger Tal wäre eine -
Lösung, die eine Schnellverbindung mit dem Leob-
ner Räum gestatten würde. Dadurch wären so viele 
Möglichkeiten für Eisenerz und seine Menschen ge- p 
geben, daß man sie in diesem Rahmen gar nicht alle 
aufzählen kann. Allein die Möglichkeit der Schaf­
fung von weiteren Arbeitsplätzen in Eisenerz wür­
de bedeutend erleichtert werden. Der Gedanke des 
Baues eines Tunnels — unter Umständen mit Ein- r 
beziehung der Bahn — wurde schon während des [ 
Krieges ventiliert. Namhafte Ingenieure haben sich 
mit diesem Programm gründlich beschäftigt. Sicher- -
lieh ist dieses Projekt mit sehr hohen Kosten ver­
bunden. Doch auch der geplante Ausbau der Nord­
rampe dürfte gigantische Summen verschlingen. Dies 
wäre aber auch wieder nur ein Teilstück, denn wie L 
allgemein bekannt ist,-ist der Zustand der Südrampe L 
besonders während der Wintermonate äußerst unbe- !~ 
friedigend. 

Meine Damen und Herren! Der jetzige Zustand 
ist doch — darüber sind wir, glaube ich, alle einer 
Ansicht — unmöglich. Die Nordrampe ist eine Stra­
ße, deren Bauzustand in den letzten 150 Jahren sich 
kaum geändert hat. Die Bemühungen der Bezirks­
hauptmannschaft Leoben, durch verschiedene Vor­
schreibungen den Verkehr aufrecht zu erhalten, sind 
lobenswert, doch sie können keine wirksame Ab­
hilfe bzw. Änderung schaffen. 

Um Unfälle zu vermeiden, muß nach meiner Mei­
nung schon jetzt, und zwar bereits in diesem Win­
ter, mehr getan werden. Die Bundesstraßenverwal­
tung soll doch ähnlich bereits bestehender Einrich­
tungen einen ständigen Abschlepp- und Hilfsdienst 
einrichten, der. laufend die Strecke befährt, um den 
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Kraftfahrern, besonders den streckenunkundlichen, 
behilflich zu sein. Ebenso gehört der Schneeräum-
und Streudienst besonders an Sonntagen verstärkt . 

Ich möchte nicht versäumen, von dieser Stelle aus 
den Männern am Präbichl für Ihre aufopferungs­
volle Arbeit zu danken. Was diese Männer leisten, 
ist einfach großartig. Während des Einsatzes muß 
man auch für Ablösungen sorgen, so daß auch wäh­
rend der Nachtstunden geräumt werden kann. Der 
Verkehr nimmt immer mehr zu. Viele Leute kom­
men einfach nicht nach Eisenerz, weil sie Angst vor 
der Fahrt über den Präbichl haben. Das ist keine 
Fremdenverkehrsförderung, auf die wir doch alle — 
besonders in Eisenerz — großen Wer t legen. Die 
arbeitenden Menschen in diesem Raum haben ein 
Recht auf eine anständige Straßenverbindung nach 
Leoben. 

Ich richte an alle verantwortlichen Stellen den 
Aufruf, dieses Problem der Nordrampe doch endlich 
in einer Art aufzugreifen, daß mit einer Lösung in 
absehbarer Zeit gerechnet werden kann. Die Bevöl­
kerung wird es Ihnen sicher danken. 

Wenn ich mir erlaube, im Anschluß noch über 
einige Fragen der Wasserversorgung, bzw. der Was­
serreinigung und der Fragen des Abwassers im all­
gemeinen zu sprechen, möchte ich mich keineswegs 
wiederholen und verschiedene Vorredner ergänzen, 
sondern ich möchte nur darauf eingehen, wie ich 
schon in meinen Ausführungen im vergangenen 
Jahr erwähnt habe, daß wir ja hier in der Steier­
mark ganz besondere Probleme vorliegen haben. 
Wir haben doch hier in der Steiermark bei einem 
Bevölkerungsanteil von rund 16 % der östereichi-
schen Gesamtbevölkerung mehr als 40 % der öster­
reichischen Industrie. In der letzteren Zahl ist nicht 
zu übersehen, daß es sich dabei zum großen Teil um 
Betriebe der Schwerindustrie handelt, die in unse­
ren engen Gebirgstälern ihre Produktionsstätten 
aus historisch bedingten Gründen hat. 

Sind es in anderen europäischen Ländern die Flüs­
se, die auf Grund der Möglichkeit von billigen 
Wasser t ransporten Industrie-Konzentrationen be­
einflußten, so ist es in unserem Lande vorwiegend 
der Bedarf an Industriewasser und vor allem früher 
die Ausnützung der Wasserkraft gewesen, die — 
selbstverständlich auch unter Berücksichtigung an­
derer Momente — die Konzentrierung in der ange­
gebenen Art ermöglichte. 

Bei der Abwasserfrage handelt es sich keines­
wegs um ein Problem, welches bisher nicht bekannt 
gewesen ist. Die Größe und Wichtigkeit dieser Fra­
ge ist eben, wie bereits erwähnt, durch die Entwick­
lung der letzten Jahrzehnte verursacht worden. Der 
Tagesverbrauch pro Kopf der Bevölkerung ist in 
den letzen Jahren besonders angestiegen. Man soll 
dabei aber nicht übersehen, daß in dieser steigen­
den Verbrauchszahl pro Einwohner — insbesonders 
in den Städten — auch der immer mehr zunehmen­
de Verbrauch des Gewerbes und der Industrie ent­
halten ist. Natürlich muß man dies auch bei der Be­
schaffung der erforderlichen Mittel berücksichtigen. 

Daß es sich bei den finanziellen Mitteln um 
äußerst hohe Beträge handelt, ist jedem, der sich 
mit dieser Materie befaßt, klar. Im vergangenen 
Jahr wurden in der Steiermark durch das Land elf 

Millionen Schilling, durch den Bund neun Millionen 
Schilling, durch Interessenten rund 17 Millionen 
Schilling aufgewendet. Sie sehen aus diesen Ziffern, 
daß gewaltige Beträge hineingepumpt wurden. Für 
kommunale Abwasseranlagen wurden davon fünf 
Millionen Schilling eingesetzt und für Wasserver­
sorgungsanlagen 25 Millionen Schilling. Sie sehen 
aus diesen Zahlen, daß der Anteil der Wasserver­
sorgungsanlagen beachtlich größer ist als jener der 
Abwasseranlagen. In Zukunft muß dieses Verhältnis 
einer Änderung dahingehend zugeführt werden, daß 
man den Abwasseranlagen höhere Bedeutung 
schenkt. 

Der Hauptfluß unseres Landes, die Mur, ist wohl 
— das wurde heute bereits erwähnt — der Schwer­
punkt der Abwasserfragen in ganz Österreich. Es 
ist nicht nur die optisch zu erfassende Veränderung 
des einst so klaren Wassers unserer Flüsse und 
Bäche. In den engen Tälern unseres Heimatlandes 
ist ja der bestehende Grundwasserstrom und damit 
in weiterer Folge das Trinkwasser großer Gebiete 
in Gefahr. Eine geringe Menge ö l z. B. kann Millio­
nen Liter Trinkwasser für lange Zeit für den 
menschlichen Genuß unbrauchbar machen. Und, 
meine Damen und Herren, wie oft kann man fest­
stellen, daß da leichtfertig gehandelt wird. Ohne 
Überlegung werden Abfälle aller Art, sei es in fe­
ster oder flüssiger Form, in den nächsten Fluß oder 
Bach geschüttet. Eine besonders große Gefahr sind 
aber auch die Tankwagenzüge, die in letzter Zeit 
leider immer mehr zunehmen. Abgesehen davon, 
daß unsere Straßen mit geringen Ausnahmen für 
derartige Fahrzeuge mit Anhänger völlig ungeeig­
net sind, sie für die übrigen Verkehrsteilnehmer 
eine große Gefahr bedeuten, ergibt sich bei Unfäl­
len, die sich bedauerlicherweise häufen, eine enor­
me Gefährdung unseres Grundwassers. Ich erinnere 
nur an den Unfall in der Nähe der Weinzöttlbrücke 
und an ähnliche Vorkommnisse der letzten Zeit. Da 
wirft sich die Frage auf, was mit dem verölten Erd­
reich im Anschluß an einen Unfall begonnen werden 
soll. Es ist vorgekommen, daß aus durchaus ver­
ständlichen Gründen niemand die Ablagerung die­
ses verseuchten Erdreiches gestatten wollte. Auch 
mit der Lösung dieser Frage muß man sich befassen. 

Eines sollte man aber rigoros durchführen: Auf 
Straßen, die Quellenschutzgebiete durchgueren, ge­
hört auf jeden Fall ein Fahrverbot für Tanker mit 
Mineralölladungen. Bei der Neufestsetzung von 
Trassen soll man die Planung entsprechend ordnen. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, daß das einer 
besonderen Verantwortung bedarf und es nicht vor­
kommen soll, wie z. B. im Falle Eisenerz, daß die 
künftige Trassenführung bereits durch das Quell­
schutzgebiet der Gemeinde Eisenerz hindurchführt 
und es in der Folge ja schon zu rechtlichen Streitig­
keiten deswegen gekommen ist. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Wir werden Eisenerz umfahren.") Auf 
uns allen, meine Damen und Herren, ruht eine be­
deutende Verantwortung, eine Verantwortung, der 
man sich nicht entziehen kann, wenn man bedenkt, 
daß eine Reihe sehr bekannter Wissenschaftler in 
Deutschland der Öffentlichkeit mitteilte, daß die 
Grundlagen des Lebens in Gefahr sind. Diese Gefahr 
zu bannen, sei unser aller Aufgabe, es sei auch un­
ser aller Aufgabe, bei der Verteilung der finanziel-
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len Lasten zur Besserung und zur endgültigen Sa­
nierung so vorzugehen, daß gerecht gehandelt wird. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

3. Präsident: Als nächster Redner hat der Herr 
Abgeordnete Wuganigg das Wort. 

Abg. Wuganigg: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie, daß ich ganz kurz zum Stra­
ßenbau Stellung nehme und einige dringende Fälle 
meiner engeren Heimat anmelde. 

Zuerst ist das Straßenstück durch die Weizklamm; 
die Weizklamm gehört zu den Naturschönheiten un­
seres Landes. Die Straße, die durch die Weizklamm 
geht, ist ungefähr in einer Länge von 17 km in 
einem sehr schlechten Zustand. Es wurde bereits 
gesagt, daß sie eine Durchzugsstraße ist. Ich möchte 
hier nur hinzufügen, daß sie ganz besonders von 
Bedeutung ist für die Bevölkerung von Weiz und 
auch des Grazer Gebietes, weil sie letzten Endes 
zu den meist besuchten Erholungsstätten führt. 

Der zweite Wunsch ist das Straßenstück vom 
Kreuzwirt bis zum Granitzer. Hier ist das gleiche 
zu sagen. Auch diese Straße führt zu den Gebieten 
der Brandluken, von Heilbrunn und der Sommeralm. 
Sie führt zu den Erholungsstätten. Sie ist maßgeb­
lich auch für den Wintersport und sie ist ebenso 
maßgeblich auch für die Holztransporte, die aus 
dieser Gegend über die Straße abgeführt werden 

müssen. 
3. wäre dann noch die Landesstraße 12, Sinabel-

kirchen—Büchl. Auch diese Straße befindet sich 
zwischen den Gemeinden Wohlsdorf und Preßguts 
in einer Länge von zwei km in einem schlechten 
Zustand. Das ist umso bedauerlicher, als diese Stra­
ße die kürzeste Strecke von Weiz zur Wechsel-Bun­
desstraße darstellt und somit die Strecke Weiz — 
Wien oder aus diesem ganzen Gebiet nach Wien 
wesentlich abkürzen könnte. Auch hier liegt es im 
Interesse des Fremdenverkehrs, dieses Straßenstück 
auszubauen. 

Und noch abschließend in einem Satz: Was die 
Mittelschule Weiz anlangt, die dank der Erklärun­
gen des Herrn Abg. Buchberger heute, am 3. Tag, 
die Bühne dieses Hohen Hauses passiert hat, neh­
me ich sehr, sehr gerne zur Kenntnis, Herr Abge­
ordneter, daß Sie sich nunmehr den langjährigen 
Bestrebungen des Gemeinderates der Stadt Weiz 
anschließen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dr. Kaan: Der Herr Abgeordnete Lind 
hat das Wort. 

Abg. Lind: Hohes Haus! Zuerst eine Richtigstel­
lung: Der Herr Abgeordnete Heidinger hat behaup­
tet, die Stadtgemeinde Hartberg hat die Erhöhung 
der Grundsteuer ab 1. 1. 1963 festgesetzt. Das 
stimmt nicht. Laut Beschluß des Gemeinderates vom 
1. 10. 1965 über die Einhebung der erhöhten Grund­
steuer wurde diese ab 1. 1. 1965 beschlossen. (Abg. 
Dr. R a i n e r : „Sehr schlecht informiert, Herr Abg. 
Heidinger!" — Abg. H e i d i n g e r : „Ich hoffe nur, 
daß die erhöhten Mietzinse, die schon bezahlt wur­
den, rückvergütet werden!") Es wird zurückgezahlt. 

Nun zu meinem Thema selbst. Trotz des steigen­
den Wohnungsbaues ist es in Österreich bisher noch 
nicht gelungen, das Wohnungsproblem zur Gänze 
zu lösen. Eine endgültige Bereinigung dieses Pro­
blems ist zweifellos überhaupt erst dann möglich, 
wenn man sich auch auf der anderen Seite zu einer 
sachlichen Erörterung des Altwohnungsproblems 
durchringen kann. Dabei sind die Mittel, die für die 
Wohnbauförderung ausgegeben werden, außeror­
dentlich hoch. Ich möchte betonen, daß in der Steier­
mark die Wohnbauförderung immer im Vorder­
grund steht. 

So konnten beispielsweise seit Beginn der Wohn­
bauförderung, die damals unter Landesrat Prirsch 
ins Leben gerufen wurde, wie bereits Kollege Feld­
grill erwähnt hat, an die 68.000 Wohnungen erbaut 
werden, die 170.000 Menschen Wohnraum geben. 
Würden wir diese Gebäude zusammensetzen, so 
würde dieser Gebäudekomplex das Ausmaß einer 
Großstadt, vergleichen wir beispielsweise mit Graz, 
erreichen. Es ist zu sehen, daß auf diesem Gebiet 
bereits sehr große Leistungen erbracht wurden. 

Sowohl die Förderung über den Wohnhauswie­
deraufbaufonds, über den Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds als auch über die Wohnbauförderung 
1954 haben die Objektförderung zur Grundlage. 

Aus Überlegungen sozialer Natur heraus ist man 
bereits in anderen europäischen Ländern, so in 
Westdeutschland, Frankreich, Dänemark und Schwe­
denallmählich dazu übergegangen, ^las starre 

Jäy-stem^er-JDbjektfcir-dem^ — 
fall angepaßte Subjektförderung zu ersetzen. 

Die ÖVP hat nun im Jänner des heurigen Jahres 
im Wohnbauförderungsbeirat einen Antrag auf Ein­
führung einer individuellen Wohnbauförderung ein­
gebracht. Bedauerlicherweise haben die Sozialisten 
diesem Antrag ihre Zustimmung verweigert. In­
teressant ist jedenfalls, daß sogar das sozialistische 
Parteiorgan in einer nachfolgenden Pressekampagne 
(Leitartikel vom 22.1.) zugeben mußte, daß es soziale 
Erwägungen waren, die die ÖVP veranlaßt hatten, 
die Subjektförderung durchzusetzen. (Abg. B a m ­
m e r : „Ist doch ein gemeinsamer Antrag!") Gerade 
die Wohnungsbeschaffung stellt junge und einkom-
menschwache Ehepaare vor schwere und schwerste 
Belastungen. Es ist leider so, daß in den Jahren, in 
denen die Einkommen niedrig sind, bei den jungen 
Familien die Investitionen am größten sind. Die Si­
tuation erfährt noch eine Verschärfung, wenn man 
bedenkt, daß oft Familienerhalter mit vielen Kin­
dern, die allein im Beruf stehen, für all diese Ko­
sten aufkommen müssen. 

Um nun den sozial Schwächeren und vor allem 
auch den kinderreichen Familien noch mehr unter 
die Arme greifen zu können, haben die Abgeordne­
ten der ÖVP nun neuerlich einen Resolutionsantrag 
in den Landtag eingebracht, der die Einführung 
einer individuellen Wohnbauförderung verlangt. 
Das Wohnbauförderungsgesetz 1954 schließt die 
Möglichkeit keineswegs aus — also die Möglich­
keit ist gegeben. Der wesentliche Unterschied zwi­
schen der Objekt- und Subjektförderung ist selbst­
verständlich der, daß man bei der Objektförderung 
vom Bau der Wohnungen, bei der Subjektförderung 
aber vom Menschen und seinen Sozialverhältnissen 
ausgegangen ist, Damit soll eine Art Gleichgewicht 
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zwischen den Herstellungskosten einer Wohnung 
und der Leistungsfähigkeit der Wohnungswerber 
angestrebt werden. (Abg. H e i d i n g e r : „Aber bil­
liger wird es deswegen nicht!") 

Aus diesem Grunde ist auch der von den soziali­
stischen Abgeordneten im Parlament im Juli dieses 
Jahres eingebrachte Antrag auf Neuregelung der 
Wohnbauförderung abzulehnen. Er nimmt es sich 
allzu leicht, indem er eigentlich für alle eine starre 
Finanzierung mit 90 °/o Darlehen und 10 °/o Eigen­
mitteln vorsieht, ohne Rücksicht auf Einkommens­
verhältnisse, ohne Rücksicht auf die Familiengröße, 
auf die wirtschaftliche und soziale Lage des Bewer­
bers. Dazu ist noch zu sagen, daß auf eine solche 
Art auch praktisch das Bauvolumen eingeschränkt 
werden müßte, man wäre ja nicht in der Lage, die 
erforderlichen Mittel im Sinne des Abkommens 
aufzubringen. 

Die Volkspartei der Steiermark wird sich daher 
in besonderer Weise in der letzten Frage um eine 
Neuregelung der Wohnbauförderung bemühen, 
wenn es notwendig ist, e igene Wege gehen, und 
zwar so lange, bis eine Einigung auf Bundesebene 
gefunden werden kann. 

Setzen wir uns also gemeinsam für eine baldige 
und gute Lösung des Wohnungsproblems ein. Dies 
ist unsere oberste Verpflichtung. Fördern wir den 
Wohnungsbau mit allen Mitteln, kämpfen wir um 
noch mehr Mittel für den Wohnbau. Setzen wir den 
Menschen immer an die erste Stelle. Er hat nicht 
nur das Recht, auf Arbeit, sondern auch Anspruch 
auf eine familiengerechte Wohnung. Wohnungsbau 
belebt selbstverständlich die Wirtschaft und sichert 
uns die Arbeitsplätze. Also bit te: Alles für den Men­
schen, alles für den Wohnungsbau zur Verbesse­
rung der Wohnungsverhältnisse. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident: Das Wort hat Herr Abg. Karl Lackner. 

Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag! Es scheint so, 
als ob die Straßenwünsche kein Ende nehmen wür­
den. Obwohl wir in der Obersteiermark in dieser 
Hinsicht verhältnismäßig gut beinander sind, haben 
wir trotzdem Wünsche. Bevor ich aber meine Wün­
sche anmelde, möchte ich mit Dankbarkeit feststel­
len, daß in der letzten Zeit wirklich Großes geleistet 
worden ist. Ich denke an die Umfahrung von Leo­
ben, die Sanierung des Putschen, die Umfahrung 
von Bad Aussee und von Schladming, an die Inan­
griffnahme der Salzkammergut-Bundesstraße, so daß 
in allernächster Zeit der Kreis Salzkammergut-Enns-
tal-Bundesstraße geschlossen ist, was nicht nur für 
den Fremdenverkehr, sondern auch für die ganze 
steirische Heimat von großer Bedeutung ist. Dafür 
herzlichen Dank. 

Der Einfachheit halber möchte ich gleich die haupt­
sächlichsten Straßenwünsche der Obersteiermark 
aufzählen: 

Brück wartet dringend auf die Umfahrung. Wa­
rum? Die Durchfahrt in Brück ist eine ausgespro­
chene Belastung für die Menschen, nicht nur für die 
Verkehrstei lnehmer selbst. 

• Wei ters möchte ich erwähnen den Ausbau der 
Nordrampe der Straße Seeberg—Mariazeil und die 

Sanierung der Triester Bundesstraße bis St. Kath-
rein. 

Im Bezirk Judenburg ist die Strecke Kleinfeistritz 
—Bretstein noch nicht staubfrei gemacht. Damit die­
se Straße dem heutigen Verkehr besser entspricht 
und auch die Erhaltung nicht so teuer kommt, wäre 
es wohl angebracht, sie mit einer Schwarzdecke zu 
versehen. 

Die Stadt Murau wird immer mehr zu einem 
Fermdenverkehrszentrum und hat daher auch Stra­
ßenwünsche. 

Zu erwähnen wäre noch die Straße Predlitz—Tur-
racher Höhe, Unzmarkt—Mauterndorf, ferner die 
Umfahrung von Teufenbach—Niederwölz, der Aus­
bau der Katschtalstraße von Schöder—Katsch —St. 
Peter—Oberwölz. Ein vordringlicher Wunsch wäre 
auch die Umfahrung von St. Lambrecht über Murau, 
die eine ganz besondere Bedeutung für den Ver­
kehr hat, ist sie doch eine Schnellstraße von Salz­
burg über die Steiermark nach Kärnten. Sie ist wich­
tig, damit der Fremdenverkehr vom Westen her 
auch in die Steiermark geleitet werden kann. 

Zuguterletzt hat auch das Ennstal einige Straßen­
sorgenkinder: Da ist einmal die Dreimärkter-Bun-
desstraße. Es ist ja hier schon viel geschehen, aber 
das Stück von Palfau ist noch übrig geblieben. Und 
es ist wirklich ein echter Wunsch der Bevölkerung 
von Palfau, daß dieses Stück auch gemacht wird, 
weil diese Menschen ja sonst vom Verkehr ganz 
abgeschlossen sind. Ich weiß, daß es dort große 
Schwierigkeiten zu überwinden gibt, aber bei den 
heutigen Maschinen müßte es eigentlich schon mög­
lich sein, auch dieses Stück endlich fertigzustellen. 

Als letzte ist noch die Landesstraße Donnersbach 
—Donnersbachwald zu erwähnen, die bei weitem 
nicht den Erfordernissen der heutigen Verkehrslage 
entspricht. Früher wurde in Donnersbachwald das 
Holz getriftet. Die Holztrift ist aber eingestellt und 
das Holz wird jetzt auf der Straße abgeführt. Und 
diese Straße ist einfach zu schmal. Außerdem ist 
diese Straße die Lebensader der Bevölkerung von 
Donnersbachwald. Weiters ist sie für den Fremden­
verkehr von größter Bedeutung. Ich bitte daher das 
Hohe Haus, daß man auch diesen Wünschen Rech­
nung trägt. (Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Herr Landesrat Bammer. 
Ich erteile es ihm. 

Landesrat Bammer: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! ü b e r die Wohnbaufragen ist heute 
schon viel Wertvolles ausgesagt worden. Trotzdem 
erscheint es mir notwendig, einiges ins rechte Licht 
zu setzen, was vielleicht e twas verzerrt dargelegt 
worden ist. 

Es ist über die Subjektförderung hier und von 
Fachleuten schon verschiedentlich gesprochen wor­
den. Dieses Problem ist nicht so einfach, es ist auch 
nicht neu. Es ist nur neu für jene Abgeordneten, 
die das erstemal an einer Budget-Debatte teilneh­
men. Immer wieder beschäftigt man sich mit diesem 
Problem und jedes Jahr spricht man von einem 
Übergang von der Objekt- zur Subjektförderung. 
Der Herr Abg. Lind meinte, niemand hät te die ÖVP 
hindern können, die Subjektförderung einzuführen. 
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Herr Dr. Rainer hat als Sprecher der ÖVP diese 
Sache schon einmal publiziert, aber auf einmal ist 
es dann wieder ganz ruhig geworden. Man hat sich 
nämlich errechnet, was dabei an künftigen Belastun­
gen herausschaut und man hat sich eben dann be­
scheiden müssen. Es ist nicht damit abgetan, einfach 
zu sagen, gehen wir von der Objektförderung über 
zur Subjektförderung und damit ist das ganze Pro­
blem gelöst. Wir wissen alle, mit Schlagworten löst 
man keine Probleme. Wenn es so einfach wäre, hät­
te man es sicherlich schon getan, weil es Aussicht 
hat, die Probleme besser zu ordnen. Aber ich glaube, 
es gibt keine einfache, gerechte und überschaubare 
Form der Subjektförderung. Was vor allem auch 
ein Problem dabei ist, meine Damen und Herren, 
das ist das Kontrollsystem. Die familiären Ver­
hältnisse und die wirtschaftlichen Verhältnisse än­
dern sich doch ständig. Wollen wir etwa, wie schon 
vorgesehen war, in Zeitabständen von zwei Jahren 
ständig alle so gebauten und so finanzierten Woh­
nungen kontrollieren, wieviel Kinder jetzt noch ver-
sorgungspflichtig sind, wie die Einkommensverhält­
nisse sind oder wer zugezogen ist, wer mehr ver­
dient? Das sind doch sehr schwierige Probleme. Und 
daher möchte ich sagen, keine Schlagworte. Wir er­
kennen an, daß das sicher einen guten Kern hat, 
aber wenn es leicht zu lösen wäre, dann wäre wahr­
scheinlich niemand im Hause, der dieser Lösung 
entgegengestanden hätte. 

Und nun auch noch ergänzend dazu: Ich glaube, 
'man machr^in^n~Fehrer~~Mäir~~sterif~jedes J a h r ' 

der Ersten Republik herüber und alle Bemühungen, 
mehr Geld für den Wohnungsbau freizustellen, sind 
doch gemeinsame Bemühungen, wie e twa gerade 
die Tatsache, daß der Finanzreferent im heurigen 
Budget wieder 60 Millionen Schilling für eine Son­
deraktion eingesetzt hat. Man muß also auch diese 
Dinge ins rechte Licht rücken. 

Und wenn man immer sagt, wir seien so fort­
schrittlich in der Steiermark. Meine Damen und Her­
ren, wir sind es gar nicht! Die Steiermark ist das 
einzige Land, das bei Wohnbauanträgen, die vom 
Bundes-Wohn- und Siedlungs-Fond bewilligt wer­
den, keine Landesmittel dazugibt. Auch hier besteht 
eine Möglichkeit, die Diskrepanz und die Finanzie­
rungslücke zwischen Baukosten und tatsächlicher 
Darlehenshöhe zu verringern. (Abg. Dr. R a i n e r : 
„Aber damit werden doch nicht mehr Wohnungen 
oder weniger!") Das Land Niederösterreich hat auch 
keine sozialistische Mehrheit und gibt für jede Woh­
nung, die vom Bundes-Wohn- und Siedlungs-Fonds 
gefördert wird, 20.000 Schilling aus Landesmitteln 
als Kredit dazu. Das ermöglicht es, zu verhindern, 
daß die Baukostenbeiträge für die künftigen Mieter 
zu hoch sind, daß eine Auslese der künftigen Mieter 
oder Eigentümer nicht mehr nach der Bedürftigkeit 
im Hinblick auf die Wohnungssituation, sondern 
nach der Brieftasche vorgenommen wird. (Abg. Dr. 
R a i n e r : „Da wird halt dann weniger gebaut, nicht 
Herr Landesrat!") Herr Abgeordneter Rainer, ich 
stimme Ihnen vollkommen zu. Wir werden — der 
Herr Abgeordnete Stöffler 'hat es in einem Zwi-

einen Antrag auf Übergang zur Subjektförderung 
und das ganze übrige Jahr hört man dann nichts 
mehr davon. Dabei haben Sie einen nach dem Wohn-
bauförderungsgesetz 1954 zu Recht eingesetzten und 
auf einem Landesgesetz basierenden Wohnbauför-
derungsbeirat, der eine Art Abstimmungsmaschine­
rie ist und der zu den vorgelegten Anträgen J a und 
Amen sagen kann. Beschäftigen wir doch diesen 
Beirat mit diesem Problem. Er soll das diskutieren, 
er soll das ganze Für und Wider auf seine Tages­
ordnung setzen, soll das durchrechnen, sich Exper­
ten dazu holen; das wäre eine dankbare Aufgabe 
für den Referenten, Herrn Landesrat Niederl, die 
Ressentiments, die seit der Entstehung über diesen 
Beirat im Referat bestehen, abzubauen und die wirk­
lichen Fachleute, Genossenschaftsfunktionäre, Bau­
fachleute, die da drinnen sind, mit der Frage zu be­
schäftigen, wie kann man wirklkh-mit der Subjekt­
förderung zu Rande kommen? 

Sie werden es mir nicht glauben, meine Herren 
Abgeordneten, vor allem Herr Abg. Lind, aber die 
Sozialisten s i n d nicht dagegen, wir sind sogar 
sehr dafür, wenn man ein gerechtes, überschaubares 
und einfach zu handhabendes System der Subjek-
förderung findet. Aber dieser Weisheit letzter 
Schluß steht noch aus. Und man nimmt einfach die 
bösen Sozialisten als Ausrede. Die Dinge am wah­
ren Kern zu erkennen, erscheint uns aber wesent­
lich wichtiger. 

Sie haben aber noch dazu gesagt, diese 67.000 
Wohnungen sind also das Ergebnis der Initiative 
eines einzigen Mannes, den wir alle sehr geschätzt 
haben. Aber auch das ist nicht richtig. Wohnbau­
förderung wird seit der Ersten Republik betrieben, 
der Bundes-Wohn- und Siedlungs-Fonds kommt aus 

schenruf vor einigen Jahren schon festgestellt und 
mir vorgehalten — wir werden eines Jahres, möchte 
ich sagen, — beim Budget handelt es sich um Jahre 
— vor der Alternative stehen, zu entscheiden: Wol­
len wir so weiterbauen und damit eine gewisse be­
dürftige, in schlechten Wohnungsverhältnissen be­
findliche Schicht ausschließen, oder bauen wir we­
niger und damit auch für bedürftige Familien. Ich 
sage Ihnen ganz konkret, die Neuberechnung des 
Schlüssels bei der Wohnbauförderung 1954 und die 
erhöhten Mittel, die damit dem Land Steiermark 
zufließen, würden es z. B. — man soll die Dinge 
diskutieren — möglich machen, gleich viel Wohnun­
gen wie im Vorjahr zu bauen und trotzdem für den 
einzelnen eine bessere Finanzierung zu ermöglichen. 
Die Möglichkeit wäre gegeben, ohne bei der Zahl 
der zu fördernden Wohnungen zurückzusinken. 
(Abg. B u r g - e r : „Da müßte man d leSteir ische Ar­
beiterkammer auch einladen, e twas dazuzugeben!") 
Schauen Sie, Herr Abgeordneter Burger, Sie dürfen 
die Eirizelsiedler nicht mit den Geschoßbauten und 
Mietwohnungen vergleichen. Da verstehe ich leider 
ein bisserl mehr davon. Mit dem Zwischenruf kom­
men Sie bei mir nicht durch, das kann ich Ihnen 
gleich sagen. Nun wurde auch von der Frau Abge­
ordneten Jamnegg heute dem Hohen Hause eine 
sehr, sehr imponierende Zahl über die im nächsten 
Jahr zur Verfügung stehenden Wohnbaumit tel vor­
getragen. Ich glaube mich richtig zu erinnern, sie 
hat von 606 Millionen gesprochen, Land, Bundes-
Wohnungs- und Siedlungsfonds, Wiederaufbaufonds 
plus noch zu beschließender 60 Millionen Sonder-
wohnbauprogramm, ak© rund 660 Millionen. Ich 
glaube, nur um in der Öffentlichkeit kemerr falsche» 
Eindruck-entstehen zu lassen, muß man die echten 



8. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode. — 14., 15. und 16. Dezember 1965. 281 

Ziffern sagen, meine Damen und Herren. Mir ist 
heute vormittag die Liste der für das Jahr 1966 be­
reits bewilligten Wohnhauswiederaufbauvorhaben 
in Wien zugeschickt worden, und ich kenne also 
den Betrag — der Herr Landesrat Niederl kennt ihn 
auch —, der beim Bundes-Wohnungs- und Sied­
lungsfonds verfügbar sein wird, und ich komme 
beim besten Willen nicht auf die 660 Millonen. Ich 
kann tun, wie ich will (Abg. J a m n e g g : „Von 660 
war ja keine Rede!") 606 plus 60 sagten Sie, ich 
habe sehr genau mitgeschrieben. (Abg. J a m n e g g : 
„Verzeihung, Herr Landesrat, darf ich vielleicht be­
richtigen. Ich hoffe, daß das auch im Protokoll so 
drinnen steht. Das waren 606 Millionen minus 60, 
ich habe es allerdings im umgekehrten Verhältnis 
ausgedrückt, minus 60 Millionen Sonderwohnbau-
programm!") Ich nehme zur Kenntnis, daß aus plus 
ein Minus geworden ist. Aber, bitte, Frau Abgeord­
nete. Wir haben in diesem Budget 173 Millionen 
Wohnbauförderung 1954. Denn alle Mittel, die drin­
nen sind, dürfen sie nicht nehmen, da sind bereits 
Verpflichtungen der Vorjahre dabei. Wir haben 35 
Millionen Schilling Landeswohnbauförderung, wir 
haben 60 Millionen Sonderprogramm, das sind 268 
Millionen. Wir haben dazu 110 Millionen Bundes-
Wohnungs- und Siedlungsfonds, wir haben dazu 
105 Millionen steirischer Anteil am Wohnhauswie­
deraufbaufonds, das sind insgesamt 483 Millionen 
für neue Wohnbauten im kommenden Jahr, zu de­
nen allerdings noch die Zinsenzuschußaktiön der 
Landesregierung kommt, die man aber nur in Zin­
senzuschüssen berechnen kann. Also, ich komme 
nicht auf die Ziffer, und ich fühlte mich verpflichtet, 
die Dinge zu sagen, wie sie im Budget stehen, weil 
sonst in der Öffentlichkeit Hoffnungen entstehen, 
die dann nicht gerechtfertigt sind. Die Frau Abge­
ordnete Jamnegg hat auch behauptet, das Sozial­
ministerium hat die Mittel gekürzt, ich glaube, um 
36 Millionen, ha t sie erklärt. Meine Damen und 
Herren, ich darf daran erinnern, daß in diesem ab­
laufenden Jahr eine heftige Diskussion über die 
Berechtigung des Schlüssels des Sozialministeriums 
bei der Zuwendung der Bundesanteile für die Wohn­
bauförderung 1954 im Gange war. Wir haben in der 
Landesregierung einstimmig gegen diesen Schlüssel 
protestiert, das Land Oberösterreich ist zum Ver­
fassungsgerichtshof gegangen. Man wird also se­
hen, was für Oberösterreich als Beispiel heraus­
kommt. Aber wenn wir schon mit Deutlichkeit fest­
stellen, daß wir uns hier benachteiligt fühlen, meine 
Damen und Herren, möchte ich nicht verschweigen 
festzustellen, daß beim Wohnhauswiederaufbau der 
steirische Anteil seit Beginn, obwohl die Steiermark 
ein Land mit sehr vielen Bomben- und Kriegsschä­
den war, unveränder t mit 10 °/o festgesetzt ist, daß 
ein Vorschlag im Jahre 1960, den Prozentsatz auf 
15 °/o zu erhöhen, an dem Widerstand der anderen 
Länder gescheitert und dann vom Herrn Handels­
minister Dr. Bock zurückgezogen worden ist. Wenn 
wir von Benachteiligung bei der Zuweisung von 
Wohnbaumit teln reden, dann auf allen Ebenen, und 
dann sage ich Ihnen, die größte Benachteiligung er­
fährt die Steiermark beim Wohnhauswiederaufbau­
fonds, denn wenn wir all die Länder wegnehmen, 
die keinerlei Kriegs- und Bombenschäden hatten, 
so werden Sie sicher zugeben, daß der Anteil bei 

den verbleibenden viel zu gering ist. Also hier müß­
ten der Landtag und die Regierung gemeinsam ge­
gen diese noch immer vorhandene Benachteiligung 
protestieren. 

Nun, zu dem Sonderwohnbauprogramm oder zu 
den 60 Millionen, die im Budget für eine Sonder­
aktion stehen, darf ich doch folgendes sagen: Es ist 
sicher unbestri t ten daß die sozialistischen Abgeord­
neten im Jahre 1964 den Antrag auf Beschlußfas­
sung über ein Programm zur rascheren Beseitigung 
des Barackenelends in der Steiermark eingebracht 
haben und daß in der späteren Folge die Fraktion 
der ÖVP einen Antrag eingebracht hat, der nicht 
sehr klar formuliert war, wenn ich das einfach und 
bescheiden ausdrücken darf, mehr Wohnungen zu 
bauen. Nun sind diese 60 Millionen zu verteilen. 
Ich möchte nachdrücklich darauf hinweisen, meine 
Damen und Herren, daß es das gemeinsame Ziel 
dieses Hauses sein muß, gerade 20 Jahre nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges und im 20. J ah r des 
Bestandes unserer Zweiten Republik, daß man end­
lich ernsthaft und generell darangeht, das Baracken­
elend in unserem Land zu beseitigen. Ich sage es 
noch einmal, es sind Baracken, die aus den Jahren 
1916, 1917, 1918 bestehen, in denen heute noch kin­
derreiche Familien zum Teil auch deshalb wohnen, 
weil sie nicht in der Lage sind, die zum Teil ent­
standenen Neubauten zu beziehen, weil für den kin­
derreichen, al leinverdienenden Familienerhalter das 
System der jetzigen Wohnbauförderung ungenü­
gend ist, weil die Gemeinden nur in Einzelfällen 
in der Lage sind, die Kostendifferenz zwischen Bau­
kosten und Förderungshöhe aus eigenen Mitteln 
und damit ohne Belastung der künftigen Mieter zu 
tragen. Ich glaube, daß wir uns sehr bald mit der 
Frage beschäftigen müssen, was mit den Baracken 
geschieht, die nicht Genossenschaften gehören, die 
trotzdem aber bewohnt sind. Hier wird sich ein 
Problem für das Referat auftun, das man sehr bald 
erkennen müßte, grundsätzlich daß also doch eine 
Ersatzvornahme erfolgen kann, daß ein Baracken­
ersatz erfolgt, auch wenn der derzeitige Baracken­
besitzer nicht selber antragsberechtigt ist, daß die 
Genossenschaften oder auch die Gemeinden diese 
Baracken beseitigen. 

Nun, zu dem Gesamtproblem der Gruppe 6 noch 
ein einzelnes Anliegen, das mir in den letzten Mo­
naten große Sorgen macht. Ich hoffe, daß es mög­
lich sein wird, Herrn Landeshauptmann dieses Pro­
blem als Straßenreferenten vorzutragen. Wir haben 
ein konkretes Problem, das daraus entsteht, daß in 
Trofaiach das Demonstrativbauvorhaben der Alpine 
entsteht, ein Vorhaben, bei dem 1500 Wohnungen 
gebaut werden, für Beschäftigte vor allem des Dona-
witzer Alpinewerkes. Es sind also 1500 Wohnungen, 
die entstehen, und es werden in wenigen Jahren 
diese mindestens 1500 Beschäftigten sein, die auf 
der sehr schlechten, sehr schmalen, sehr unübersicht­
lichen Verbindungsstraße zwischen Trofaiach und 
Donawitz bei Schichtwechsel entweder auf dem Rad 
oder mit dem Moped, mit dem Motorrad oder mit 
dem Kleinwagen ihren Heimweg oder den Weg zur 
Dienststelle antreten. Ich glaube, daß hier zu der 
jetzt schon bestehenden Unfallsgefahr sich unerhör­
te Aspekte abzeichnen. Dieses Problem löst man 
nicht mit der Umfahrung von Eisenerz über Vordem-
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berg, Hafning nach Traboch hinüber in das Palten-
tat, sondern dieses Problem, dieses ernste Pro­
blem für die Beschäftigten dieses Betriebes, die in 
Trofaiach wohnen werden, viele wohnen ja schon 
dort, muß in der Form behoben werden, daß man 
auch die alte Verbindungsstraße zwischen Trofaiach 
und Donawitz verbreitert, modernisiert, mindestens 
auch einen Radfahr- oder Mopedweg einrichtet, da­
mit dort nicht ständig große Unfallsziffern entstehen. 
Ich bitte also den Straßenreferenten, das Problem 
dieser Bundesstraße sehr gewissenhaft zu prüfen 
und ehestens auch hier für eine Lösung vorzusor-
gen. So weit meine Bitte im Hinblick auf dieses De­
monstrativvorhaben in Trofaiach für die Beschäftig­
ten der Alpine-Montan Donawitz. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich Herr Abg. 
Vinzenz Lackner, ich erteile es ihm. 

Abg. Vinzenz Lackner: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich werde mich be­
mühen, mich so kurz zu fassen, wie mein Namens­
vetter von der Nordseite oder von der anderen 
Fakultät, wenn Sie wollen. 

Es ist vor kurzem ein Antrag eingebracht worden, 
der dahingehend lautet, man soll die Sölkpaßstraße 
als Landesstraße übernehmen. Und bezeichnender­
weise hat dieser Antrag lauter junge Abgeordnete 
als Unterzeichner. Das hat seine Bedeutung, weil 

l¥~aie~"älterr"Ä^^öf^eteir~aüt~üer~"ÖVP-Seite~be^ 
fangen sein mußten, wo sie doch alle wissen, daß 
es einmal eine gemeinsame Sache war, die Glatt­
jochstraße zu bauen. Und gerade mein Namensvet­
ter von der anderen Seite, der Abg. Karl Lackner 
und Sie, Herr Abg. Dr. Rainer haben auch hier im 
Hause zu diesem Antrag gesprochen und erklärt, 
das seien Phantastereien. Da ist aber noch der Brief, 
in dem Sie denselben Interessenten geschrieben 
haben, Sie werden die Sache tatkräftigst unterstüt­
zen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Er hat sich ja 
auch nicht ausgekannt!") Damals waren Sie noch 
Abgeordneter, heute sind Sie Landes-Parteisekretär. 
Es gibt noch andere Abgeordnete, die ähnlich lau­
tende Briefe geschrieben haben, die sind heute Lan­
desräte, Fremden Verkehrsreferent und dergleichen 
mehr und haben sich davon distanziert. (Landes­
hauptmann K r a i n e r : „Ich habe mich aber immer 
dagegen ausgesprochen! -)- Der Herr -Landeshaupt­
mannstellvertreter Udier hat in Stainach erklärt, er 
überbringt die Grüße des Herrn Landeshauptman­
nes Krainer und er ermahnte die Leute, von diesem 
Projekt nicht abzuweichen und es mit aller Intensi­
tät zu verfolgen. Bitte, so die Dinge. 

Wir haben aber auch im Landtag einen Beschluß 
gefaßt, nachdem zwischen Triebener Tauern und 
Radstätter Tauern auf 80 km Länge kein Übergang 
ist, daß ein zusätzlicher Übergang geschaffen wird 
und in dem Beschluß heißt es wortwörtlich: „über 
das Glattjoch". (Abg. Dr. P i t t e r m a n n : „Herr 
Kollege Lackner, ich höre vertraute Worte von vor 
12! Jahren!") Sehen Sie, so kann man also die Dinge 
auch machen, das ist die Methode: Alles auf die 
lange Bank schieben und dann sagen: „Jetzt wissen 
wir nichts mehr davon." Aber ich sage Ihnen eines, 
Herr Abg. Dr. Pittermann, hinter diesen Beschlüs-
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sen, die damals gefaßt worden sind, steht auch der = 

Beschluß von Scheifling, wo viele Bürgermeister 
zehntausende Obersteirer vertreten haben. Also die 
Bürgermeister werden damit desavouiert, aber auch 
die obersteirische Bevölkerung. So sollte man die 
Dinge doch nicht machen, sondern man soll den Mut 
haben, auch nein zu sagen, wenn man nicht ja sagen _ 
kann. Man hat den Glattjochinteressenten gesagt, 
„fangt ja nicht an, sonst kriegt ihr später nichts". 
Auf der anderen Seite hat wahrscheinlich das Ge­
wicht eines Ministers — er ist heute außer Dienst —• ~~ 
eben schwerer gewogen als das Gewicht eines Bür­
germeisters von Donnersbachwald und man hat still F 
und leise mit Mitteln aus der Almaufschließung, b 
ans dem Güterwegbau, aus der Forstaufschließung ~ 
einen Übergang gebaut, schon in der Absicht — das 
bringt ja auch der Antrag zum Ausdruck — daß 
man dann sagt, das übernimmt dann das Land und 
die anderen können warten. Ich möchte aber sagen, 
wirtschaftlich, geographisch, klimatisch, alle Zeichen, 
wenn Sie sich das anschauen und sich noch einmal 
in Erinnerung rufen, sprechen für das Glattjoch. 
Und die Stadt Oberwölz ist zu einem Dornröschen- r 
schlaf verurteilt und sie war ifn 13. Jahrhundert mit 
2000 Einwohnern fast so groß wie Graz. Und da­
mals ist dann die Zeit gekommen, wo man dann an 
der Jahrhundertwende von der Schiene auf die Stra­
ße oder umgekehrt gegangen ist und heute ist es £ 
wiederum umgekehrt. Und deshalb verlangen wir, 
daß dieser Antrag nicht schlummernd liegen bleibt, 

—sondern-daß er i3erücksichtrgt""wird7^Dazu kommt r 
aber noch für die Obersteiermark, daß man heute 
stark für die Autobahn-Umfahrung Süd der Steier- r 
mark eintritt und zugleich Salzburg und Kärnten -
die Umfahrung West propagieren und noch dazu 
die obersteirischen Abgeordneten ersuchen, dafür- p 
einzutreten. Wenn wir dafür eintreten, dann für die 
Anschlußstücke, die wir brauchen, damit uns wenig­
stens die Brosamen vom Fremdenverkehr noch in . -
der Obersteiermark verbleiben. Das hätte ich dazu 
zu sagen und mir tut mein Freund Lackner dort auf 
der anderen Seite aufrichtig leid, daß er in seinem 
Klub von dieser Sölkpaß-Straßenwalze niederge­
walzt worden ist. (Beifall.) : 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Rai­
ner. 

Abg. Dr. Rainer: Meine sehr geehrten Damen und _. 
Herren! Wenn wir gerade beim Briefschreiben sind, 
dann erlaube ich mir, die Damen und Herren des 
Hohen Hauses auf etwas aufmerksam zu machen 
und den Referenten, Herrn Landesrat Dr. Niederl zu 
bitten, in Zukunft darauf zu achten, daß solche Miß­
stände abgestellt werden. 

Der Wohnbauförderungs-Beirat bei der Steiermär-
kischen Landesregierung wird beschickt von den 
Vertretern der österreichischen Volkspartei und 
der Sozialistischen Partei. Mir ist nun ein Brief in 
die Hände gekommen, vom österreichischen Gewerk­
schaftsbund — Bau- und Holzarbeiter — und in die­
sem Brief steht, daß der sozialistische Abgeordnete A 
Loidl, Landessekretär des österreichischen Gewerk­
schaftsbundes, sich in besonderer Weise für einen 
Kreditantrag eingesetzt hat. Es wurde dadurch er­
reicht, „daß Sie ein Wohnbaudarlehen mit einer 
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Laufzeit von 30 Jahren erhalten". Dieser Brief ent­
hält also nun zwei Unwahrheiten: (Landesrat G r u ­
b e r : „Ist es verboten, daß sich ein Abgeordneter 
dafür einsetzt?") Selbstverständlich soll er sich ein­
setzen, aber erstens ist der Wohnbauförderungs-
Beirat nur dazu da, die Anträge zu begutachten und 
nicht, sie zu genehmigen. Bitte, wenn Sie also schon 
Beisitzer sind im Wohnbauförderungs-Ausschuß, 
dann müssen Sie das wissen. Und zweitens muß ich 
Ihnen sagen, ich habe mich bei unseren Kollegen 
erkundigt von der ÖVP-Fraktion, keiner hat ir­
gendeine solche Nachricht dem österreichischen Ge­
werkschaftsbund — Bau- und Holzarbeiter — zu­
kommen lassen. Der Brief kann also nur von einem 
Mitglied der SPÖ-Fraktion stammen und ich habe 
mich weiter erkundigt und nachschauen lassen und 
da steht im Protokoll der Sitzung des Wohnbauför-
derungsbeirates vom 28. 10., daß zu diesem Tages­
ordnungspunkt keine besondere Wortmeldung des 
Herrn Abg. Loidl zu dem Antrag des erwähnten 
Herrn zu verzeichnen war. Dieser Antrag war im 
Amtsvorschlag bereits enthalten und der Vorschlag 
des Landes-Wohnungs- und Siedlungsamtes wurde 
einstimmig positiv genehmigt. Ich möchte nur wis­
sen, wo Sie sich da so besonders eingesetzt haben? 
Das ist doch eine k lare Unwahrheit. (Abg. H e i d i n -
g e r : „Ich habe eine Lade voller Briefe, die ÖVP-
Abgeordnete geschrieben haben!") Ich bitte daher, 
dafür zu sorgen, daß in Zukunft die Leute nicht 
falsch informiert werden. (Abg. P ö 1 z 1 : „Der Herr 
Abg. Loidl sagt, er habe den Brief gar nicht ge­
schrieben!") 

Bitte und jetzt noch etwas Zweites: Der Herr 
Landesrat Bammer hat hier einige Ausführungen 
von Kollegen von mir bezweifelt und auch die Ver­
dienste eines Mannes, der nicht mehr in unserer 
Mitte weilt, eingeschränkt im Hinblick auf die 
Wohnbautät igkei t im Lande Steiermark. (Landesrat 
B a m m e r : „Nein, nein!") Ich möchte Sie bitten, 
meine Damen und Herren, sich von den älteren Kol­
legen unter Ihnen erzählen zu lassen, wie im Jahre 
1948 und 1949 hier begonnen wurde mit der Wohn­
bauförderung, wie mühsam es war, die ersten Mil­
lionen Schilling beim Finanzreferenten herauszube­
kommen. Damals war es nämlich nicht so leicht, es 
waren nicht nur ÖVP und SPD' in der Regierung 
und im Landtag hat te die ÖVP keine Mehrheit. Da 
war auch der damalige VDU noch eine Macht und 
erst seit dem Budget 1953 war es möglich, daß der 
Landes-Wohn- und Siedlungs-Fonds mit 30 Millio­
nen einmal richtig dotiert wurde und erst von die­
sem Moment an konnte auf diesem Gebiet in der 
Steiermark Entscheidendes geleistet werden. Aber 
ich verstehe Herrn Landesrat Bammer nicht, warum 
er sich hierüber alteriert. Ich habe hier nämlich eine 
„Neue Zeit", und ich muß Ihnen sagen, die „Neue 
Zeit" ist da nicht so empfindlich und ist mit Lobhu­
deleien usw. sehr schnell am Platz. Es werden zwei 
Männer dieser Landesregierung hier gewürdigt, die 
ich beide achte und schätze. Es ist also hier der Herr 
Landesrat Sebastian genannt und der Herr Landesrat 
Grüber, und zwar im Zusammenhang mit der Kin­
derklinik, mit der neuen Frauenabteilung in Leoben, 
mit dem Zentral-Röntgeninstitut. Und da steht fol­
gendes: „Ausgedacht, vorbereitet und schließlich 
durchgeführt wurden sie — diese Bauvorhaben — 

nämlich von den sozialistischen Mitgliedern der 
Landesregierung Adalbert Sebastian, Sepp Gruber" 
usw. Bitte, ich schätze und achte Sie, aber wissen 
Sie, ich glaube, so eine Kinderklinik oder das Zen-
tralröntgeninistitut sich auszudenken, das geht doch 
über die Fähigkeiten dieser beiden Herren e twas 
hinaus. Natürlich ist auch hier noch der s tereotype 
Satz, der ja in der „Neuen Zeit" wahrscheinlich 
schon sehr feststehend ist, daß das natürlich nur 
möglich war infolge der klugen Finanzpolitik des 
sozialistischen Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner-Blazizek. (Abg. B r a n d l : „Sehr guter 
Satz!") Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Man kann natürlich hier in dem Haus so reden wie 
der Herr Landesrat Bammer und dann in der Zei­
tung anderes schreiben. Ich glaube, die österreichi­
sche Volkspartei hat in den letzten 15 Jahren be­
wiesen, daß bei ihr die Wohnbauangelegenhei ten 
nicht nur mit dem Mund besprochen werden, son­
dern daß das eine Angelegenheit des Herzens ist. 
Wir sind selbstverständlich dafür, daß durch dieses 
Sonderwohnbauprogramm auch Baracken betroffen 
werden, aber wir glauben, daß vor allem auch die 
Erbauer von Eigenheimen entsprechend berücksich­
tigt werden müssen, weil bei den Erbauern von 
Eigenheimen der Mensch mit den wenigsten Mitteln 
zu einem eigenen Dach und zu einem Eigentum und 
zu einer eigenen Wohnung kommt. (Beifall bei der 
ÖVP. — Landesrat G r u b e r : „Das war Demagogie, 
Sie haben nur einzelne Wor te aus der Neuen Zeit 
verlesen!") 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr Lan­
desrat Niederl. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Dr. Niederl: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe die Ehre, 
erstmals in meiner Eigenschaft als Mitglied der Stei-
ermärkischen Landesregierung an einer Budgetde­
batte teilzunehmen, und Sie können versichert sein, 
daß ich mit sehr großer Aufmerksamkeit den Debat­
tenrednern und auch den Zwischenrufern gefolgt bin. 
Ich konnte allerdings nicht ganz verstehen, daß der 
Herr Abgeordnete DDr. Götz gesagt hat, daß das 
Nennen von Ziffern eine Selbstgefälligkeit wäre, 
denn mir wird bewußt, daß bei einer Budgetdebatte 
wohl in erster Linie auch Ziffern zu nennen sein 
werden. 

Ich freue mich darüber, daß sowohl der Hauptre­
ferent als auch die Debattenredner soviele Proble­
me, die im Wohnbauförderungswesen zum Aus­
druck kommen, hier aufgezeigt haben. Und wenn in 
den vorigen Gruppen auch viele politische und wirt­
schaftliche Tagesfragen angeschnitten worden sind, 
so glaube ich wohl sagen zu können, daß das Wohn-
bauförderungsproblem zu den wichtigsten in der 
Steiermark und in ganz Österreich gehört, weil ne­
ben der Ernährung und neben der Gesundheit der 
Kulturmensch in unseren Breitengraden ein Dach 
über dem Kopf und mehr — eine Wohnung — 
braucht. Dieses Problem des Wohnens, das hier im 
Hohen Hause durch mehrere Stunden hindurch mehr 
oder weniger sachlich diskutiert wurde, berührt 
ganz Österreich, und zwar deshalb, weil wir nach 
diesem Zweiten Wel tkr ieg Zerstörungen im Wohn­
raum vorgefunden haben, die weit über das normale 


